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Liebe Leser_innen!

Editorial

Da das print-progress aktuell nicht sehr oft erscheint, müssen 
wir uns immer gut überlegen, was für Themen und Schwer-
punkte wir setzen wollen. Was im April bei der Konzeption 
noch topaktuell scheint, kann im Juni schon wieder so lang-
weilig sein wie Brot vom Vortag. Dieses Mal scheinen wir aber 
den richtigen Riecher gehabt zu haben: Das Thema Drogen-
dealer_innen ist Anfang Juni so aktuell wie nie. Die endlosen 
Debatten um die Wiener U-Bahnlinie U6 und die dort anwe-
senden Dealer_innen scheinen zwar langsam abzuflauen, aber 
gegessen ist das Thema noch lange nicht. Deswegen freuen 
wir uns, euch ein spannendes und facettenreiches Dossier 
dazu präsentieren zu können.

Auf progress-online.at gibt es übrigens noch mehr davon! Da 
wir uns mit dieser Ausgabe auch zumindest auf dem Papier in 
die Sommerpause verabschieden, möchten wir euch nochmal 
auf unsere Webseite aufmerksam machen: Dort gibt es nicht 
nur alle Artikel der Printausgabe zum Verschicken an Ver-
wandte, sondern auch regelmäßig Neues aus Bildung, Politik, 
Wissenschaft und dem Feuilleton.

Damit wünschen wir euch einen schönen Sommer! Chillt 
etwas, support your local dealer und abonniert das progress, 
damit ihr die nächste Ausgabe auf keinen Fall verpasst!

Eure progress-Redaktion
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Sozialreferat

Das sozialpolitische Referat, kurz SozRef, 
hat vielseitige Aufgaben. Eine der wich-
tigsten ist die Beratung, die maßgeblich 
von unserem Juristen durchgeführt wird. 
Ob via E-Mail, Telefon oder persönlich, 
er hat auf fast jede Frage eine Antwort 
und unterstützt auch in Rechtsverfahren. 

Das SozRef hat aber noch andere 
Beratungsbereiche: Etwa die Wohn-
rechtsberatung, bei der du deinen 
Mietvertrag checken oder dich beraten 
lassen kannst, wenn es um Probleme in 
deinem Studierendenheim geht. Nicht 
vergessen werden darf der Sozialtopf der 
ÖH. Er soll Studierenden aus finanziellen 
Notlagen helfen. Zwei Mitarbeiterinnen 
arbeiten unermüdlich, um das möglich 
zu machen. Dann gibt es natürlich noch 
die Fortbildungen, die vom SozRef orga-
nisiert werden, und die politische Arbeit, 
die wir machen. Das heißt wir schreiben 
Stellungnahmen zu Gesetzen, treffen uns 
mit Vertreter_innen des Ministeriums 
und sitzen in diversen Arbeitsgruppen, 
mit dem Ziel, euer studentisches Leben 
aus sozialpolitischer Sicht besser zu 
machen.

Maturant_innen- 
beratung

Nachdem du dein erstes Studienjahr 
geschafft hast, gibt es auch im vorle-
sungsfreien Sommer einige Sachen, die 
für deinen Studienfortschritt hilfreich 
sein können!

•	 Egal ob Familien- oder Studienbei
hilfe, nach deinem ersten Studien-
jahr sind Nachweise fällig. Für die 
Familienbeihilfe müssen 16 ECTS, 
für die Studienbeihilfe 30 ECTS 
nachgewiesen werden. 

•	 Planst du ein Auslandsstudium? 
Auch hier gelten Fristen, die über 
ein Jahr im Voraus wichtig sein 
können! Die vorlesungsfreie Zeit ist 
ideal, um sich zu informieren.

•	 Manche Unis bieten auch im 
Sommer Kurse an, damit du dein 
Studium weiterbringen kannst.

•	 Bist du mit dem Studium nicht 
zufrieden, ist im Sommer der letzte 
Zeitpunkt, um zu wechseln. Lass 
dich in diesem Fall unbedingt 
beraten!

Bei Fragen kannst du dich an die Studi-
en- und Maturant_innenberatung der 
ÖH wenden. Die MitarbeiterInnen sind 
den ganzen Sommer über persönlich, 
telefonisch, per E-Mail oder Chat-Bera-
tung auf www.studienplattform.at er-
reichbar. Die aktuellen Beratungszeiten 
findest du auf maturantinnenberatung.at

Pädagog_innen- 
bildung NEU 

2013 wurde die Umstellung der Lehr-
amtsstudien in Österreich beschlossen. 
„PädagogInnen Bildung NEU“ (PBN) 
heißt das langjährige Projekt für eine 
gemeinsame LehrerInnenausbildung. 
Die bisherige Umsetzung der PBN ist 
leider vielen lobenswerten Zielen der 
Grundidee nicht gerecht geworden. Hier 
einige Problemfelder:

•	 Ein einheitlicher Hochschulraum, 
der Synergien zwischen Unis und 
Pädagogischen Hochschulen schafft 
und nutzt, ist nicht soweit umgesetzt, 
wie es für einheitliche Studiengänge 
nötig und möglich wäre.

•	 Das Ziel eines gemeinsamen Professi-
onsverständnisses mit einem gleich-
wertigen Ansehen aller PädagogIn-
nen wird durch die Nicht-Abdeckung 
der Ausbildung für die Elementarpä-
dagogik konterkariert. 

•	 Die PBN definiert eine neue Aus-
bildung von LehrerInnen, ohne das 
Bildungssystem in seiner Gesamtheit 
zu berücksichtigen. 

•	 Die neue Ausbildung erfordert 
eine erhöhte Mobilität zwischen 
den Studienorten und eine längere 
Studiendauer. So besteht die Gefahr, 
dass das Lehramtsstudium zu einem 
Luxusstudium verkommt.

Politik,  
die wirkt.  
Service,  
das hilft.

Tutoriumsprojekt

Das Unabhängige Tutoriumsprojekt 
bietet die Möglichkeit, selbstorganisierte 
Seminare zu veranstalten oder an die-
sen teilzunehmen. In den letzten Jahren 
fanden neben Ausbildungsseminaren für 
Tutor_innen unter anderem Seminare 
zu Feminismus, Antirassismus und Anti-
faschismus sowie Schreibtutorien statt. 

Das Projekt ist basisdemokratisch 
organisiert und fraktionsunabhängig. 
Finanziert wird es aus Mitteln der ÖH-
Bundesvertretung und dem Bundesmi-
nisterium für Wissenschaft, Forschung 
und Wirtschaft. 

Falls du ein Tutorium organisieren 
möchtest, kannst du deinen Vorschlag 
bis zum 25. Juni 2016 einbringen. Auf 
der Website des Tutoriumsprojekts fin-
dest du Informationen dazu, wie genau 
du einen Antrag einreichen kannst oder 
welche Tutorien dieses Jahr angeboten 
werden. Persönlich kontaktieren kannst 
du uns jeden Mittwoch von 10 bis 13 
Uhr zu unseren Journaldienstzeiten.

www.tutpro.at
Taubstummengasse 7–9 1040 Wien
+43/1/3108880–39
tutoriumsprojekt@oeh.ac.at

Studiticket

Die aktuell laufende Kampagne #StudiTicketJETZT setzt sich für ein Studie-
rendenticket ein, das in ganz Österreich für alle öffentlichen Verkehrsmittel 
gültig ist.

•	 Kosten soll das Ticket 360 Euro für zwölf Monate, 180 Euro für sechs 
Monate und 90 Euro für drei Monate.

•	 Anspruch darauf sollen alle Studierenden altersunabhängig haben, die 
ab dem dritten Semester einen Studienerfolg von mindestens 8 ECTS 
Punkten aus dem vorhergehenden Semester nachweisen können.

•	 Die maximale Anspruchsdauer ist mit 10 Jahren (120 Monaten) ange-
setzt, wobei diese nicht am Stück sein müssen.

•	 Das österreichweite Studiticket ist nicht als Ersatz für bestehende Stu-
dierendentickets konzipiert, sondern als zusätzliches Angebot.

•	 Die Kampagne wird von der ÖH-Bundesvertretung sowie diversen 
Hochschulvertretungen beworben.

Um die Forderung nach dem österreichweiten Studiticket durchzubringen, 
haben die Unterstützer_innen eine Bürger_inneninitiative im Nationalrat 
eingebracht, die nun in Form einer elektronischen Zustimmungserklärung 
unterstützt werden kann. Den Link dazu, sowie weitere Infos zum Ticket 
gibt’s auf studiticket-jetzt.at
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Die Problematiken, mit denen Drittstaatsangehörige 
konfrontiert sind, die in Österreich studieren wollen, 
geraten kaum in den Blick öffentlicher Debatten. Sel-
ten werden Betroffene gefragt, welche bürokratischen 
Hürden sie zu überwinden haben, um hier studieren 
zu können. Täglich sind wir als Referat für auslän-
dische Studierende der Bundesvertretung der ÖH 
mit dieser Problematik konfrontiert und versuchen 
künftige und gegenwärtige Studierende dabei zu 
unterstützen, ein Studium in Österreich zu beginnen, 
oder ein bereits begonnenes Studium abzuschließen. 

Bürokratie. Der Weg durch die Bürokratie ist 
lang und entsprechend aufwändig. Zunächst erfolgt 
die Anmeldung auf einer österreichischen Universi-
tät mit Reifeprüfungszeugnis und Studienplatznach-
weis. Im Falle eines positiven Zulassungsbescheids 
(die zuständigen Stellen benötigen etwa 12 Wochen 
für die Bearbeitung) müssen die angehenden Stu-
dierenden einen Antrag auf einen Aufenthaltstitel 
stellen. Den Antrag für Studierende stellt man, 
sofern man visumfrei nach Österreich anreisen darf, 
in der MA 35, wenn nicht, muss der erste Antrag in 
einer österreichischen Botschaft gestellt werden. Zu 
erwähnen ist, dass es in manchen Ländern keine ös-
terreichische Botschaft gibt und Betroffene daher in 
benachbarte Länder einreisen müssen, um einen An-
trag auf ein Visum für Österreich zu stellen. Auch in 
den Behörden der Herkunftsländer beträgt die War-
tezeit einige Wochen. Erst wenn von der Botschaft 
ein sogenanntes „Visum D“ ausgestellt wird, ist die 
Einreise nach Österreich und die persönliche In-
skription an der Universität möglich. Man kann sich 
vorstellen, dass das alles enorm viel Geld und Zeit 
kostet, zumal dieser steile bürokratische Weg nicht 
mit der Ankunft in Österreich endet. Nachdem man 
bereits im Herkunftsland von einem Magistrat ins 
andere gegangen ist, die erforderlichen Dokumente 
besorgt hat, übersetzen, abstempeln und beglaubi-

gen ließ, setzen sich diese Strapazen in Österreich in 
ähnlicher Weise fort. Anträge für die Verlängerung 
von Visa und ständige Besuche in der MA 35 stehen 
auf der Tagesordnung. Unsicherheiten entstehen 
häufig durch die vielen unterschiedlichen Nachwei-
se, die Drittstaatsangehörige erbringen müssen, um 
an einer österreichischen Hochschule studieren zu 
dürfen. Auf Unverständnis trifft beispielsweise der 
sogenannte Studienplatznachweis; eine Bestätigung 
dafür, dass die betreffende Person, die ein Studium 
in Österreich anstrebt, das gewünschte Studienfach  
auch auf einer anerkannten Hochschule in ihrem 
Herkunftsland studieren könnte.

Ausländische Studierende, besonders jene aus 
Drittstaaten, haben einen langen Weg hinter sich 
und kommen meist aus Ländern, in denen das 
durchschnittliche Monatseinkommen unter 500 
Euro liegt. Im Vergleich zu Studierenden aus EU 
Ländern müssen sie Studiengebühren in der Höhe 
von 380-740 Euro pro Semester zahlen, dürfen aber 
gleichzeitig nicht mehr als zehn Stunden pro Woche 
arbeiten. Vom Bezug von Studienbeihilfe sind sie 
ausgeschlossen. Ausländische Studierende müssen 
jährliche Leistungsnachweise bei der MA 35 in der 
Höhe von 16 ECTS Punkten erbringen, sonst dürfen 
sie nicht in Österreich bleiben. Der finanzielle 
Aufwand ist also um ein vielfaches Höher, als für 
österreichische Studierende und hier sprechen wir 
noch nicht einmal von Lebensunterhaltskosten, die 
wir ja alle zahlen müssen. Im Endeffekt läuft dies 
darauf hinaus, dass nur Personen für ein Studium 
nach Österreich kommen können, deren Eltern die 
hohen Kosten dafür decken können.

Sprache macht Integration aus. Das 
Bundesministerium für Äußeres betont im Bereich 
Integration die Notwendigkeit der Beherrschung der 
deutschen Sprache, ohne die eine Teilhabe an der Ge-

sellschaft beinahe unmöglich scheint: „Das Erlernen 
der deutschen Sprache und die Akzeptanz unserer 
demokratischen Werte und Rechtsordnung sind 
zentrale Eckpunkte einer erfolgreichen Integration. 
Diese Grundpfeiler der Integration sind unabdingbare 
Voraussetzungen für die aktive Teilhabe an unserer 
Gesellschaft – ohne dabei die eigenen Wurzeln leug-
nen zu müssen“. Kurz gesagt sind wir ohne Sprache, 
mit der wir uns in einem bestimmten Raum, Land, 
in einer bestimmten Gruppe verständigen können, 
VERLOREN, NICHT ZUGEHÖRIG, NICHT FÄHIG. 
Sprache macht uns zu Menschen, bietet uns die Mög-
lichkeit unser Denken zu erweitern, Fragen zu stellen 
und diese analytisch zu beantworten, die Möglichkeit 
weiter zu lernen und uns weiter zu entwickeln. Wenn 
ihr es so wollt, bietet uns auch die Möglichkeit, uns 
in die Mehrheitsgesellschaft zu integrieren. Da die 
Sprache enorm wichtig ist, sollten nicht-deutschspra-
chige Studierende die Möglichkeit haben, finanziell 
tragbare Deutschkurse zu besuchen, um sich damit 
auf ihr Studium vorbereiten zu können.

Der Vorstudienlehrgang der Wiener Hochschulen 
(VWU), welcher mit der Vorbereitung ausländischer 
Studierender auf ein Studium in Österreich beauf-
tragt ist, existiert schon sehr lange, genau gesagt 
seit 1962. Das Projekt ist eine Kooperation zwischen 
den sechs größten Hochschulen in Wien (Uni Wien, 
TU, WU, BOKU, MedUni, VetMedUni) und dem ÖAD 
(Österreichischer Austausch Dienst). Ziel ist es, für 
die Studierenden, die aus nicht deutschsprachigen 
Ländern kommen, unter anderem auch Deutschkur-
se anzubieten. An sich ist das Projekt sehr gut und 
hilfreich.

Wien ist eine Stadt, die durch Migration wächst. 
Diese Tatsache ist schon seit vielen Jahren bekannt. 
Auch an Wiener Hochschulen steigt die Zahl auslän-
discher Studierender von Jahr zu Jahr. Aus diesem 

Existenzieller Deutschkurs 
– dreimal so teuer

Österreich will internationale Hochschulen, präsentiert sich als offen und 
zugänglich für alle. Leider liegt zwischen Idee und Realität eine Welt voller 

Hürden und Beschränkungen.
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Grund hat sich der VWU mit den Wiener Hochschu-
len zusammengesetzt und beschlossen, die bisherige 
Arbeitsweise zu reformieren.

VWU NEU. Die Überlegungen, den VWU neu zu 
gestalten, gehen auf das Jahr 2013 zurück, in dem 
eine Diskussion zwischen dem VWU-Komitee und 
den Wiener Hochschulen stattfand. Es ging darum, 
die Vorstudienlehrgänge vor allem im Hinblick auf 
die Qualität zu verbessern, wie zum Beispiel einheit-
liche Inskriptionsfristen für alle Deutschkursanbie-
terInnen festzulegen, die Qualität der Unterrichts-
einheiten zu verbessern, oder die Übungseinheiten 
aller KursanbieterInnen zu vereinheitlichen. Der 
VWU benötigte außerdem neue Kooperationspart-
nerInnen, da zusammen mit der Österreichischen 
Orientgesellschaft (ÖOG) nicht genügend Kursplätze 
für alle Studierenden zu Verfügung gestellt werden 
konnten. Ende 2015 kamen zwei Deutschkursanbie-
terInnen hinzu: das Sprachzentrum der Uni Wien 
und „die Berater“.

Theoretisch klingt das Projekt VWU Neu gut und 
hilfreich für alle, die zum Studieren nach Österreich 
kommen wollen. Es stellt sich bei diesen Umstruktu-
rierungen jedoch auch die Frage, wie die Qualitäts-
verbesserung finanziert werden soll und ob die für 
Drittstaatsangehörige existenziellen Deutschkurse 
erschwinglich bleiben.

Finanziert wird der VWU zum einen vom Bundesmi-
nisterium für Bildung, Wissenschaft und Kultur, zum 
anderen durch die Kursgebühren der TeilnehmerIn-
nen, die sich bis jetzt auf 460 Euro pro Person und 
Semester beliefen. Im Zuge der  geplanten Umstruk-
turierung des VWU, werden die Preise nun auf 1.150 
Euro pro Semester erhöht, also fast das Dreifache. 
Das ist natürlich ein Schock für diejenigen, die  jetzt 
schon am Existenzlimit leben.

Was Betroffene darüber denken. Um 
auch die Betroffenen zu Wort kommen zu lassen, 
haben wir Statements von jenen Drittstaatsangehö-
rigen gesammelt, die den VWU besuchen. Über die 
künftige Verteuerung herrscht Unmut. „Viele Leute 
könnten es sich dann nicht leisten, in Österreich zu 
studieren“ bringt Muhamed aus dem Iran die Proble-
matik auf den Punkt. Asaf aus Aserbaidschan meint 
“Wir haben keine Alternative, wir müssen jetzt zah-
len, wir können nirgendwo anders hingehen“. Auch 
über die Gründe der steigenden Preise stellen unsere 
GesprächspartnerInnen Vermutungen an. Mirela 
aus Bosnien und Herzegowina sagt: “Die wollen uns 
hier nicht haben, ich fühle mich nicht willkommen. 
Sie wollen damit die Einwanderung stoppen”. Ein 
türkischer Student in Wien kommentiert: “Wenn die 
FPÖ in der Regierung ist, werden sie dieses Problem 
sowieso von den Wurzeln an lösen. Dann wird es weit 
und breit keine Kurse geben”. Ein anderer Gesprächs-
partner meint: „Das ist eine traurige Nachricht. Ich 
hoffe der Grund dafür ist nicht, dass sie eine höhere 
Bildung für ausländische Studierende in Österreich 
unmöglich machen wollen”. 

Personen, die zum Studieren nach Österreich kom-
men und den VWU besuchen, befinden sich bereits in 
einer prekären Situation, was das Arbeitsrecht und 
das Studienbeihilferecht betrifft. Eva aus Österreich, 
die eine amerikanische Matura hat und noch einige 
Ergänzungsprüfungen absolvieren muss, findet die 
Situation „ziemlich frustrierend“ und weiter: „Auch 
jetzt sind VWU-Kurse teuer. Die Leute bekommen we-
nig Geld von den Eltern, müssen arbeiten. Ich arbeite 
auch, um mir den VWU zu leisten.“ Firas aus dem 
Iran erinnert sich: “Ich kenne Leute aus dem Iran, die 
nach ein oder zwei Jahren zurück mussten, weil sie 
kein Geld von ihren Eltern bekommen. Es gibt viele 
Personen, die sich in den Unterrichtsstunden nicht 
konzentrieren können, weil sie sich um andere Sa-

chen kümmern müssen und andere Probleme haben, 
Probleme mit Geld zum Beispiel“.
Unleistbar: viele Konsequenzen. Aufklä-
rung und die Bereitschaft die Studierenden genauer 
darüber zu informieren, warum die Deutschkurspreise 
dermaßen erhöht werden, ist kaum bis gar nicht vor-
handen. Die betroffenen Studierenden an die VWU-
Webseite zu verweisen, führt vor allem zu Verwirrung 
und Unsicherheit. 

Die VWU-Kommission beteuert natürlich, dass sich 
das Geld auszahlen wird und behauptet, dass man die 
Deutschkurse von nun an in zwei Semestern schaffen 
kann. Daran zweifeln Studierende wie Aman aus 
Ägypten, den wir bei der Vorbereitung auf die VWU-
Prüfungen mit unseren Fragen gestört haben: “Man 
kann es nicht in zwei Semestern schaffen, es ist zu 
wenig Zeit”. Noch schlimmer wird es wohl werden, 
wenn Studierende das Gefühl haben, dass sie nicht 
erwünscht sind.

Sprache ist eine wichtige, existenzielle Ressource 
für jeden Menschen. Diese Ressource ist notwendig 
für ausländische Studierende, die nach Österreich 
kommen, weil sie die Türen zu einer höheren Bil-
dung öffnet. Schließen wir die Türen, machen wir 
die Deutschkurse unerschwinglich, dann schließen 
wir gleichzeitig den Zugang zu den Hochschulen 
und damit den Zugang zur freien Bildung.

Aylin Bademsoy studiert Germanistik und Philosophie, 
Kanita Halkic studiert Soziologie an der Universität Wien. 
Beide sind im Referat für ausländische Studierende auf 
der ÖH-Bundesvertretung tätig.

Kontakt: 
auref@oeh.univie.ac.at
oeh.ac.at/referate/referat-fuer-auslaendische studierende
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Wenn Eva über ihren baldigen Studienabschluss 
spricht, mischt sich die Freude darüber, bald fertig 
zu sein mit Nervosität. Denn sie hat nur noch we-
nige Wochen Zeit, um ihre Masterarbeit fertig zu 
schreiben und ihre letzte Prüfung zu absolvieren. 
Anders als bei anderen Masterstudierenden ist der 
Studienabschluss bis Ende Juni für sie jedoch kein 
selbst gesetztes Ziel. Schafft sie es nicht, diese Dead-
line einzuhalten und ihr Studium in den nächsten 
Wochen abzuschließen, muss sie kurz vor ihrem 
Masterabschluss noch das Studium wechseln. Denn 
Evas Studienrichtung Zeitgeschichte wird es ab 
nächstem Wintersemester nicht mehr geben. Ebenso 
wenig wie die Masterstudiengänge Frauen- und 
Geschlechtergeschichte, Wirtschafts- und Sozial-
geschichte oder Historisch-kulturwissenschaftliche 
Europaforschung.

Alles in einen Topf. Stattdessen werden all 
diese Masterstudiengänge ab dem Wintersemester 
2016/2017 in einem einzigen neuen Studiengang Ge-
schichte zusammengefasst. Für die circa 140 Studie-
renden, die zurzeit einen der oben genannten spezia-
lisierten Masterstudiengänge in Geschichte belegen, 
bedeutet dies daher: entweder dieses Semester fertig 
werden, wie Eva, oder den neuen Master Geschichte 
beginnen – und dabei eine ganze Reihe von Lehrver-
anstaltungen nachholen. Wie viele von den betroffe-
nen Studierenden den Abschluss rechtzeitig schaffen 
und wie viele umsteigen müssen, ist noch nicht klar. 
Aus Erfahrung wisse man aber, dass Studierende in 
so einer Situation eher versuchen würden, das Stu-
dium so schnell wie möglich abzuschließen, heißt es 

an der Universität Wien. Auf jeden Fall gibt es für die 
Betroffenen ein „Notfallpaket“, das heißt einen per 
E-Mail ausgeschickten Zeitplan mit Informationen 
über die Optionen Studienabschluss und Umstieg. 
Doch die Änderungen werfen nicht nur studien-
gangspezifische Fragen über Anrechnungen, Umstie-
ge oder Masterarbeits-Deadlines auf, sondern auch 
grundsätzliche darüber, wie das Bologna-System in 
Zukunft aussehen soll und wie erfolgreich die Ver-
suche der Universität Wien sind, bei der Verwaltung 
einzusparen.

Auf die künftig Inskribierten sowie die UmsteigerIn
nen kommen einige Veränderungen zu. Denn die 
neuen AbsolventInnen des Bachelors Geschichte kön-
nen sich ab nächstem Semester nicht mehr durch ihre 
weiterführende Studienwahl spezialisieren. „Gesamt 
gesehen bleibt das Studienangebot in seiner Breite 
bestehen, auch die Differenzierung in Bezug auf das 
Lehrveranstaltungsangebot in den einzelnen Schwer-
punkten bleibt erhalten“, heißt es dazu zwar von der 
Universität Wien. Doch im Gegensatz zum bisherigen 
System, in dem die Studierenden ihr gesamtes Mas-
terstudium, also 120 ECTS, in einem Bereich machen 
konnten, ist eine Schwerpunktsetzung in Zukunft nur 
mehr im Ausmaß von je höchstens 30 ECTS möglich. 
Eine weitere Änderung wird sein, dass dieser neue 
Masterstudiengang nur noch im Wintersemester 
begonnen werden kann. 

Flexibilität oder Oberflächlichkeit. 
„Fluch und Segen“ nennt Wolfgang Wiesinger von 
der Studienrichtungsvertretung Geschichte die 

Einstellung der Masterstudien. Der Segen ist für 
ihn dabei, dass der neue Master flexibler sein und 
mehr Auswahlmöglichkeiten bieten soll, anstatt 
einem strengen modularen Aufbau zu folgen, wie 
das die vier bald abgeschafften Studiengänge tun. 
„Das Problem, das wir bisher hatten war, dass die 
Studienpläne einfach die Institutsstruktur ab-
bildeten“, erklärt Wiesinger. Bisher richtete sich 
der Lehrinhalt der Geschichte-Master tatsächlich 
weniger nach inhaltlichen Fragen, sondern nach 
der Organisationsstruktur der Fakultät. Es gibt 
ein Institut für Zeitgeschichte, also gibt es einen 
Master Zeitgeschichte, ein Institut für Wirtschafts- 
und Sozialgeschichte, also gibt es einen Master 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte. Die Zusammen-
fassung dieser Studiengänge zu einem einzigen 
Masterstudium soll diese Struktur aufbrechen. 
Oder wie es die Pressestelle der Univerität Wien 
ausdrückt: „So können die Studierenden durch die 
Bündelung in einem Programm bei gleichzeitiger 
Flexibilisierung des Angebots die Spezialisierungs-
möglichkeiten individueller gestalten. Weiteres Ziel 
bei der Umstellung ist, die Anrechenbarkeiten nach 
Mobilitätsprogrammen und durch den Wahlbereich 
die Durchlässigkeit zu anderen Disziplinen zu erhö-
hen.“ Soweit jedenfalls der Plan.

Die Frage, ob dies tatsächlich möglich sein wird, 
hängt allerdings weniger vom Aufbau des neuen 
Studienplans ab, als davon, welche Lehrveranstal-
tungen dann in der Praxis tatsächlich zur Auswahl 
stehen werden. Die Studienvertretung Geschichte 
kritisierte schon früher ein mangelndes Kursangebot 

Da war es nur  
noch einer

Die Uni Wien will durch die Reduzierung von Masterstudiengängen in der 
Verwaltung sparen. So werden vier Spezialisierungsmaster der Fakultät für 
Geschichte ab nächstem Wintersemester zu einem einzigen Masterstudium 
zusammengefasst. Tatsächliche Einsparungen dürfte das aber nicht bringen. 
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der Fakultät. „Im Moment würde es funktionieren, 
weil die alten Masterstudiengänge dieses Semester 
noch viele Lehrveranstaltungen anbieten. Aber wie 
es nächstes Semester läuft, wenn es die Spezialisie-
rungsmaster nicht mehr gibt, muss man sich anse-
hen“, meint Wiesinger.

Unter den Studierenden herrscht diesbezüglich die 
Befürchtung vor, dass das Studium im neuen Master 
oberflächlicher wird. „Ich würde den neuen Master 
nicht beginnen, außer es gibt wirklich gar keine 
andere Möglichkeit mehr. Ich habe mich nach dem 
Bachelor für Zeitgeschichte entschieden, weil mich 
das am meisten interessiert hat“, erzählt Eva. „Ich 
habe mir das schon hypothetisch überlegt: Wenn ich 
jetzt mit dem Bachelor fertig werden würde, würde 
ich im neuen Master wahrscheinlich die Schwer-
punkte Zeitgeschichte und Frauen- und Geschlech-
tergeschichte wählen. Aber es würde nicht dasselbe 
sein. Es wäre nicht Zeitgeschichte.“

Einsparungspotential. Neben Schlagworten 
wie Flexibilisierung und Interdisziplinarität steht 
aber noch ein anderer Faktor im Raum: Einsparun-
gen in der Verwaltung. Statt bisher vier verschie-
dene Studiengänge auf vier getrennten Instituten, 
muss in Zukunft nur noch ein einziger Studiengang 
administriert werden. „Das ist allerdings vollkom-
mener Blödsinn“, sagt Wiesinger. „Das hören wir 
übrigens auch von der Studienservicestelle.“
.
Für die Institute, an denen die spezialisierten 
Masterprogramme angesiedelt waren, hat das 

Ende derselben noch eine weitere Dimension: Sie 
fürchten, dadurch, dass sie keine kompletten Stu-
diengänge mehr anbieten können, international in 
Zukunft weniger wahrgenommen zu werden. Eine 
Lösung haben die verschiedenen Institute dafür 
jedoch schon gefunden – aber auch diese trägt 
nicht unbedingt zu Einsparungen in der Verwal-
tung bei: Das Rektorat will nämlich nicht nur bei 
der Administration einsparen und alte Strukturen 
aufbrechen, sondern auch die Interdisziplinarität 
zwischen verschiedenen Fachgebieten fördern. Der 
neue Geschichte-Master soll laut der Universität 
Wien daher unter anderem auch „durch den Wahl-
bereich die Durchlässigkeit zu anderen Disziplinen 
erhöhen“. 

Alles beim Alten. Gleichzeitig gründen die 
Institute für Zeitgeschichte und Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte im nächsten Jahr neue Studien-
gänge. Diesmal jedoch unter dem Banner der Inter-
disziplinarität und mit dem erklärten Ziel ihr Profil 
zu stärken. Das Masterstudium „Zeitgeschichte und 
Medien“, das diesen Mai präsentiert wurde, ist eine 
Co-Produktion der Institute Zeitgeschichte, Politik-
wissenschaft und Publizistik. Die Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte wird sich mit der VWL zusammen-
tun. Das Institut für Osteuropäische Geschichte ist 
von den aktuellen Kürzungen nicht betroffen, weil 
es schon länger zusammen mit dem Slawistik-Ins-
titut den Studiengang „Osteuropastudien“ betreibt. 
Auf Nachfrage von progress preist das Institut für 
Zeitgeschichte seinen neuen Master auch tatsäch-
lich als Möglichkeit zur Weiterführung des alten 

Masters an. Auch wenn bisher weder Lehrveran-
staltungen für das erste Semester dieses neuen 
Masters feststehen, noch klar ist, wie viel sich an 
einem Umstieg interessierte Studierende aus dem 
alte Studienplan anrechnen lassen werden können.

Die Gründung all dieser neuen interdisziplinären 
Studiengänge würde teilweise einen Schritt in 
Richtung altes Mastersystem darstellen – nur eben 
mit einem zusätzlichen allgemeinen Studiengang, 
den es bisher auch schon gab. Oder wie es Studi-
envertreter Wiesinger ausdrückt: „Die Situation 
wird ähnlich wie vorher – nur komplizierter zu 
administrieren.“

Dass die verschiedenen Institute für Geschichte 
möglicherweise über Umwege wieder zur alten 
Struktur zurückfinden, macht für Noch-Zeitge-
schichte-Studentin Eva keinen Unterschied mehr. 
„Der größte Stress ist, dass ich vielleicht noch eine 
Prüfung machen muss, dass ich irgendeine Lehrver-
anstaltung übersehen habe“, sagt Eva. „Wenn mir 
doch noch ein Seminar fehlt, muss ich den neuen 
Master machen. Aber das will ich auf keinen Fall.“ 
So schreibt sie unter großem Druck ihre Masterar-
beit und bereitet sich auf ihre Prüfung vor. „Das ist 
ja vielleicht das einzige Gute an der ganzen Situati-
on“, lächelt sie verschmitzt. „Ich hab eine Deadline. 
Ich muss endlich fertig werden.“

Magdalena Liedl studiert Anglistik und Geschichte an 
der Universität Wien.

Illustration: R
ichard K

lippfeld
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Längst hatte ich mich darauf eingestellt, auf Partys 
oder Events die elende Frage nach dem Studienfach 
zu beantworten. Geeignet sind je nach Umfeld und 
Stimmung „Das Leben“, „Studierende“ oder beque-
me Lügen wie „Astrophysik / Sozialwissenschaf-
ten / Was mit Medien“, die gelangweilt abgenickt 
werden. Das Studium ist, besonders bei sogenann-
ten Twenty-Somethings, der Default. Leute mit 
schulischer Ausbildung, ohne Ausbildung, festen 
Jobs, Behinderung, Krankheit oder Erwerbslosig-
keit kommen in diesem Mikrokosmos nicht vor und 
werden darum auch nicht mitgedacht. Kellnern 
etwa ist unter Studierenden schließlich kein Beruf, 
sondern ein Nebenjob. 

Irgendwann, spätestens mit 30, sind alle Partys in 
diesen homogenen Zirkeln ausgesessen, die Ab-
schlussarbeiten abgegeben. Die Tiraden über stres-
sige Klausurphasen (während der eigenen stressi-
gen Pitchphase), verdammt frühe Vorlesungszeiten 
(9 Uhr, übel, da mach ich die dritte Rauchpause) –, 
Beschwerden über die Lehrqualität („Niemand sagt 
mir, was ich wie tun soll, die Uni bereitet einfach 
nicht auf das Leben vor!“) scheinen vorbei, meine 
Freund_innen können endlich meine eigene Not im 
Großraumbüro nachvollziehen. 

verschiedene Hamsterräder. Man 
möchte niemandem die Arbeitswelt an den Hals 
wünschen, aber die kleine boshafte Stimme im Kopf 
freut sich doch ganz kurz, dass mit dem Masterab-
schluss auch die letzten flügge geworden sind und 
endlich 40 Stunden pro Woche mit 25 Urlaubstagen 
im Jahr runterreißen müssen. Die Schadenfreude 
währt nicht lange, denn letztlich sind desillusio-
nierte und erschöpfte Freund_innen, die plötzlich 
im gleichen Hamsterrad mitrennen müssen, nichts 
Erfreuliches. Dass die Hamsterräder in völlig unter-
schiedlichen Käfigen stehen, dämmert mir langsam, 
als ich merke, dass meine berufseinsteigenden 
Freund_innen sich längst an den Futtertrögen der 
Macht positioniert haben. 

Noch in der Uni-Bib oder der Kneipe wird ein Start-
up oder Beratungsunternehmen gegründet. In der 
Mensa finden sich bei günstigen, warmen Mahlzeiten 
wertvolle Netzwerke zusammen. Unterstützt von 
Infopoint, Studierendenvertretung, psychologischem 
Dienst oder speziellen Angeboten der Kinderbetreu-
ung können im Uni-eigenen Hackspace oder Band-
raum Fertigkeiten ausprobiert und entwickelt wer-
den. Rabatte beim Nahverkehr und Laptopkauf, dem 
Uni-Dönerladen oder dem städtischen Kulturangebot, 
Zugang zu wissenschaftlichen Publikationen und 
damit Wissen – die Ressourcen werden verteilt. Des 
einen Bildungsförderung ist des anderen Ausschluss, 
Barriere oder gläserne Decke. 

Privilegien poppen auf. Man muss nicht erst 
in einer Burschenschaft vernetzt sein, um von aka-
demischen Strukturen auch langfristig zu profitie-
ren: etwa durch Alumni-Netzwerke, Mentoring-Pro-
jekte mit dem Vorstand und der Startpositionierung 
an den richtigen Schnittstellen. Die ersten treten 
ihr Erbe an oder studieren direkt aus der staatlich 
geförderten Eigentumswohnung der akademisierten 
Eltern heraus. 

War es bisher Common Sense, gerade als klassischer-
weise linke_r Studierende_r, Klassenunterschiede, 
Rassismus und Sexismus irgendwie blöd zu finden, 
wandeln sich diese Einstellungen mit dem zuneh-
menden Profit an den eigenen Privilegien. Zuvor von 
Möglichkeiten und Lebenswegen überfordert, verengt 
sich mit der beruflichen Qualifizierung im Angesicht 
des ernsten Lebens der Blick nach und nach. Steuer-
lasten wollen gemindert werden und selbsternannte 
Leistungstragende sich abgesichert wissen. 

Die 4-Zimmer-Altbauwohnung, einst als Studi-WG 
angemietet, bleibt besetzt und eignet sich mit ein-
gefrorenem Mietvertrag und ohne Mitbewohner_in 
perfekt als zukünftiges Familiennest für die nächste 
Generation Elite. Herrschaftskritisch, im Rahmen 
einer selbstverständlich gleichberechtigten Bezie-

hung, wird die Haushaltsarbeit aufgeteilt, indem 
man via App eine Putzfrau engagiert. Sozialneidisch 
denke ich an meine dreckige Wohnung und beäuge 
die vom als kärglich bejammerten Einstiegsgehalt 
angeschafften neuen Couchgarnituren und Einbau-
küchen. Die frischgebackenen Master beneiden mich 
derweil um meine langjährige Berufserfahrung. 
Ich versuche, mir vor Augen zu halten, was für ein 
Glück ich hatte, mit 16 Vorstellungsgespräche und 
Gehaltsverhandlungen führen zu dürfen, scheitere 
aber, als ich mich daran erinnere, dass die Gleichalt-
rigen seinerzeit auf Klassenreise in New York waren 
und ich mir frühestens in fünf Jahren ein neues Sofa 
leisten kann. 

Auch ohne die vermisste Berufserfahrung kann die 
Werkstudentin von gestern morgen meine neue 
Vorgesetzte sein. So lebe ich in der ständigen Furcht, 
eines Tages Vorgesetzten ausgeliefert zu sein, deren 
eigene Erfahrungen als Arbeitnehmende sich darauf 
beschränken, schon einmal Promotionsmaterial in 
der Fußgängerzone verteilt oder eine Kickstarter-
Kampagne aufgesetzt zu haben. Das Praktikumspro-
jekt und ein_e gewogenr_e Professor_in sind „Refe-
renzen”, der Bekanntenkreis „Kontakte”. 

Auf den Partys gibt es jetzt richtiges Essen, dazu 
werden Visitenkarten gereicht, Projektideen und Ko-
operationen besprochen. Aus meinem bewunderten 
Erfahrungsschatz heraus rate ich, nun unironisch, zu 
Berufsunfähigkeitsversicherung und Steuerberatung. 
Das bringt mir diverse Anfragen für das Korrektorat 
von Bewerbungsanschreiben ein, und ich wünsche 
mir die Hausarbeiten der anderen zurück, für die ich 
leider nie genug Adorno gelesen hatte, obendrein 
nichts von akademischen Zitierregeln verstanden 
habe und daher leider nicht helfen konnte. Ich werde 
endlich nicht mehr gefragt, was ich studiere, sondern 
danach, was ich eigentlich studiert habe.

Anne Pohl, sollte an dieser Stelle angeben, was sie wo 
studiert hat. 

Kill the Masters
30 werden ist eine so komplizierte Angelegenheit, dass es dazu zahllose Bücher gibt. 
Die Sache mit dem Erwachsenwerden wird ernst und langsam auch alternativlos. Viel 

schlimmer aber ist, dass der Freundeskreis erwachsen wird, Abschlüsse macht und 
beginnt, sich nach einer unsichtbaren Choreographie zu bewegen.

PROGRESS 02/16 | Bildung
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Er ist ein wenig in Vergessenheit geraten, der Doll-
fuß. Zu sehr haben die NationalsozialistInnen mit 
ihrem Terrorregime seine eifrigen Bemühungen, 
einen Konkurrenzfaschismus auf österreichischem 
Boden aufzubauen, überschattet. Selten schafft es 
der Mann, der Hitler „überhitlern“ wollte, noch in 
die öffentliche Debatte und wenn, dann verläuft 
diese meist entlang der exakt selben Frontlinien wie 
schon zu seinen Lebzeiten. Für die einen war er ein 
autoritärer Kanzler, der sich Hitler mutig entge-
genstellte und sein Leben für Österreichs Unab-
hängigkeit opferte. Für die anderen ein glühender 
Antidemokrat, der Parlament und Gerichtsbarkeit 
ausschaltete, einen BürgerInnenkrieg auslöste, po-
litische Gefangene hinrichten ließ und sein eigenes 
kleines KZ betrieb. Persönlich verorten wir uns eher 
in letzterem Lager. Als dialogbereite Bürger sind wir 
aber bereit, uns die Gegenseite anzuhören. Wo ginge 
das besser als im Dollfuß-Museum?

Von St. Pölten aus geht es immer weiter hinein in 
das hügelige Mostviertel. Straßen werden enger, 
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Ortschaften kleiner, die Peripherie fühlbarer. In 
der Ortschaft Mank stoßen wir auf den Dr. Engel-
bert Dollfuß Platz, kurze Zeit später, in Kirnberg 
an der Mank, auf ein Dollfuß-Denkmal, verbunden 
mit einem Gedenkplatz für Gefallene des Zweiten 
Weltkrieges. Nach einer halbstündigen Autofahrt 
erreichen wir es schließlich: ein niederösterreichi-
sches Landesmuseum der besonderen Art – das Dr. 
Engelbert Dollfuß Museum. Solch ein Museum lässt 
eine lange Bestandszeit vermuten. Tatsächlich ist 
es aber im Jahr 1998 von Landeshauptmann Erwin 
Pröll und vielen weiteren ÖVP-FunktionärInnen 
feierlich eröffnet worden. Diese späte Realisierung 
wird von der Museumsaufsicht damit begründet, 
dass eine Enkelin Dollfuß’ in den frühen 1990ern 
den Geburtsort ihres Vorfahren besuchte. Das 
Geburtshaus selbst war vom Abriss bedroht, also 
intervenierte sie beim Denkmalamt. Ein Bürgermeis-
terwechsel in der Gemeinde trieb die Realisierung 
des Dollfuß-Museums weiter voran. Man könnte 
meinen, dass der Austrofaschismus so knapp vor 
der Jahrtausendwende etwas kritischer behandelt 

 Engelbert Dollfuß –  
 Texings einziger Promi 

Im Jahr 1998 entsteht im niederösterreichischen Texing, finanziert mit Steuer-
geld, ein Dr. Engelbert Dollfuß Museum. Heldengedenken statt Anregung zum  

Diskurs – ein Lokalaugenschein.

worden sei. Doch schon vor dem Museum wird man 
eines Besseren belehrt: „Gewidmet dem großen Bun-
deskanzler und Erneuerer Österreichs“, ist auf einer 
Steintafel zu lesen.

Die Finanzierung des Museums. Eine 
Informationstafel neben dem Eingang gibt Auskunft 
über die finanzielle Beteiligung. Neben niederös-
terreichischer Landesregierung und Bauernbund 
haben auch die Familie Karoline Dollfuß sowie das 
Bundesministerium für Unterricht und kulturelle 
Angelegenheiten (BMUK) das Museum finanziell 
unterstützt. Betreiberin des Museums ist die Ge-
meinde Texingtal, wobei im Zuge unserer Anfrage 
auch Dank an die BesitzerInnen des Geburtshauses 
ausgesprochen wird, die dieses gratis zur Verfügung 
stellen. Die Kosten für die Gemeinde lagen laut der 
Historikerin Lucile Dreidemy bei 87.207 Euro. Das 
BMUK beteiligte sich mit einer Summe von 14.534 
Euro an der Museumsgründung. Diese Förderung 
steht in Widerspruch zu den geltenden Richtlinien 
des International Council of Museums (ICOM), wo-
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nach ein Museum eine gesellschaftliche Einrichtung 
ist, die „zum Zwecke des Studiums, der Bildung und 
des Erlebens materielle und immaterielle Zeugnisse 
von Menschen und ihrer Umwelt beschafft, bewahrt, 
erforscht, bekannt macht und ausstellt“. Kurzum, 
ein Museum hat bildungspolitische Verantwortung. 
Erschreckend, dass sich das Ministerium hier selbst 
eine große Ausnahme gönnte.

Geschichtsverklärung im Museum. Es ist 
eine spannende Frage, für wen das Dollfuß-Museum 
geschaffen wurde. Für eine geschichtsinteressierte 
Person gibt es so gut wie nichts her: keine Hinter-
gründe, keine differenzierte Auseinandersetzung. 
Es herrscht ein Mangel an Informationen sowie 
kritischer Distanz, der fast schon unterhaltsam ist: 
Dollfuß kam aus bescheidenen Verhältnissen, sam-
melte ein wenig Tand an, arbeitete hart und fleißig 
als Landwirtschaftsminister, wurde IRGENDWIE 
Kanzler, um dann von Nazis erschossen zu werden. 
Wer eine Ahnung von österreichischer Zeitge-
schichte hat, muss schon eine Vorliebe für plumpe 
Aussparungen und Euphemismen haben, um dem 
Museumsbesuch etwas abgewinnen zu können. Wer 
keine hat, lernt auf Wikipedia wesentlich mehr.

Ist die Zielgruppe des Museums also der vermutlich 
schwindend kleine Rest alter AustrofaschistInnen, 
die ihrem „Heldenkanzler“ huldigen wollen? Schon 
eher, doch scheint es an Mut zu fehlen, dies klipp 
und klar auf den Tisch zu legen und voll auf kleri-
kalfaschistische Sentimentalität zu setzen. Mit dem 
heuchlerischen Ergebnis, dass die Ideologie des 
Austrofaschismus komplett ausgespart wird. Ein 
wenig klammheimliche Freude darüber, dass Gott 
in der Verfassung des Ständestaats stand, ansonsten 
erfahren wir erstaunlich wenig über jene Ansichten, 

die Dollfuß’ politisches Handeln motivierten. Oder 
überhaupt zu Dollfuß selbst. Nach dem Besuch des 
Museums können wir zu seiner Persönlichkeit und 
seinem Charakter beinahe nichts sagen. Ein paar 
biographische Details, aus denen sich Vermutungen 
ableiten lassen, haben wir aufgeschnappt. Konkrete 
Informationen, wie etwa Aussagen von ZeitgenossIn-
nen, fehlen jedoch: Er war arbeitsam und bescheiden, 
ein uneheliches, vaterloses Kind in einem bäuerlich-
konservativen Umfeld, recht arm und wirklich sehr 
klein. Die Person hinter dem Politiker bleibt jedenfalls 
nebulös.

Austrofaschismus? Zweimal kommt der 
Begriff „autoritärer Staat“ beziehungsweise „autori-
tärer Ständestaat“ vor. Was darunter zu verstehen 
ist, können sich Besuchende selbst ausdenken, das 
Museum hat dazu nichts zu sagen. Zudem wird oft 
eine Notwendigkeit dieser Entwicklung suggeriert: 
Im Kontext, in dem die Begriffe verwendet werden, 
wirkt die Etablierung eines autoritären Regimes als 
unabwendbar. Die Frage, welche Verantwortung 
Dollfuß an diesen Entwicklungen trug, wird nicht 
einmal gestellt, etwa bei der mysteriösen „Selbstaus-
schaltung des Parlaments“. Dazu steht im Museum 
lediglich, dass sich das Parlament selbst auflöste und 
Dollfuß mit Notstandsverordnungen ohne Parlament 
weiter regierte. Mit keinem Wort wird erwähnt, dass 
ParlamentarierInnen, einen Tag nach der Auflösung 
wieder zusammentreten wollten, allerdings von der 
Polizei daran gehindert wurden.

Im Eingangsbereich wird die Bezeichnung „Selbst-
ausschaltung des Parlaments“ immerhin unter An-
führungszeichen gesetzt, später wird diese beschö-
nigende Wendung kommentarlos übernommen.
Auch der Bürgerkrieg wird als Mischung aus Sach-
zwang und Fremdverschulden dargestellt: Der rote 
Schutzbund war’s. Diese „paramilitärische Orga-
nisation“, die „illegal weiterbestand, obwohl sie 
verboten wurde“ und sich nicht entwaffnen lassen 
wollte. Mildernd suggeriert das Museum, dass Doll-
fuß unter großem Druck stand; von Heimwehr (der 
paramilitärischen Organisation der Christlichsozi-
alen, die nicht illegal war, vermutlich weil diese in 
der Regierung saßen) und Ausland (konkret: seinem 
guten Freund und Förderer Mussolini).

Was zu sehen ist. Die ideologische Ausrich-
tung ist offenkundig, doch was hat das Museum 
neben inhaltsarmer Apologetik sonst noch zu bie-
ten? Nicht viel. Das Museum ist klein und trotzdem 
war es offenbar nicht ganz einfach, es mit Inhalt 
zu füllen. Auf vier Ausstellungsräume verteilt sich 
ein Sammelsurium meist banaler Erinnerungs-
stücke. Raum 1 befasst sich mit Herkunft und 
Familie, Raum 2 bildet Dollfuß’ Einsatz im Ersten 
Weltkrieg ab. Raum 3 zeigt ihn als Kämpfer für 
Österreich, lediglich zwei Infotafeln beschreiben 
das Jahr 1934. Raum 4 ist ein reiner Gedenkraum, 
der sich mit der Zeit nach seinem Tod auseinan-
dersetzt. „Du bist für uns nicht tot“ steht in Stein 
gehauen auf einem Relief, die letzten Worte der 
Ausstellung, die BesucherInnen des Museums zu 
lesen bekommen.
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Ein paar Exponate sind zu erwähnen, die den 
Mythos Dollfuß versinnbildlichen: eine Lärchen-
holzkiste mit Kruckenkreuz, die die zertifizierte (!) 
Grabeserde Dollfuß’ beinhaltet oder drei verschie-
dene Totenmasken des „Märtyrer Kanzlers“, eine 
Reihe seiner Orden aus dem Ersten Weltkrieg, einige 
Cartellverband-Mützen seiner Verbindung Franco-
Bavaria Wien, Gedenktassen und eine Uniform, von 
der man zunächst vermuten könnte, dass sie einem 
Kind gehörte, bis einem bewusst wird, wie klein der 
„große Mann“ doch war. Des Weiteren Straßenschil-
der, die seinen Namen tragen, oder eine Urkunde, 
welche belegt, dass sein Vater sich von seinen elter-
lichen Pflichten freigekauft hat und offenbar nichts 
mit seinem unehelichen Sohn zu tun haben wollte. 
Diese Aufzählung ist natürlich nicht vollständig, sie 
würde mit zunehmender Länge aber kaum spannen-
der werden.

Zu guter Letzt blickt man als BesucherIn in den 
Abgrund – ins Gästebuch des Museums:
„In Zeiten von Freihandelsabkommen und Massen-
migration braucht es wieder einen starken Führer“, 
mit Titel und Namen unterschrieben.
Ein Museum wie dieses richtet Schaden an. Keine 
Spur von diskursfördernden Ansätzen. Wie zum 
Hohn sponserte das Ministerium für Unterricht und 
kulturelle Angelegenheiten unter Elisabeth Gehrer 
(ÖVP) ein Museum, das dieser Bezeichnung nicht 
gerecht wird.

Georg List studierte Kultur- und Sozialanthropologie 
an der Universität Wien.

Michael Gruber studierte Politikwissenschaft an der 
Universität Wien.
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Stell dir vor,  
dich gibt’s nicht!

Es gibt Menschen, die nicht so einfach in ein System passen, das davon ausgeht, 
es gäbe lediglich Frauen und Männer. Das davon ausgeht, alle Menschen wären 
in diese Kategorien einzusortieren und dass die Kategorie, in die eins einsortiert 
wurde, immer die richtige sei. Wenn du einer dieser Menschen bist, hast du mit 

dem System zu kämpfen.

Stell dir vor, du bist trans und studierst. Und eigent-
lich willst du ja nur studieren, rennst aber überall 
an die Wände eines Systems, das davon ausgeht, 
dass es Menschen wie dich nicht gibt. Was prak-
tisch gesehen heißt, dass „einfach nur studieren“ 
eine Wunschvorstellung ist. Du lebst in deinem 
Identitätsgeschlecht, deine Umgebung kennt dich 
unter deinem Identitätsnamen. Deine Mailadresse 
sagt etwas anderes. In allen Datenbanken wirst 
du unter deinem alten Namen geführt. Du bist nie 
einfach nur ein Gesicht in der Menge, du bist „die 
Transperson“. Du kannst es dir nicht aussuchen, ob 
du auffällst oder nicht, du stichst hervor. Menschen 
finden dich spannend, nicht immer auf die gute Art. 
Manchmal auch so, wie man exotische Tiere span-
nend findet. Vielleicht wirst du gefragt, wie genau 
jetzt deine Genitalien aussehen, was du so damit an-
stellst, und mit wem. Ob du Operationen planst, und 
welche. Von wildfremden Menschen. Die vollkom-
men selbstverständlich eine Antwort erwarten.

Lehrende kontrollieren die Anwesenheit? Alle Blicke 
sind auf Dich gerichtet. Du musst eine Mail über den 
Uniaccount verschicken? Zwangsouting garantiert. 
Das ist dann deine Normalität. Und sie ist stressig. 
Zu stressig für viele, die  lieber ein Jahr nur Vorle-
sungen besuchen, keine Prüfungen machen oder das 
Studium abbrechen. Denn in einer Lebensphase, die  
per se stressig ist, können diese Erfahrungen das 
Fass zum Überlaufen bringen.

Hürdenlauf. Auch wenn du nach einer offiziel-
len Namensänderung deine Daten an der Hochschu-
le berichtigen lassen kannst: Die Verwaltung hält 
weiterhin Spaß und Spannung für dich bereit. Ei-
gentlich sollte das ja diskret passieren. Und es sollte 
eine Stelle geben, die durch eine Person mit entspre-
chender Expertise bekleidet wird. Dies wäre zwar 

Liebe Hochschulen, wir müssen reden. Über Aus-
schlüsse, Unsichtbarmachung und problematische 
Sichtbarkeiten. 

Stell dir vor, du bist eine studierende Transperson. 
Irgendwann kommst du an den Punkt, an dem es 
lächerlich wird, mit deinem alten Namen und Ge-
schlechtseintrag inskribiert zu sein, also bittest du 
deine Hochschule, diese an die neue Realität anzu-
passen. Kein Problem, meint die Hochschule; einige 
Tage später ist ein neuer Studierendenausweis in der 
Post, lautend auf deinen neuen Namen, du hast eine 
neue Mailadresse, die Lehrveranstaltungsverzeich-
nisse und Datenbanken sind auf dem neuen Stand 
und du kannst das tun, weswegen du inskribiert 
bist: studieren. Prüfungen absolvieren. Dich in der 
gleichen Normalität bewegen wie alle anderen, ohne 
aufzufallen wie eine Kakerlake auf einer Hochzeit-
storte. Schöne Geschichte. Der Haken daran: Sie 
spielt in Glasgow. 

Wien ist anders.  In Wien, wo nach Gustav 
Mahler sogar der Weltuntergang fünfzig Jahre 
später stattfindet, sind wir noch nicht soweit. Hier 
fragt man sich eher, ob man es mit der Verwaltung 
einer Hochschule zu tun hat, oder eine Nebenrolle 
in einem B-Movie spielt, zu dem Franz Kafka das 
Drehbuch geschrieben hat. 

An der Hochschule im Identitätsgeschlecht geführt 
zu werden, mit dem Identitätsnamen? Ohne zuvor 
einen aufwändigen Bürokratie- und Gutachtenhür-
denlauf absolviert zu haben, der viel Zeit und Geld 
kostet und Menschen mit nichtösterreichischer 
Staatsbürgerschaft quasi ausschließt? Vergiss es! 
Schließlich sind wir hier in Wien, und das hamma ja 
noch nie so gemacht, da könnte ja ein jedes kom-
men, und wo kämen wir da hin?

vorgesehen, ist aber nicht Realität. Also stehst du 
dann vor einer Person, die dich fragt: „Namens- und 
Personenstandsänderung? Geht das?“ Und nachdem 
diese Klippe mit Kolleg_innenhilfe umschifft ist: „Im 
Ausweis kann ich eh Ihren alten Namen durchstrei-
chen und den neuen drunterschreiben?“. Da fühlst 
du dich massiv verarscht, auch wenn keine böse 
Absicht dahintersteht, sondern Unwissenheit. Sei 
dir sicher: Irgendein Datenbankeintrag wird immer 
übersehen und macht dann Probleme, Studienzulas-
sung und Informatikdienst spielen Pingpong mit dir, 
bis zufällig jemand den Haken findet. Und hier geht 
es um einen einfachen Fall. Was ist mit Menschen, 
die eben nicht nahtlos in die beiden vorgegebenen 
Geschlechtskategorien passen oder passen wollen? 
Nicht vorgesehen!

Roadmap. Auch im Rahmen der bestehenden 
Vorschriften wären mit wenig Aufwand massive 
Verbesserungen für betroffene Hochschulangehörige 
erreichbar. Keine Vorschrift zwingt die Hochschulen 
zu diesem abwegigen Vorgehen. Praktisch gesehen 
wäre es kein Problem, ähnlich vorzugehen wie in 
Glasgow und ein Verwaltungssystem zu schaffen, 
das die Lebensrealitäten der zu Verwaltenden wi-
derspiegelt, anstatt unnötige Probleme, Ausschlüsse 
und Hürden zu schaffen. Die Bundesvertretung der 
ÖH hat ein Rechtsgutachten eingeholt und ein Posi-
tionspapier erarbeitet, das eine Roadmap bietet, mit 
der diese Probleme aus dem Weg geräumt werden 
können. Liebe Hochschulen, wir haben noch einen 
weiten Weg vor uns, um, was Genderfragen angeht, 
im 21. Jahrhundert anzukommen. Gehen wir ihn!

Esther Hansen studiert nicht. Sie ist Kulturarbeiterin, 
Aktivistin und gehört dem Lumpenproletariat an.
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Ob auf Frents oder Couchsurfing, ob 
Bohrmaschine oder Schlafsack, für so 
ziemlich alles finden sich Plattformen 
im Internet, wo geteilt und getauscht 
wird. Während die Massenproduktion 
unseren Alltag fest in der Hand hat, 
wächst an deren Rande eine immer 
größer werdende Community, die 
Interesse an Nachhaltigkeit hat.  

Veronika und Leonie zählen zu diesen 
Menschen. Die beiden wohnten in 
Freiburg und suchten einen Garten 
zur Mitnutzung, was sich als gar 
nicht so einfach herausstellte. Da 
sie nicht die einzigen auf der Suche 
waren, überlegten sie, dass es doch 
auch Menschen geben müsste, die bei 
ihrer Gartenarbeit Hilfe gebrauchen 
könnten. Sei es aus zeitlichen Grün-
den oder, weil sie die Arbeit körper-
lich nicht mehr bewältigen können. 
So wurde das Projekt Gartenpaten 
geboren – eine Plattform für die 
gemeinschaftliche Gartennutzung im 
deutschsprachigen Raum. „Während 
in Deutschland gleich zu Beginn viele 
Anzeigen online gestellt wurden, 
zeigen sich die Österreicher_innen 
zurückhaltender,“ erzählt Leonie. Die 
meisten Mails und Zugriffe in Öster-
reich kämen aus Wien. Dabei richtet 
sich Gartenpaten keineswegs nur an 
die urbane Bevölkerung. 

Jede_r kann mitmachen. Laut 
den Initiatorinnen gibt es nicht die 
eine Zielgruppe, die Angebote und 
Gesuche seien unglaublich vielfältig. 
„Viele Gärten liegen brach, weil ihre 
Besitzer_innen nicht die Zeit oder die 
Kraft finden im Garten anzupacken. 

Auf der anderen Seite suchen immer 
mehr Menschen nach Anbauflächen 
oder grünen Freizeiträumen. Einige 
möchten ihre Gartenparadiese auch 
einfach anderen Personen zugänglich 
machen, ihr Wissen weitergeben oder 
Abnehmer_innen für reich tragen-
de Obstbäume oder Hecken finden. 
Andere wiederum sind an Nachhal-
tigkeit und Effizienz interessiert und 
teilen ihre nicht ausgelasteten Geräte 
mit Menschen in der Umgebung“, so 
Leonie. Während es ein Stadtkind 
freut, dass ein Regenwurm ja gar 
nicht beißt, ist für einen anderen User 
das Tauschen eine Möglichkeit des 
Gebens und Nehmens. Die Heinrich-
Böll-Stiftung rückt in einer Studie vor 
allem drei Zielgruppen in den Fokus 
des Gemeinnutzes: die Digital Natives, 
Menschen in Umbruchsphasen wie 
etwa durch einen Umzug, die Geburt 
eines Kindes oder der Eintritt ins Pen-
sionsalter und die bereits eigentumslos 
Konsumierenden. 

networking. Der Gedanke des 
Sharing ist durchaus nicht neu. Als 
das Geld nach dem Zweiten Weltkrieg 
knapp war, war Teilen eine Selbstver-
ständlichkeit. Es wurden Fahrgemein-
schaften ins Leben gerufen, Waschkü-
chen und Gefrieranlagen geteilt und 
einzelne Geräte durch ganze Dörfer 
gereicht. Auch die Ökologiebewegung 
der 1970er agierte unter dem Motto 
„Nutzen statt Besitzen“. Jedoch war 
Kommunikation und Austausch nie 
so einfach wie heute: Das Internet 
erleichtert Vernetzung und Interaktion 
der „Commonist_innen“ und mobi-
le Technologien wie omnipräsente 

Smartphones geben Leihen, Tauschen 
und Teilen ein neues Gesicht. 

Die Share Economy hat diesen posi-
tiven Beigeschmack einer sauberen, 
menschlicheren Wirtschaft. Doch 
es gilt: Teilen ist nicht gleich Tei-
len. Uber, Car Sharing oder Air-Bnb 
besetzen Marktnischen und aktivieren 
damit „totes Kapital“. Deren Ziel ist 
es nicht, die Welt zu einem besse-
ren, nachhaltigeren Ort zu machen. 
Daneben existiert Collaborative 
Consumption, die an politischen und 
ökologischen Missständen rütteln will, 
ohne kommerzielle Interessen. Etwa 
Foodsharing – eine Maßnahme, der 
Lebensmittelverschwendung entgegen-
zuwirken. 

Biodiversität steigern. Auch 
Gartenpaten versteht sich als „sozial 
und ökologisch ausgerichtete Initi-
ative.“ Leonie erklärt: „Wir sehen 
Gartenpaten als Teil der urbanen 
Gartenbewegung und Share Economy, 
die die Sicht auf die Bedeutung des 
eigenen Nahrungsmittelanbaus verän-
dert. Gartenpaten steht für Gärten als 
Orte der Vielfalt. Im Zuge der immer 
weiter fortschreitenden Intensivierung 
der Landwirtschaft gewinnen alter-
native Grünflächen – zum Teil auch 
in urbanen Räumen – zunehmend an 
Bedeutung. Diese vorhandenen Res-
sourcen wollen wir durch Gartenpaten 
effektiver nutzen.“

Jan möchte sein theoretisches Wissen 
und die damit verbundenen Fertig-
keiten mit anderen teilen und sich 
austauschen. Deshalb hat er sich bei 

Gartenpaten angemeldet. Für ihn 
eröffnet Selbstversorgung unglaublich 
viele neue Möglichkeiten und ist eine 
riesige Bereicherung in jeglicher Hin-
sicht. Er denkt, es wird in der Zukunft 
noch wichtiger sein, die Biodiversi-
tät zu erhalten und erneut zu stei-
gern. Ähnlich denken auch Veronika 
und Leonie:„In Zukunft werden die 
Gartenpaten-Nutzer_innen auch durch 
Anleitungen und Tipps auf der Website 
angeregt, biologisch zu wirtschaften, 
samenfestes Saatgut zu verwenden 
und Mischkultur sowie Fruchtfolge zu 
beachten. So können alte Kulturpflan-
zen besser erhalten und die Vielfalt 
an Pflanzensorten in Gärten erhöht 
werden. Hiervon profitieren wiederum 
viele Tierarten in direkter oder indi-
rekter Weise.“ 

Ein wenig gemeinsames Gärtnern und 
das Teilen von Bohrmaschinen wird 
vielleicht den Planeten nicht retten, 
trotzdem kann damit ein Beitrag in 
unserer Wegwerfkultur geleistet und 
ein Zeichen gesetzt werden. Geteilter 
Konsum kann Gütermengen reduzie-
ren und zu einem bewussteren Um-
gang mit Ressourcen beitragen. Das 
setzt Vertrauen und Solidarität voraus. 
Aber wie postuliert Rachel Botsman, 
die Autorin von What’s Mine is Yours, 
so schön: „Die Währung der neuen 
Wirtschaft ist Vertrauen.“ 

Clara Heinrich hat Politikwissenschaft 
an der Universität Wien studiert. 

 Sharing ist Caring 
 Gemeinschaftlicher Konsum erfreut sich in den letzten Jahren immer größerer  

 Beliebtheit. Vom geteilten Auto bis zum geteilten Gärtnern. 
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„Die Angst konnte sich nicht in  
mein Leben schleichen.“

Der Hamburger Unternehmer und ehemalige Piraten-Politiker Claudius Holler  
wurde durch ein YouTube-Video bekannt, in dem er um Hilfe bat: Diagnose  

Hodenkrebs, ohne Krankenversicherung, aber mit Schulden. Wir haben bei einem 
seiner Vorträge zum Thema „Unversichert“ in Berlin mit ihm gesprochen.

Diagnose schon ein krasser Schock, 
auf Krebs ist kein Mensch vorbereitet. 
Die Aufnahme des Videos war eine 
Kurzschlussreaktion. Ich war mir nicht 
sicher, ob ich das wirklich veröffent-
lichen würde. Am nächsten Tag ging 
ich all-in, ich hatte eh nichts mehr zu 
verlieren.

Welche konkreten Folgen hatte die 
Videoaktion für dich?
Die spürbarste Folge war eine kom-
plette Woche im Paralleluniversum. 
Ich konnte das Ganze nur von außen 
betrachten, obwohl ich ja Protagonist 
war. Klar, ich kenne mich ein bisschen 
in diesem Internet aus und bin ein we-
nig vernetzt. Das, was direkt nach der 
Veröffentlichung passierte, hat mich 
aber komplett überrollt. Tausende 
kommunizierten mit mir, bedachten 
mich mit lieben Worten, Genesungs-
wünschen und ließen mich an ihren 
Geschichten teilhaben. Dazu kam ein 
multimediales Echo über alle Kanäle 
hinweg. Am ersten Tag ohne Kamera-
team um mich herum war ich erstmal 
verwirrt. Ganz ehrlich, das war bis zur 
Operation die bestmögliche Ablen-
kung. Die Angst konnte sich nicht in 
mein Leben schleichen.

Wie kommt es, dass in einem Land 
mit einem sehr guten Gesundheits-
system Leute einfach durch das 
Raster fallen?
Irgendwann bemerkte die Bundesre-
gierung, dass hunderttausende Men-
schen ohne Versicherungsschutz sind 
und suchte nach Abhilfe. Die Lösung 
durfte aber nichts kosten. Die Versi-
cherungspflicht nahm den Staat dann 
aus der Verantwortung, jetzt konnte ja 

keine Person mehr unversichert sein, 
denn es war verboten. Leider wurde 
ignoriert, dass Menschen nicht deswe-
gen unversichert sind, weil sie das so 
lässig finden oder sich bereichern wol-
len, sondern weil es ihnen schlicht am 
Geld dafür fehlt. Hast du wenig Geld, 
ist dein Beitrag im Verhältnis dazu 
unanständig hoch, weil die prozentu-
alen Beiträge nach unten hin gede-
ckelt sind. Die politische Lösung hat 
also vornehmlich eine Schuldenfalle 
aufgestellt, bei der schnell fünfstellige 
Summen aufgehäuft werden und zwar 
bei denen, die eh schon knapp bei 
Kasse sind.

Also ein kalkulierter Systemfehler?
Dass der kalkuliert ist, will ich nicht 
mal unterstellen. Aber es ist dreist, 
dass mit Hilfe der Ich-AG eine politisch 
gewollte Form der Selbstständigkeit 
zur Schönung von Arbeitslosenstatis-
tiken dient, die Risiken aber gänzlich 
auf ein wachsendes Selbstständigen-
Prekariat abgewälzt werden. Auch der 
Trend zum erzwungenen Subunter-
nehmertum, weil Arbeitgeber_innen 
Festanstellungen umgehen wollen, 
verstärkt diese Entwicklung. Die nötige 
Absicherung für schlechte Zeiten und 
Gesundheitskosten, die sich am realen 
Einkommen bemessen, fehlen leider. 
Auch dass Menschen ohne Papiere in 
der Not keinerlei Hilfe bekämen, ist 
beschämend für ein so reiches Land 
wie Deutschland. Mittlerweile gibt es 
spendenfinanzierte Kliniken, wie die 
Praxis ohne Grenzen, die explizit für 
die Versorgung dieser Gruppe gegrün-
det wurden. Die zeigen sich erstaunt, 
wie viele ihrer Patient_innen Selbst-
ständige sind.

progress: Du hast eine krasse Zeit 
hinter dir.
Claudius Holler: Ich habe mich knapp 
eineinhalb Jahre durch ein tiefes Tal 
gemüht, um kurz vorm Anstieg noch 
mal richtig auf die Nase zu bekom-
men. Mein Leben war zuletzt wirk-
lich kräftezehrend und entmutigend, 
schließlich schien es jedoch wieder 
bergauf zu gehen. Dann drängelte sich 
auf einmal der Krebs in mein Leben.

Was war vorher los?
Mein Bruder und ich haben 2010 
aus unserer Werbeagentur heraus 
ein eigenes Produkt herausgebracht: 
1337Mate. Das wurde mehr und mehr 
zu unserem Hauptprojekt, weil uns die 
Arbeit daran endlich wieder erfüll-
te und Spaß machte. Es lief gut und 
immer besser. Alles sprach dafür, dass 
wir langfristig davon leben und dabei 
sozial wirtschaften könnten. Leider 
ging völlig unerwartet mitten in der 
Produktion unser beauftragter Abfüll-
betrieb insolvent. Wir reden, vorsich-
tig geschätzt, von einer sechsstelligen 
Summe, die wir dabei verloren haben. 
Geholfen hat uns da niemand, als 
Start-up stehst du bei sowas oft ganz 
allein im Regen.

Du hast dich entschieden, deine 
wirtschaftlichen Probleme und  
deine Erkrankung öffentlich zu  
machen. Warum?
Ich fühlte mich hoffnungslos aus-
geliefert und sah meine eh schon 
ramponierte Existenz zerschellen. 
Krankheiten im Allgemeinen, Krebs im 
Besonderen, kommen zeitlich immer 
ungelegen. Ich war zudem auch noch 
unversichert. Natürlich war allein die 

Kommst du mit den vielen traurigen 
Geschichten klar, die du nun sicher 
hörst?
Das tue ich, aber mich erschreckt, wie 
wenig ich ein Einzelschicksal bin. Es 
ist unwürdig für dieses reiche Land, 
wie viele Menschen keine ausreichen-
de Krankenversicherung, aber horren-
de Schulden ans Gesundheitssystem 
haben. Die Krankheitsgeschichten, 
einige wesentlich dramatischer als 
meine, sind derart gebündelt natürlich 
hart, andererseits war da auch ganz 
viel Mut und Stärke herauszulesen. 
Ich kenne mittlerweile über fünf-
zig Menschen, die auch keine zwei 
Hoden mehr haben, sogar aus meinem 
Bekanntenkreis, die bisher nie davon 
erzählt hatten.

Du konntest dir von den Spenden 
eine Hodenoperation „leisten“. 
Hast du jetzt auch genug für die 
Nachsorge und eine Versicherung?
Ja. Also ich weiß noch nicht, was in 
diesem Sommer auf mich zukommt. 
Ein Lymphknoten in der Bauchgegend 
ist noch kritisch zu beobachten und 
könnte mit Pech noch mindestens eine 
Operation oder sogar eine Chemothe-
rapie nach sich ziehen. In jedem Fall 
bin ich jetzt wieder versichert und 
wäre dafür gewappnet.

Wie fühlt es sich an, wenn deine 
Eier plötzlich Schlagzeilen  
schreiben?
Ich twitterte irgendwann irritiert „Lie-
bes 13-jähriges Ich, das da zwischen 
deinen Beinen wirst du dereinst vor 
tausenden Menschen kommunizieren. 
Und das ist voll okay“. Dann wissen 
halt fünf Prozent der Menschen in 
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sehr aus. Diese Tabuisierung spiegelt 
sich unter anderem in erschreckenden 
Unterhaltungen wider, die ich nach 
meinem Schritt in die Öffentlichkeit 
geführt habe. Ich habe einige Perso-
nen massiv überreden müssen, mit 
den von ihnen selbst diagnostizierten 
– teilweise schmerzhaften – Auffällig-
keiten unbedingt in ärztliche Behand-
lung zu gehen. Die waren voller Angst 
und verschleppten es teilweise schon 
mehrere Jahre.

Viele Transgender- oder interge-
schlechtliche Menschen bekommen 
keine adäquate Gesundheitsversor-
gung. Wenn eine Frau mit einem 
Penis Probleme hat, wird sie bei 
der/dem Gynäkologi/en nicht richtig 
behandelt oder ist sogar Diskrimi-
nierung oder Gewalt ausgesetzt.
Hier kommt zur Problematik fehlender 
Versicherung noch hinzu, dass wir 
gesellschaftlich immer noch nicht in 
der Realität angekommen sind. Binäre 
Geschlechtszuweisung ist auch oder 
gerade im Gesundheitssystem keine 
Ausnahme. Ich durfte per Zufall in ei-
nem Krankenhaus behandelt werden, 
das diese binäre Sicht offensichtlich 
nicht teilt. Ich lernte in meiner Aufent-
haltszeit mehrere Transgender-Men-
schen kennen, die dort (im Rahmen 
einer Angleichung) zu ihrem Körper 
fanden.

Nicht alle haben dein Netzwerk und 
deinen Mut. Was rätst du Menschen 
in ähnlichen Lagen?
Wir können nicht jeden Einzelfall mit 
Solidaritäts-Flashmobs auffangen. 
Das muss gesamtgesellschaftlich und 
politisch gelöst werden. Ich bin sehr 
dankbar, dass ich die Chance hatte, 
diesem Missstand ein wenig Aufmerk-
samkeit zu verschaffen. Vieles von 
meinem Wissen hätte ich mir schon 
vorher gewünscht. Dass die gesetzli-

che Grundversorgung zum Beispiel die 
Behandlung von Krebserkrankungen 
nicht zwingend einschließt, weil sie 
nicht akut lebensbedrohlich sind, ist 
blanker Hohn. Das möchte ich valide 
aufarbeiten und zusammentragen, 
so dass Wege aus dieser Zwickmühle 
heraus sichtbar werden.

Bei deinem Vortrag gibst du un-
versicherten Menschen den Tipp, 
zur Behandlung nach Dänemark zu 
fahren.
Mir selbst waren viele Informationen, 
auch mangels Auffindbarkeit, nicht 
bekannt. So können auch Selbststän-
dige über Hartz IV aufstocken und es 
gibt Wege, die Krankenversicherungs-
rate abzumildern. Ich bereite gerade 
die Gründung einer gemeinnützigen 
GmbH vor, die sich dem Thema „Un-
versichert“ annimmt. Dort will ich 

Deutschland von deiner Weichteil-
Flickschusterei. Auch das ist okay. 
Die Reaktionen geben mir recht. Es 
sind ja weniger meine Eier, um die es 
geht, sondern das Thema, welches sie 
transportieren, und das fristete bisher 
ein tabuisiertes Schattendasein.

Die ganze Welt ist voller Phallus-
symbole. Und trotzdem werden 
weder Schwänze in Filmen gezeigt, 
geschweige denn Schwanzprobleme 
benannt. Warum?
Wir sind auch und gerade in unserer 
übersexualisierten Welt maximal ver-
klemmt. Der weltgrößte Macker wird 
mit seinem Wurmfortsatz hadern. 
Die ganzen Phallussymbole sind nur 
billige Proxies, die derbe Männlich-
keit simulieren sollen. Verletzlichkeit 
und Fehlbarkeit zwischen den Beinen 
sind mit solchen Ängsten verbunden, 
dass Hege und Pflege vernachlässigt 
werden. Ein echter Mann schleppt 
sich nicht zum Arzt und lässt sich erst 
recht nicht zwischen die Beine fassen. 
Ich versuche gezwungenermaßen, 
mich davon frei zu machen.

Ist der kranke Schwanz ein un-
männlicher Schwanz?
Erschreckend, oder? Nicht umsonst 
haben wir ein umfassendes Beleidi-
gungsarchiv, das auf das männliche 
Geschlechtsorgan und dessen aus-
bleibende Superkräfte abzielt. Dabei 
gibt es bei vielen gesundheitlichen 
Herausforderungen funktionierende 
Lösungen. Es darf nur nicht darüber 
geredet werden.

Glaubst du, junge Menschen wissen 
ausreichend Bescheid über Gesund-
heitsvorsorge? Für Mädchen ist es ja 
normal, schon früh in der Gynäko-
logie vorbeizuschauen, in Teenager-
Zeitschriften gibt es Tipps, wie „das 
erste Mal Frauenarzt“ vorbereitet 
werden kann, für Jungs gibt es 
sowas nicht.
Ich habe seit meinem Film mit vielen 
Männern darüber gesprochen, wie oft 
sie in ihrem Leben die Urologie be-
sucht haben. Abgesehen von Menschen 
mit diesbezüglichen Krankheiten, 
gingen die Antworten von „noch nie“ 
bis maximal dreimal. Ich glaube, der 
Sexualkundeunterricht an unseren 
Schulen, die Aufklärung zu Hause, 
aber auch das Gesundheitswesen an 
sich klammern das Thema Anatomie, 
Funktionalität, Vorsorge und Pflege zu 

Informationen zusammentragen, wie 
Betroffene offiziell oder über legale 
Grauzonen aus ihrer misslichen Lage 
kommen können. Das werden Hil-
festellungen gegenüber Ämtern und 
Krankenkassen sein, aber auch eine 
Möglichkeit, politische Forderungen 
zu platzieren.

Auf Twitter hat jemand geschrie-
ben, dass du wahrscheinlich mehr 
Reichweite hast als alle staatlichen 
Gesundheits- und Präventionspro-
gramme zusammen.
Meine eigene Bekanntheit ist – vor 
allem gemessen an der Reichweite von 
#hollerkaputt – recht überschaubar. 
Sehr populäre Twitter-Accounts teilten 
meine Geschichte. YouTube selbst 
war da ein kleiner Hebel, der schnell 
von den klassischen Medien überholt 
wurde. Ich komme ja aus der Werbung 
und darf deswegen auch Plattitü-
den raushauen: Content is King. Die 
Themen „Unversichert“ und „Krebs“ 
waren kritisch und emotional genug, 
ihre Reichweite selbst zu generieren. 
Ich habe die Aufmerksamkeit schnell 
genutzt, um mein Einzelschicksal 
zurückzunehmen und als Testimonial 
zu agieren. So etwas fehlt trockenen 
Kampagnen oft: Authentizität beim 
Thema.

Das klingt abgeklärt. Wie geht es 
dir, wenn du offline bist?
Krebs ist ein Arschloch. Dieses Arsch-
loch bestimmt jetzt erstmal hart mein 
Leben. Ich muss mich damit arran-
gieren, es ertragen und mich dagegen 
wehren. Das schlaucht und in man-
chen Momenten schleichen sich Angst 
und Trauer heran. Aber dann über-
rascht mich der Frühling, aus den Bo-
xen rollt der Bass und zur Not ploppt 
auch mal ein Bier auf. Ich will mich 
nicht noch weiter runterziehen lassen. 
Ich bin mir aber sicher, dass da noch 
ein paar Momente auftauchen werden, 
in denen ich mich klein, schwach und 
tieftraurig fühle.

Anne Pohl arbeitet für einen Abgeord-
neten in Berlin. Daneben ist sie freibe-
rufliche Marketing- und Event-Beraterin 
und gründet non-kommerzielle Projekte 
wie herzteile.org.
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Momentan beherbergt das 
Volkskunde Museum eine 
Ausstellung über einen Teil der 
österreichischen Geschichte, 
der etwa so bekannt ist wie das 
Museum selbst: Es geht um das 
Leben jener Schwarzer Öster-
reicherInnen, die in der Zeit 
nach dem Zweiten Weltkrieg als 
Kinder von afroamerikanischen 

Besatzungssoldaten und österreichischen Frauen 
zur Welt kamen. Die meisten von ihnen wissen bis 
heute wenig über ihre Eltern, da sie früh von ihnen 
getrennt, nach Amerika geschickt oder in Heimen 
untergebracht wurden. Ihre Geschichten werden in 
einem minimalistischen Ausstellungsdesign gezeigt, 
das den Blick auf das Wesentliche zulässt. In Videos 
wird von ihrem Leben erzählt, teils von den Perso-

nen selbst, teils von SchauspielerInnen. Dabei geht 
es zentral um Themen wie Zugehörigkeitsgefühl und 
Rassismus. Die persönlichen Erzählungen machen 
greifbar, wie alleine diese Kinder mit Problemen 
gelassen wurden, die bis heute bestehen. Gerade das 
zeigt die Notwendigkeit, Rassismus kontinuierlich 
zu thematisieren. Bereits durch dessen Themati-
sierung wird eine Basis geschaffen, die es erlaubt, 
sich reflexiv damit auseinanderzusetzen. Immer 
wieder macht sich im Alltag eine große Verlegenheit 
bemerkbar, Schwarz- und weiß-Sein offen anzuspre-
chen. Eine Tabuisierung erzeugt jedoch Angst und 
macht das Problem erst recht unlösbar. Die persönli-
chen Geschichten von Schwarzen ÖsterreicherInnen 
zu zeigen, schafft einen gelungenen Zugang, klingen 
diese doch – abgesehen von rassistischen Erfahrun-
gen – genauso wie die Geschichte einer jeden ande-
ren österreichischen Person. Die Biographien sind 
verschieden und ganz normal, man findet sich in 
Erzählungen wieder. Damit wird deutlich, dass Un-

terschiede nur in unseren Köpfen bestehen und von 
da aus bedeutsam werden. Geschilderte Erfahrun-
gen mit Rassismus stoßen bei mir auf bloße Verwun-
derung und machen mich ärgerlich – damit haben 
die Kuratoren wohl etwas Entscheidendes geschafft: 
das Thema emotional spürbar zu machen. Und 
wenn es ihnen gelingt, den einen oder die andere 
nachdenklich zu machen, können wenigstens diese 
Menschen etwas verändern. Die Ausstellung regt zu 
einem offenen Diskurs an, der mir im Hinblick auf 
die Thematik am Wichtigsten erscheint.

„SchwarzÖsterreich. Die Kinder afroamerikanischer 
Besatzungssoldaten“
Kuratoren: Tal Adler, Philipp Rohrbach und Nico Wahl
Volkskundemuseum
Bis 21. August 2016

Laura Porak studiert Soziologie und Volkswirtschafts-
lehre.

Geschichte ist Geschichte?

Ausstellungs-Rezension

1978, Kunsthalle Düsseldorf: 
Eine hochschwangere Braut 
im weißen Kleid mit Schleier, 
Schnullermaske und Schnuller-
haube sammelt Spenden für die 
Reliquie des Heiligen Erectus. 
Der Klingelbeutel hat die Form 
eines Riesenkondoms. Wird das 
Geld verweigert, ertönt Baby-
geschrei, das erst durch eine 

Spende wieder zum Verstummen gebracht werden 
kann. Auch in Wien lässt sich die gruselige Braut im 
selben Jahr blicken – hier allerdings im Rollstuhl, 
in der Galerie Modern Art. Die Düsseldorfer Aktion 
führte dazu, dass die Künstlerin, Renate Bertlmann, 
von den folgenden Stationen der Ausstellung in 
Eindhoven und Paris wieder ausgeladen wurde. Die 
Videodokumentation der Wiener Performance ist 

nun in der Vertikalen Galerie der Sammlung VER-
BUND zu sehen.

Anhand von zahlreichen Werken aus den 1970er- und 
’80er Jahren wird Bertlmanns konsequent-ambivalen-
te Auseinandersetzung mit Materialien, Formen und 
Themen hier wohltuend un-didaktisch präsentiert. In 
ihren Zeichnungen, Fotografien, Objekten und Instal-
lationen ragen Messerspitzen aus Nippeln, enden Fin-
gerkuppen in Schnullern, hängen Latex-Nabelschnüre 
an einer Wäscheleine, und Kondome – inszeniert als 
Brüste – liebkosen einander. AMO ERGO SUM – Ich 
liebe, also bin ich – lautet Bertlmanns Motto seit den 
1970er-Jahren, das nun auch Titel der Einzelschau 
der 1943 in Wien geborenen Künstlerin ist. Der 
Untertitel, „Ein subversives Politprogramm“, scheint 
sarkastisch auf ihren Austragungsort anzuspielen – 
ist doch die Firmenspitze des Stromunternehmens 
ausschließlich mit Männern besetzt. Dass sich ausge-
rechnet die Sammlung VERBUND der Aufarbeitung 

der „feministischen Avantgarde“ verschrieben hat, ist 
ebenso bemerkenswert wie ironisch. Und in diesem 
Fall äußerst treffend – teilt Renate Bertlmann doch 
ihr Gesamtwerk in die drei Bereiche Pornografie – 
Ironie – Utopie. Gleichzeitig verdeutlicht eben diese 
Diskrepanz, dass Bertlmanns Arbeiten drei Jahrzehn-
te nach Produktion immer noch aktuell sind. Nichts-
destotrotz weht durch die acht Stöcke der Vertikalen 
Galerie ein leichter Wind der Vergangenheit – ein 
Blick in das gegenwärtige Schaffen der Künstlerin 
wäre wünschenswert gewesen.

„Renate Bertlmann. AMO ERGO SUM. Ein subversives 
Politprogramm“
Kuratorin: Gabriele Schor
Vertikale Galerie in der VERBUND Zentrale, Wien
Bis 30. Juni 2016

Flora Schausberger studiert Critical Studies an der 
Akademie der bildenden Künste Wien.

Messerscharfe Nippel

Ausstellungs-Rezension

Die Geschichte des Wiener Pra-
ters ist zunächst eine Geschichte 
der Stadt selbst. Seit 250 Jahren 
ist dieser besondere Ort der 
Öffentlichkeit frei zugänglich. 
Zum Jahrestag widmet ihm das 
Wien Museum eine sorgfältig 
kuratierte Ausstellung, der 
man ruhigen Gewissens einen 
sommerlichen Regentag opfern 

kann. Ab 7. April 1766 gestattete Joseph II. das 
Betreten des Prater-Waldes mitsamt seiner Alleen, 
Wiesen und Plätze. War das Gebiet bislang adeli-
gen Jagdgesellschaften vorbehalten, sollten sich 
dort nun alle Bürger*innen aufhalten dürfen, um 
„spazieren zu gehen, zu reiten, und zu fahren“ oder 
„sich daselbst mit Ballonschlagen, Keglscheibn, und 
andern erlaubten Unterhaltungen eigenen Gefallens 
zu divertieren“.

In den folgenden Jahrzehnten etablierte sich der 
Prater schnell als bedeutender kultureller Um-
schlagplatz. Gastronomie, Sexarbeit und Feuer-
werk lockten jede Woche tausende Menschen aller 
sozialen Klassen an und bildeten die Grundlage für 
den „Wurstelprater“, wie der Vergnügungspark im 
Nordwesten Wiens später genannt werden sollte. Am 
Beispiel Prater zeigt sich deutlich, dass Unterhaltung 
von Politik schwer zu trennen ist. Er war nicht nur 
Schauplatz kriegerischer Auseinandersetzungen, der 
Revolution von 1848 und der Weltausstellung 1873 
– ein patriotisches Spektakel, wofür das Gelände 
umfassend bebaut wurde –, die Schaubuden dieser 
Zeit waren zudem geprägt von gängigen kolonia-
listischen und rassistischen Vorstellungen sowie 
der Zurschaustellung von Menschen, deren Körper 
nicht der gesellschaftlichen Norm entsprachen. Das 
Wien Museum versucht sich in seiner Jubiläumsaus-
stellung an einer kritischen Aufarbeitung, schafft 
es aber nicht ganz, einen übergeordneten Bogen zu 
spannen und Kontinuitäten darzustellen. So findet 

Achterbahn, Autodrom, praterdom

Ausstellungs-Rezension

sich dann auch wenig über die Zeit des Faschismus, 
was angesichts der Fülle an Material zu anderen 
Zeitabschnitten verwundert.

Dennoch vermittelt die Ausstellung ein vielschich-
tiges Bild des vielleicht schönsten Ortes in Wien, 
der wie kein anderer Extreme in sich vereint. Einst 
Treffpunkt der Elite, wurde der Prater im Laufe der 
Zeit immer mehr zu einem Platz für die Ausgesto-
ßenen. Menschen an den Rand der Gesellschaft zu 
drängen, das heißt, ihnen auf der Straße oder im 
Park wieder zu begegnen.

„In den Prater! Wiener Vergnügungen seit 1766“
Kuratorin: Ursula Storch
Wien Museum Karlsplatz
Bis 21. August 2016

David Ring studiert Soziologie an der Universität 
Wien.
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Moishe Postone ist Professor an der Universität von 
Chicago. Von 1972 bis 1982 lebte Postone in Frankfurt. 
In dieser Zeit entstand auch sein im deutschsprachigen 
Raum bekanntester Text „Nationalsozialismus und 
Antisemitismus“. Im Moment ist er für ein Forschungs-
projekt in Wien. 

progress: In Ihrem Buch „Zeit, Arbeit und gesell-
schaftliche Herrschaft“ grenzen Sie die kritische 
Theorie von Marx stark vom Marxismus der II. und 
III. Internationale ab. Letzteres fassen Sie unter dem 
Namen traditioneller Marxismus zusammen. Kön-
nen Sie das ein wenig ausführen und die Unterschie-
de erklären?
Die Kategorie „traditioneller Marxismus“ ist eine Be-
zeichnung, die sehr viele Ansätze einschließt. Der ge-
meinsame Nenner ist eine Kritik am Kapitalismus, die 
sich ausschließlich gegen die Distributionsweise, das 
Privateigentum und den Markt richtet. Der Standpunkt 
der Kritik ist die Arbeit. In einer postkapitalistischen 
Gesellschaft sollen die Arbeiter_innen den Reichtum, 
den sie produziert haben, innerhalb einer Planwirt-
schaft zurückbekommen. Zwar nicht als Einzelne, 
aber gesellschaftlich. Diese Analyse des „traditionellen 
Marxismus“ ist auf der einen Seite historisch inad-
äquat geworden und auf der anderen Seite ging schon 
die Kritik von Karl Marx in eine andere Richtung. Bei 
ihm ist es eine Kritik der Arbeit im Kapitalismus, statt 
einer Kritik vom Standpunkt der Arbeit aus. Ich habe 
versucht herauszuarbeiten, wie der spezifisch kapita-
listische Charakter der Arbeit im Kapitalismus einer 
sehr komplexen Dynamik unterliegt. Diese Dynamik 
unterscheidet den Kapitalismus von allen vorhergehen-
den Gesellschaften. Marx liefert mit seiner Analyse ein 
Instrumentarium, um diese widersprüchliche Dyna-
mik zu begreifen.

Und diese Widersprüche im Kapitalismus sind dann 
auch jene, die zu Widersprüchen gegen den Kapita-
lismus führen?
Ja, und fast alle die sich mit Marx beschäftigt haben, 
reden von der Widersprüchlichkeit des Kapitalismus. 
Größtenteils wird dieser Widerspruch aber als einer 
zwischen Privateigentum und Markt auf der einen und 
Arbeit auf der anderen Seite verstanden. Ich halte dem 
entgegen: Nein, es ist ein Widerspruch zwischen dem 
Zustand, wie Arbeit heute organisiert wird und einer 
möglichen zukünftigen Organisation der Arbeit. Ein 
Widerspruch zwischen dem Bestehenden und dem in 
ihm enthaltenen Potential, welches aber durch das 
Bestehende selbst nicht verwirklicht werden kann und 
deshalb auf die Möglichkeit der Aufhebung des Kapi-
talismus verweist. Es ist eine Kritik an der auf Arbeit 
basierenden Gesellschaft.

Kommen wir zum Antisemitismus, zu dem Sie 
in der Vergangenheit viel geforscht haben. Wie 
funktioniert der Antisemitismus in der bürgerlichen 
Gesellschaft und warum wird er unter bestimmten 
Verhältnissen virulent?

Der Antisemitismus ist eine Fetisch-Form, die den seit 
mindestens einem Jahrtausend existierenden christli-
chen Antijudaismus zur Voraussetzung hat. Aber beide 
Phänomene sind nicht dasselbe. Der Antisemitismus ist 
eine bestimmte antikapitalistische Ideologie, die zwi-
schen der konkreten Dimension des Kapitals (Industrie, 
Maschinen) und der abstrakten (Geld, Börse, Banken) 
trennt. Dabei wird in dieser Ideologie die konkrete Seite 
des Kapitals als gesund und gut erachtet. Die abstrakte 
Seite dagegen als zersetzend und global. Diese Tren-
nung drückt sich konkret in einer ideologischen Sicht 
auf den Kapitalismus aus, die sowohl die industriellen 
Kapitalist_innen, als auch die Arbeiter_innen als Produ-
zent_innen sieht und alleinig die Bankiers als Schma-
rotzer_innen identifiziert. 

Das ist die Basis der antisemitischen Ideologie. Wie 
kommt es dazu, die abstrakte Seite des Kapitals als 
jüdisch zu imaginieren?
In Ländern wie Österreich oder Deutschland gab es 
nicht nur eine lange Tradition des christlichen Antisemi-
tismus: Die Jüd_innen erlangten ihre Rechte in der bür-
gerlichen Gesellschaft genau in dem Moment, in dem 
auch die kapitalistische Industrialisierung expandierte. 
Jüd_innen wurden plötzlich sichtbar und zwar beson-
ders in Berufen, die mit dieser Entwicklung aufkamen, 
während traditionellere Berufe bedroht waren. Antise-
mitismus ist jedoch nicht nur eine Form des Rassismus. 
Ich könnte auch auf andere Dimensionen des Problems 
aufmerksam machen, wie den Unterschied zwischen 
Gesellschaften, die durch staatliche Intervention moder-
nisiert wurden, wie in Zentraleuropa und zum Teil auch 
in Frankreich, und Gesellschaften mit einer älteren 
liberal-kapitalistischen Geschichte. Nein, der Antise-
mitismus ist eine Weltanschauung. Diese Ideologie will 
die Welt erklären und deshalb ist sie so weit verbreitet. 
Der Rassismus funktioniert dagegen anders. Ich will das 
nicht hierarchisch verstanden wissen. Das eine ist nicht 
bekämpfenswerter als das andere. Der Antisemitismus 
ist zudem ein Krisenphänomen. Schauen wir dazu in 
den Nahen Osten. Es gibt mehrere Gründe, warum der 

Antisemitismus dort heute so verbreitet ist. Da wäre 
die Nazi-Propaganda während des Zweiten Weltkriegs. 
Aber das erklärt natürlich nicht alles. Ein zweiter 
Faktor ist die Sowjetunion: 1967 hatte Israel die mit der 
Sowjetunion verbündeten arabischen Staaten geschla-
gen. Nach der Niederlage ihrer Verbündeten startete die 
Sowjetunion eine Propaganda, die dem Stürmer ent-
stammen hätte können. Der Zionismus wurde mit dem 
Faschismus gleichgesetzt. Dann ist da der ökonomische 
Abstieg dieser Weltregion auf ein Niveau vergleichbar 
mit dem Afrikas südlich der Sahara. Der Abstieg der 
arabischen Welt beginnend in den 1980er Jahren und 
der gleichzeitige Aufschwung anderer Weltteile, die 
früher als Dritte Welt galten, haben viele Menschen im 
Nahen Osten empfänglich für Verschwörungstheorien 
gemacht. Diese Verschwörungstheorien hatten sie zur 
Hand. 

In Europa ist geographisch eine Spaltung der radi-
kalen Rechten zu beobachten. In Westeuropa sind es 
vor allem Rechtspopulist_innen die einen Ethno-
pluralismus vertreten, der Muslime und den Islam 
nicht in Europa will. In Osteuropa sind viele dieser 
Parteien sehr traditionell völkisch und antisemi-
tisch. Woran liegt das?
Die Staaten in Osteuropa definieren sich seit ihrer 
Entstehung ethno-nationalistisch. Einzig die tschechi-
sche Republik ist da eine partielle Ausnahme. Schon 
die Unabhängigkeitsbewegungen gegen die Habsburger 
waren ethno-nationalistisch. Nach der Unabhängigkeit 
der einzelnen Staaten von Österreich-Ungarn bestanden 
viele ethnische Konflikte weiter. Die einzige säkulare 
Tradition in diesen Staaten war der Kommunismus. Der 
heutige reaktionäre Charakter vieler dieser Staaten und 
ihrer Bevölkerung ist ein Zeichen für das Scheitern des 
sowjetischen Modells. Aktuell sind die osteuropäischen 
Staaten in ernsthaften ökonomischen Schwierigkeiten. 
In Ungarn spricht Viktor Orban von einer weltweiten 
Verschwörung gegen Ungarn, er verbindet dies alles mit 
dem Namen eines Mannes: George Soros.  Es ist kein 
Zufall das Soros jüdisch ist. (Mehr zu dem Thema im 
Arikel von Loic Kurzweil in dieser Ausgabe) Im Westen 
war der Ethno-Nationalismus nicht so stark, weil die 
Nationen sich früher als bürgerliche Staaten konstitu-
ierten. Es gab auch immer eine Spannung zwischen 
dem ethnischen Charakter der Nation und ihrem formal 
politischen Anspruch. Im Westen will man wohl zumin-
dest den Anschein erwecken, ein wenig kosmopolitisch 
zu sein. Im Fall von Österreich bin ich mir da aber nicht 
so sicher. Insgesamt bin nicht allzu optimistisch. Wenn 
man sich die Zwischenkriegszeit ansieht, kippten zwar 
zuerst die osteuropäischen Staaten nach rechts, doch 
diese Tendenz verschob sich danach Richtung Westen. 
AfD oder Pegida sind klar ethno-nationalistische Be-
wegungen mit starken antisemitischen Tendenzen. Sie 
geben sich öffentlich nicht so, aber sie sind es.

Michael Fischer studiert Deutsch und Geschichte auf Lehr-
amt an der Universität Wien.

,,Insgesamt bin ich nicht  
allzu optimistisch“

Foto: Nathan Spasić
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Die Wirtschaftspolitik der ungarischen Regierungs-
partei Fidesz folgt weder neoliberalen Strategien wie 
der Verschlankung des Staates und der Kürzung der 
Sozialleistungen, noch betreibt sie sozialdemokrati-
sche, etwa keynesianistische Beschäftigungspolitik. 
So manche BeobachterInnen der ungarischen Politik 
stehen daher vor einem Rätsel: Warum erlässt ein 
Politiker, der vor nicht allzu langer Zeit noch (wirt-
schafts-)liberale Positionen vertrat, plötzlich Gesetze, 
wie etwa das Notenbankgesetz von 2011, welches der 
Exekutive die Kontrolle über den Leitzins gibt? Und 
warum geht Orbán nicht den neo-klassischen Weg 
der Budgetkonsolidierung durch Steuersenkungen 
und Sozialkürzungen, sondern einen Weg, der sogar 
bei der linken Zeitschrift Der Freitag Anklang fand?

Rechter Antikapitalismus. Die Antwor-
ten finden sich in der Analyse dessen, was Holger 
Marcks in Bezug auf Fidesz und Jobbik „Antikapi-
talismus von rechts“ nennt. Dieser Antikapitalismus 
zeichnet sich dadurch aus, dass er nicht im Sinne 
etwa von Marx auf die Abschaffung von gesell-
schaftlichen Verhältnissen wie Kapital und Staat 
abzielt, sondern sich vielmehr auf der Grundlage 
des Kapitals gegen bestimmte Aspekte der kapitalis-
tischen Produktionsweise richtet. Dabei werden die 
gesellschaftlichen Verhältnisse, die nach Marx nur 
als Ganzes kritisierbar sind, in vermeintlich „gute“ 
und „schlechte“ Seiten getrennt. Diese Trennung der 
ökonomischen Vorgänge folgt dabei dem gleichen 
Muster wie schon im Nationalsozialismus, in dem 
das produktive, konkret erscheinende Kapital als 
„schaffend“ und als „deutsch“ das abstrakte, in Geld 
erscheinende Finanzkapital hingegen als „raffend“ 
und „jüdisch“ imaginiert wurde. Die Gründe für 
diese Spaltung liegen in den kapitalistischen öko-
nomischen Formen selbst. Wie Moishe Postone in 
seinem Essay „Nationalsozialismus und Antisemitis-
mus“ zeigt, ist der „Antikapitalismus von rechts“ vor 
allem eine unkritische Ablehnung des Kapitals, die 
den aus dem Warenfetisch entspringenden Verblen-
dungsmechanismen aufsitzt, die Marx im ersten 
Kapitel des „Kapitals“ untersucht. Aus dem Dop-
pelcharakter der Ware, als sinnlich-übersinnliches 
Ding zu besitzen, das Gebrauchswert und Wert, also 
sowohl Träger von konkreten Eigenschaften als auch 
Träger und Ausdruck von abstrakten menschlichen 

Beziehungen zu sein, entspringt das falsche Be-
wusstsein über den Kapitalismus. Die von Menschen 
gemachten Verhältnisse, die sich hinter Ware, Geld 
und Kapital verbergen, erscheinen als Eigenschaften 
von Sachen. Der Kapitalismus erscheint nicht mehr 
als historisch-gesellschaftliches Verhältnis, sondern, 
so Postone, als eine „zweite Natur“, die sich wie die 
Ware in Konkretes und Abstraktes spaltet. Diese 
bereits im Fetischcharakter der Ware angelegte 
Naturalisierung der ökonomischen Formen setzt sich 
fort: Das Konkrete wird als Industriekapital, Technik 
und Staat als direkter Nachfolger von natürlichen 
und organischen Verhältnissen begriffen, während 
das abstrakte Finanzkapital als parasitär erscheint; 
die Einheit der industriellen Wertproduktion mit 
dem zinstragenden Kapital wird im fetischistischen 
Bewusstsein zerrissen und der Kapitalismus nur 
noch mit seinen abstrakten Seiten identifiziert.

Im völkischen Antisemitismus potenziert sich dieser 
Fetischismus gleichsam zum Biologismus. Das pro-
duktive Kapital wird der magyarischen „Volksgemein-
schaft“ gleich als natürlich und positiv angenommen, 
während die negativen, abstrakten Aspekte der 
Ökonomie als Auswüchse einer Verschwörung von 
außen imaginiert werden. Die Art und Weise, wie die 
Völkischen in Ungarn über jene sprechen, die sie für 
kapitalismusimmanente Krisenphänomene verant-
wortlich halten – sei es das „Groß- und Finanzkapi-
tal“, die EU oder der Internationale Währungsfonds 
(IWF) –, gibt Aufschluss darüber, dass sie im Zweifel 
genau wissen, wer eigentlich dahinter steckt: eine 
oftmals mit antisemitischem Vokabular beschriebene 
Verschwörung.

Verschwörungstheoretiker Orbán. 
Nicht zufällig nennt Orbán seine Wirtschaftspolitik 
eine Hinwendung „vom spekulativen zum produ-
zierenden Kapitalismus“. Sobald Orbán auf die 
einzelnen AkteurInnen der spekulativen Wirtschaft 
zu sprechen kommt, die er von den nationalen, 
produktiven und als positiv erachteten trennen will, 
tauchen antisemitische Konnotationen und Anspie-
lungen auf. So spricht Orbán etwa von einem „wirt-
schaftlichen Befreiungskampf“ gegen das spekula-
tive Geschäft der Banken sowie gegen den IWF, aus 
dessen „Würgegriff“ man sich befreien müsse – als 

käme die Krise des Kapitals von außen, statt aus den 
eigenen Tendenzen des Kapitals.

Der Kampf gegen die Banken schlug sich in konkre-
ten gesetzlichen Maßnahmen nieder. Als Maßnahme 
zur Konsolidierung des Staatshaushaltes angekün-
digt, beschloss Fidesz kurz nach der Übernahme 
der Regierungsgeschäfte Sondersteuern für Banken, 
die vor allem ausländische Banken traf, sowie ein 
Notenbankgesetz, das der Exekutive die Kontrolle 
über den Leitzins verlieh. Anlässlich der negativen 
Reaktionen vonseiten der EU und des IWF sprach 
die Regierung von einer „Verschwörung“ der „inter-
nationalen Linken“, die Ungarn mit „Finanz- und 
Spekulationsangriffen“ in die Mangel genommen 
hätte. Schließlich nahm Orbán die meisten Rege-
lungen des Notenbankgesetzes zurück, drohte aber 
mit einem „Wirtschaftskrieg“ gegen jene, die das 
Leben der Ungarn „wie eine Krake zuschnüren“. Die 
antisemitischen Zuschreibungen an IWF und EU 
sind greifbar.

Kalmierung des Klassenkonflikts. 
Die Verlagerung des konstitutiven Krisencharakters 
kapitalistischer Ökonomie nach außen wird von der 
vermeintlichen Befriedung gesellschaftlicher Wider-
sprüche begleitet. Statt den Konflikt zwischen Kapital 
und Arbeit durch Institutionen wie Industriellenver-
einigungen und Gewerkschaften auszutragen, wird 
er in Ungarn zunehmend verdrängt und externali-
siert. Das zeigt sich auch in der Zusammenlegung 
der Ministerien für Wirtschaft, Arbeit und Finanzen 
zu einem „Ministerium für Volkswirtschaft“. Nicht 
zufällig strebt Orbán demnach eine Ökonomie an, die 
nicht auf dem „arbeitslosen Einkommen“ der Banken 
beruht, sondern „auf Arbeit“, wie es der Pfeilkreuzler 
Ferenc Rajniss schon 1937 in einem Vortrag über die 
„Judenfrage“ vor dem antisemitischen Turul-Verband 
einforderte. Dabei geht es Orbán jedoch keineswegs 
um die Verbesserung der Lebenssituation der Arbei-
tenden, sondern um eine umfassende Neuausrichtung 
der Wirtschaftspolitik gegen die als „jüdisch“ imagi-
nierten Seiten des Kapitalismus.

Lucilio Zwerk studiert Politikwissenschaft an der  
Universität Wien.

 In Ungarn grassiert der Antisemitismus. Auch in der Orbán’schen  
 Wirtschaftspolitik spielt er eine Rolle.

 Volksgemeinschaft  
 statt Klassenkampf 
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Am 31. März 2016 drangen sieben 
bewaffnete Männer in die Zadruga 
Oktobar, ein linkes Kulturzentrum in 
Belgrad, ein, verwüsteten das Lokal und 
verletzten Antifaschist*innen. Immer 
wieder liest man von gewaltvollen Über-
griffen durch Rechtsextreme in den Län-
dern des ehemaligen Jugoslawiens: Ein 
weiteres, Beispiel hierfür ist die erste 
Pride Parade in Split, die 2011 abgebro-
chen werden musste, als rund 10.000 
Menschen – mitunter bewaffnet – auf 
etwa 300 Teilnehmer*innen losgingen. 
Doch davon hört und liest man in Ös-
terreich kaum – und das, obwohl auch 
in Wien immer wieder rechtsextreme 
Botschaften aus dem Raum des ehe-
maligen Jugoslawiens im öffentlichen 
Raum sichtbar sind. Ustascha-Symbole 
beispielsweise, also Verweise auf jene 
faschistischen Brigaden, die im Zweiten 
Weltkrieg mit dem NS-Regime koope-
riert hatten, sind in österreichischen 
Städten keine Seltenheit.

Serbien. Was aber alle Staaten des 
ehemaligen Jugoslawiens gemein 
haben ist, dass eine rechte Hegemo-
nie zu beobachten ist." Rechte Kräfte 
haben  es geschafft, „eine politische 
und ideologische Vormachstellung 
einzunehmen, die sich nicht zuletzt 
am bedeutenden Einfluss der Kirchen 
zeigt“, so Luka Matić, Doktorand am 
Institut für Philosophie der Universität 
Zagreb, der sich mit (neo-)faschisti-
schen Bewegungen in Kroatien und 
Serbien auseinandersetzt. Die Situ-
ation in Serbien unterscheidet sich 
jedoch etwas von jener in Kroatien: 
Rechtsextreme Gruppierungen schei-
nen organisierter zu sein und offener 
mit staatlichen Behörden – vor allem 
der Polizei – zu kooperieren.  „Das 
zeigt sich nicht zuletzt daran, dass 
der Angriff auf das Kulturzentrum 

Zadruga Oktobar von einer neofaschis-
tischen und relativ neuen Gruppie-
rung ausging, die sich aus Personen 
zusammensetzt, die in kämpferischen 
Konflikten zwischen Russland und 
der Ukraine aktiv waren“. „Wir gehen 
davon aus, dass dieser Angriff eine 
Reaktion auf eine antifaschistische 
Gegendemonstration zu einem natio-
nalistischen Marsch war – wobei wir 
uns hierbei nicht sicher sein können“, 
deuten Antifaschist*innen aus Bel-
grad, die aus Sicherheitsgründen nicht 
genannt werden wollen, die Attacke. 
Parallel dazu hat die rechtsextreme 
Partei Dveri – übersetzt bedeutet 
das „Die Türen“, ein Verweis auf die 
christlich-orthodoxe Kirche – bei den 
kürzlich stattgefundenen Wahlen den 
Einzug ins Parlament geschafft. Bei 
Dveri handelt es sich nicht bloß um 
eine Partei, sondern um eine rechts-
extreme Plattform, die seit knapp 
einem Jahrzehnt bestens mit anderen 
nationalistischen Kräften vernetzt ist. 
Der Rechtsruck in Serbien wird auch 
auf einer anderen Ebene deutlich: Es 
kommt vermehrt zur Rehabilitation 
von Kriegsverbrechern durch serbische 
Gerichte. So wurde beispielsweise 
Dragoljub „Draža“ Mihailović, dessen 
Truppen an Kriegsverbrechen gegen 
Muslim*innen beteiligt waren, reha-
bilitiert und auch Milan Nedić, ein 
Kollaborateur mit dem NS-Regime und 
serbischer Nationalist, soll rehabili-
tiert werden.

Kroatien. Auch in Kroatien ist 
eine enge Verflechtung rechtsextremer 
Positionen mit der Vormachtstellung 
der Kirche zu beobachten. Während es 
in Serbien die orthodoxe Kirche ist, ist 
es in Kroatien die katholische Kirche, 
die gesellschaftspolitisch eine wich-
tige Rolle spielt. Was immer wieder 

in Angriffen gegen LGBTQI-Personen 
gipfelt, ist das Ergebnis einer religiös-
nationalistischen Hegemonie. Das zeigt 
sich unter anderem in der Popularität 
der Band Thompson, im Speziellen ihres 
Frontmanns Marko Perković. Perković 
selbst ist bekannt dafür, immer wieder 
öffentlich Ante Pavelić, den kroatischen 
faschistischen Diktator und Führer der 
Ustascha-Bewegung, zu huldigen; auch 
besang er des Öfteren – und zwar nicht 
gerade kritisch – die beiden kroatischen 
Konzentrationslager Jasenovac und 
Stara Gradiška, in denen zehntausende 
Menschen ermordet wurden.

Die kroatische rechtsextreme Szene 
setzt sich aus vielfältigen Subszenen 
zusammen. Zum einen sind Veteranen-
organisationen, die eine geschichtsre-
visionistische Ideologie vertreten und 
kroatische Kriegsverbrechen leugnen, 
dominierend, zum anderen gibt es 
lose Verbindungen zu Fangemeinden 
verschiedener Fußballclubs und den 
Jugendorganisationen verschiedener 
rechter Parteien. Seit einigen Jahren 
kommt es innerhalb dieser Szene 
zu Verschiebungen, deren Resultat 
Parallelen zur Identitären Bewegung 
Österreichs aufweisen: Die NGO Ur-
bana Desnica – „Urbane Rechte“ – aus 
dem Raum Split, also jener Region, in 
der es 2011 zu massiven Gewaltakten 
während der Pride Parade kam, wird 
immer größer. Diese Gruppe ist auch 
auf Facebook sehr aktiv und versucht, 
dem Rechtsextremismus eine moderne 
Fassade zu verleihen: Mit Hashtags, 
Memes und jugendlichem Slang wird 
Hetze gegen Antifaschist*innen, Homo-
sexuelle und all jene, die nicht in das 
Bild eines katholisch-nationalistischen 
Kroatiens passen, betrieben. Der Ge-
nerationenkonflikt innerhalb verschie-
dener rechtsextremer Gruppierungen 

wurde im Rahmen der Mobilisierung 
von U ime obitelji („Im Namen der 
Familie“), die ein Referendum gegen 
gleichgeschlechtliche Ehen initiierte, 
etwas aufgelöst.

rechte Hegemonie brechen. 
„Es sind nicht bloß militante Grup-
pierungen, welche die rechtsextreme 
Szene ausmachen: In Kroatien gibt es 
viele lokale Fernsehsender, die von 
verschiedenen privaten Organisatio-
nen betrieben werden und größten-
teils rechte Propaganda betreiben: 
etwa Hetze gegen Linke und Personen, 
die das Recht auf Abtreibung vertei-
digen“, so Mira L., Geschichtelehrerin 
aus Zagreb. Sowohl in Serbien als 
auch in Kroatien sind es nicht bloß 
rechtsextreme Gruppierungen, son-
dern auch die Vormachtstellung der 
ihnen zugrunde liegenden Ideologien, 
die Repression gegen Linke ermög-
lichT. „Wenn es in Kroatien relativ 
wenig Übergriffe gegen Linke gibt, 
liegt das vor allem daran, dass es der 
Linken nicht mehr möglich ist, offen-
siv und breit öffentlich aufzutreten“, 
heißt es von Mitgliedern verschiede-
ner antifaschistischer Organisationen. 
Was also bleibt, ist zunächst die not-
wendige Offenlegung rechtsextremer 
Ideologien und die Hoffnung auf linke 
Organisation und Gegenhegemonie, 
die sich gegen Geschichtsrevisionis-
mus und Nationalismus stellt. Diese 
Bewegungen müssen unterstützt 
werden – das bedeutet „fremden“ 
Nationalismus auch in Österreich, 
wo Thompson-Konzerte massenhaft 
besucht werden und nicht-österreichi-
sche Nationalismen selten thematisiert 
werden, anzusprechen.

Nora Zism hat Politikwissenschaft an der 
Universität Wien studiert.

 Geschichtsrevisionismus  
 auf Jugoslawisch 

 Die Rechte wird nicht nur in Österreich offensiver, auch in Serbien und Kroatien 
 kommt es zu einer stärkeren Mobilisierung. Dies zeigt sich mitunter an vermehrten  
 Übergriffen gegen Linke und Homosexuelle. Eine Analyse nationalistisch-religiöser  

 Hegemonie in zwei Ländern des ehemaligen Jugoslawiens.
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Am 27. April 2016 beschloss der österreichische Na-
tionalrat erneut eine Verschärfung des Asylrechts, 
wie das auch schon in den letzten Jahren in regel-
mäßigen Abständen passiert ist. Die aktuelle Novelle 
bedeutet eine De-facto-Abschaffung des allgemeinen 
Rechts auf Asyl. So wird es für viele verunmög-
licht, ihre Familie nach Österreich nachzuholen, 
wodurch noch mehr Flüchtende auf gefährliche 
Migrationsrouten gedrängt werden. Nicht minder 
problematisch ist die Regelung zu „Asyl auf Zeit“, 
die den Asylstatus auf drei Jahre beschränkt und 
danach eine neuerliche Prüfung sämtlicher Asyl-
gründe vorsieht: Dies hebelt aktiv die Teilhabe von 
Geflüchteten an der Gesellschaft aus und erschwert 
zahlreichen Menschen eine langfristige Lebenspla-
nung, etwa beim Versuch, eine Wohnung oder einen 
Job zu bekommen.

Aktuelle Diskurse. Diese Verschärfungen 
wirken sich auf unterschiedliche Aspekte des Lebens 
Geflüchteter und von Migrant*innen aus, dennoch 
zielen sie alle auf eines ab: Abschottung. Diese Ab-
schottung aber geschieht – wie jeder andere soziale 
Prozess – nicht in einem „luftleeren“ Raum, sondern 
bildet vielmehr konkrete gesellschaftliche Machtver-
hältnisse ab. Sieht man den Staat als Verdichtung ei-
nes materiellen Kräfteverhältnisses, eröffnet das den 
Blick darauf, dass Gesetze nicht von der vermeintlich 
privaten Ebene des sozialen Lebens zu trennen sind 
und gesellschaftliche Kräfteverhältnisse eben dieses 
Lebens strukturiert und reproduziert.

Hier setzen aktuelle Diskurse über den Notstand an. 
Dieser sei, so heißt es, unumgänglich: Österreich 
sehe sich mit einer unbewältigbaren Menge an Ge-
flüchteten konfrontiert. Refugees werden nicht mehr 
als individuelle Menschen mit eigenen Schicksalen 
wahrgenommen, sondern als entmenschlichte Masse 
– was sich auch auf der sprachlichen Ebene manifes-
tiert, etwa durch die Verwendung einer Rhetorik, die 
ansonsten der Beschreibung von Naturkatastrophen 
dient.

Traiskirchen: Die Überforderung. Dass 
diese Bilder der Überforderung relativ wenig mit der 
Realität zu tun haben, zeigt sich besonders deut-
lich am Beispiel Traiskirchen. Wenn wir uns an den 
letzten Sommer erinnern, beherrschten vor allem die 
katastrophalen Zustände im Erstaufnahmezentrum 
die mediale Berichterstattung. Politik und Verwal-
tung schienen nicht in der Lage zu sein, auch nur 
ein Mindestmaß an Versorgung sicherzustellen. Die 
Grundversorgung, was Essen oder Hygiene betraf, 
war mangelhaft, Geflüchtete mussten sich zeitweise 
stundenlang anstellen, um Essen oder Kleidung zu 
bekommen. Wurden diese Probleme angesprochen, 
wurde auf ihre Unlösbarkeit verwiesen: Es wären 
schlichtweg zu viele Menschen in Traiskirchen, hieß 
es vonseiten des Innenministeriums. Dass es kein 
Problem wäre, in einem der reichsten Länder der 
Welt 4000 Menschen adäquat zu versorgen, wenn 
der politische Wille dazu vorhanden ist, erklärt sich 
eigentlich von selbst. Wenig später – als vermehrt 
Menschen in Österreich ankamen und in den Folge-
monaten blieben – gab es plötzlich Unterkünfte. Wie 
Traiskirchen in den Jahren zuvor, sind auch diese 
Unterkünfte in der Regel nicht sonderlich lebenswert, 
aber: Sie sind vorhanden, obwohl es zuvor jahrelang 
hieß, es wäre nicht möglich, Plätze bereitzustellen 
und Traiskirchen zu entlasten. Hier zeigt sich auf der 
diskursiven Ebene ein kontinuierliches Verschieben 
dessen, was möglich ist oder nicht, sowie die ständige 
Anpassung der Auslegung von „Überforderung“: Es 
ist nicht die angeblich zu hohe Anzahl Geflüchteter, 
die Österreichs Behörden überlastet, sondern die po-
litische Weigerung, jemals auch nur ein wenig mehr 
als das Mindestmaß an notwendigen Ressourcen 
bereitzustellen. Vor allem im Hinblick auf die unzäh-
ligen leerstehenden Wohnungen ist das Argument, es 
gäbe nicht genug Platz für alle, absurd.

Eine Frage der Verteilung. Hier zeigt 
sich, wie Diskurse der Überforderung konkrete 
ökonomische Interessen stützen: Anstatt über eine 
andere Verteilung von Ressourcen zu sprechen, wird 

– parallel zu rassistischen Diskursen über „undank-
bare Fremde“, die sich nicht mit unzumutbaren 
Massenunterkünften zufriedengeben – stetig ein 
neues Bild der Überforderung produziert. Dass diese 
Überlastung allerdings nicht einem tatsächlichen 
Mangel an Ressourcen, sondern bloß dem Unwillen, 
diese bereitzustellen beziehungsweise umzuverteilen, 
geschuldet ist, wird nicht angesprochen. Es gibt also 
nicht grundsätzlich zu wenig Wohnungen, Kinder-
gartenplätze und Schulen, sondern es sind politische 
Entscheidungen, wie viele Wohnungen gebaut und 
wie viele Betreuungsplätze angeboten werden. Im 
öffentlichen Bewusstsein manifestiert sich nur das 
Problem, nicht aber seine Ursachen und naheliegende 
Lösungsansätze.

Durch das Nicht-Bereitstellen von grundlegenden 
Ressourcen hat sich Österreich selbst einen ver-
meidlichen Notstand konstruiert, auf den dann mit 
weiteren repressiven Gesetzgebungen reagiert wurde, 
wie etwa mit der Verschärfung des Asylrechts. Wenn 
es in Mainstreammedien heißt, der österreichische 
Staat und die handelnden Politiker_innen wären 
letzten Herbst überfordert gewesen, und dies der 
Grund sei, weshalb die Zivilgesellschaft die Versor-
gung von Refugees übernehmen musste, ist das eine 
grobe Verzerrung der Tatsachen. ausgeblendet wird, 
dass ein als überfordernd dargestellter Sachverhalt 
das Umsetzen neuer Verschärfungen erleichtert und 
gleichzeitig die Auslagerung staatlicher Aufgaben auf 
unbezahlte Helfer_innen vorantreibt. Diese „Privati-
sierung“ staatlicher Aufgaben kann auch zu Überfor-
derung der Helfer_innen führen, nicht zuletzt, wenn 
ihre Bemühungen Hilfe zu leisten, durch staatliche 
Repression erschwert werden. So schließt sich der 
Kreis im Überforderungskarussell und der Notstand 
erscheint zwar nicht als ideale, aber zwangsläufig 
notwendige Lösung plötzlich akzeptabel.

Gruppe: Freedom not Frontex
Kontakt: freedomnotfrontex.net

 Der notstandslegitimierte Notstand 
 Wie Angst für rassistische Asylgesetzgebung genutzt wird. 
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 Der Wunsch nach  
 Sex als Scheidungsgrund 

Frauen vor den Gerichten der Frühen Neuzeit.
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„Let’s talk about sex, baby“: Der Wunsch nach 
erfüllter Sexualität ist nicht nur ein Phänomen des 
21. Jahrhunderts, auch in der Neuzeit drehte sich so 
einiges um das Erfüllen der sexuellen Bedürfnisse – 
auch bei Frauen, wie uns Fallbeispiele zeigen.

Frauenbild. Wenn wir an Frauen im Mittelalter 
oder in der Neuzeit denken, haben wir sofort das 
Bild der frommen, dem Mann unterworfenen Frau 
vor Augen, deren primäre Aufgabe die Zeugung von 
Nachwuchs war. Ohne Zweifel war das 16. Jahr-
hundert von Emanzipation weit entfernt, so passiv 
und rechtlos, wie wir denken, waren Frauen aber 
nicht. Besonders wohlhabende Frauen konnten ihren 
sozialen Status ausnutzen, um sich mehr Macht und 
Vorteile in der Ehe zu verschaffen. Aber auch weniger 
wohlhabende klagten ihre Rechte vor dem Konzistori-
um ein, auch ihr Recht auf Sexualität.

Durch die Revolution von Martin Luther veränderte 
sich, die katholische Kirche grundlegend, besonders 
aber auch die Sichtweise auf Sexualität. Laut der 
Historikerin Claudia Jarzebowski („Sexualität“ in der 
Enzyklopädie der Neuzeit) war für Luther Sexualität 
Teil der menschlichen Natur und konnte nicht unter-
drückt werden, womit man auch das Nichteinhalten 
des Zölibats protestantischer Geistlicher rechtfertigt 
konnte. Man sprach beiden Geschlechtern, auch der 
Frau, ein Recht auf Sexualität zu, wobei die Frau als 
ein ihren Trieben ausgesetztes Wesen gesehen wurde, 
deren Anziehung Männer oft zum Opfer fielen.

Medizin und Hygiene. Einen anderen Blickwin-
kel auf Sexualität in der Neuzeit liefern Mediziner im 
Zuge des Hygienediskurses ab dem 18. Jahrhundert. 
Diese beschäftigten sich nicht nur mit Geschlechts-

krankheiten, sondern unterschieden auch zwischen 
gesunder und ungesunder Sexualität. Was war also 
laut Medizinern des 18. Jahrhunderts ungesunder 
Geschlechtsverkehr? Laut Philip Sarasin (Reizbare 
Maschinen. Eine Geschichte des Körpers. 1765–1914) 
waren all jene sexuellen Handlungen, die außerhalb 
einer Ehe stattfanden, exzessiv oder dienten der 
Selbstbefriedigung. Die schier unersättliche Lust der 
Frauen solle laut den Hygienikern also gedämpft wer-
den durch regelmäßigen Sex in der Ehe. Den Orgas-
mus der Frau sah man jedoch nicht als Voraussetzung 
für eine gelungene Zeugung von Nachkommen.

Betrachten wir also die protestantische Reformation 
als Meilenstein im Hinblick auf die Wahrnehmung 
auch weiblicher Sexualität, so bleibt trotzdem eine 
Sache essenziell: Der einzige Ort, an dem man Sex 
für legitim hielt, war die Ehe, sowohl was das kirch-
liche Credo betraf, als auch jenes der Hygieniker. 
Die Verweigerung der ehelichen Pflichten, zu denen 
Geschlechtsverkehr ganz zentral zählte, wurde bei 
Männern mit körperlichen Problemen in Verbin-
dung gebracht, während man bei Frauen eher dazu 
geneigt war, die Ursache im Nichtfunktionieren der 
Ehe selbst zu suchen. Sexualität und vor allem das 
Nichtgewähren von Geschlechtsverkehr seitens des 
Ehepartners / der Ehepartnerin wurde daher oft zum 
Gegenstand von Gerichtsurteilen. Laut Alexandra 
Lutz wurden sowohl die Untreue des Ehepartners / 
der Ehepartnerin als auch die nichtvollzogene Ehe 
eingeklagt.

Nicht selten waren es auch Frauen, die vor dem 
Kirchengericht ihren Wunsch nach sexueller Befrie-
digung einklagten, wie auch im, von Alexandra Lutz 
(Ehepaare vor Gericht) präsentierten Fall von Maria 

Gosau 1715. Diese beklagt dass „sie auch Fleisch 
und Blut an sich habe, und so viele Jahre ohne Mann 
nicht leben könne“, weshalb sie, nachdem ihr Mann 
sie verlassen hatte, das Gericht bat, erneut heiraten 
zu dürfen, ohne jeglichen Erfolg.

Nebenklage. In einem anderen Fall, gefunden im 
Diözesanarchiv Wien, zwischen Stuhlpfarrer Rosalia 
und ihrem Mann Peter 1779 bringt die Ehefrau vor, 
ihr Mann erfülle schon seit 2 Jahren seine ehelichen 
Pflichten nicht mehr. Außerdem würde er sie wie eine 
Dienstmagd behandeln und habe sie aus dem Haus 
geworfen. Deutlich wird durch Fälle wie diesen auch, 
dass das Einklagen von Sexualität nie als Hauptklage-
grund verwendet wird, sondern in den meisten Fällen 
als eine Art Nebenklagepunkt. Spannend ist auch, dass 
dieser Grund nahezu nie für eine Scheidung reicht, 
vermutlich weil die sexuelle Befriedigung der Frau 
weniger bedeutend war als das Fortführen einer, wenn 
auch nicht glücklichen, Ehe.

Zusammenfassend kann man also festhalten, dass 
die Frauen auch in der Neuzeit theoretisch ein Recht 
auf ihre Sexualität hatten, das ihnen von verschie-
denen Instanzen aus unterschiedlichen Gründen 
zugeschrieben wurde. In der Praxis wurde die Klage 
nach sexueller Befriedigung seitens der Frau nie als 
Hauptklagepunkt in derartigen Eheverfahren ver-
wendet. Das Fehlen eines erfüllten Sexuallebens war 
nie Grund genug, dass ein Ehepaar hätte geschieden 
werden können.

Julia Roschitz studiert Italienisch und Geschichte an 
der Universität Wien.
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In der Philosophie wird Wissen und 
Information vornehmlich über Wort und 
Text weitergegeben. Es gibt ein lange 
gehegtes, ja traditionelles Misstrauen 
gegenüber anderen Medien, vor allem 
gegenüber Bildern und ihren Mischfor-
men. 

Für dieses schlechte Verhältnis der Phi-
losophie zum Bild als Informationsme-
dium wird oft Plato zur Verantwortung 
gezogen. 

Schatten an der Wand. Für 
ihn zeigt sich die Wirklichkeit nur 
durch Schatten in der Höhle, in der wir 
Menschen uns metaphorisch befinden. 
Nur durch das Denken in Form eines 
inneren Dialogs könne die Wirklichkeit 
erkannt werden. Obwohl Plato auch dem 
geschriebenen Wort als billigem Ersatz 
für Erinnerung und wahres dialektisches 
Verstehen misstrauisch gegenüberstand, 
billigte er es als notwendiges Übel, ganz 
im Gegensatz zu Bildern und optischen 
Wahrnehmungen, die für ihn nichts 
anderes waren als trügerische Illusionen, 
Schatten von Schatten. 

Die Philosophen des Rationalismus im 
17. Jahrhundert übernahmen Platos 
Misstrauen gegenüber Bildern und 
Sinneswahrnehmungen und versuch-
ten, die Welt zu verstehen, indem sie 
Phänomene isoliert von diesen trügeri-
schen Wahrnehmungen betrachteten. 
Dieser Ansatz führte zunächst zu großen 
Entdeckungen, bestärkte jedoch auch das 
darauffolgende Aufteilen und Abstecken 
der Wissenschaften in Teilgebiete. In 
manchen dieser Teildisziplinen scheint es 
dieser Tage vor allem darum zu gehen, 
die für die jeweilige Disziplin reklamier-
ten Methoden und Ideen zu verfeinern 
und Beobachtetes als „richtig“ zu klassi-
fizieren. 

In der Physik etwa, dem Teilgebiet der 
Wissenschaft, in dem ich mich Exper-
tin nennen darf, scheint es zur Zeit nur 
noch darum zu gehen die „theory of 
everything“ zu finden, in der endlich 
alle Kräfte, alle Phänomene mit einer 
Kraft, einer Formel beschrieben werden 
können. Überraschenderweise sind wir 
mit diesem Ansatz noch nicht so weit 
gekommen. 

Seeing Double. Viele tausend Jahre 
nach Plato legt Nick Sousanis in seiner 
Dissertation „Unflattening“ dar, wie 
Bilder und Comics neue Perspektiven 
des Denkens und Verstehens eröffnen. 
Verfasst in Form eines Comics kann 
„Unflattening“ auch als Abhandlung 
über unsere Wahrnehmung verstanden 
werden. Der Sehprozess, zeichnet und 
schreibt Sousanis, involviert beide Augen 
– also zwei Perspektiven – gleicher-
maßen: „Our stereoscopic vision is the 
creation and integration of two views. 
Seeing, much like walking on two feet, 
is a constant negotiation between two 
distinct sources.” 

Unseren Augen gleich, ermöglichen uns 
Comics, aus Text wie Bild bestehend, 
zwei verschiedene Sichtweisen inein-
anderfließen zu lassen. Denn Text ist, 
seiner Natur gemäß, sequentiell und 
linear, eine diskrete Abfolge von Wör-
tern. Ein Bild andererseits präsentiert 
alles Gezeigte auf einmal, es gibt weder 
Anfangs- noch Endpunkt. Wie Michael 
Baxandall schreibt, gibt es keine direkte 
Entsprechung von Text und Bild. Jede 
textliche Beschreibung eines Bildes 
presst dieses in ihre textliche, also linea-
re und hierarchische Form. Das bedeutet, 
dass Erkenntnisse und Wahrnehmungen, 
die sich nicht textlich ausdrücken lassen, 
weil sie außerhalb dieses sequentiellen 
Paradigmas stehen, ausgeklammert 

werden. In Comics aber verschmelzen 
der textlich sequenzielle und der bildlich 
simultane Charakter und bilden so eine 
neue Form des Verstehens, in der nun 
auch das zuvor Außenstehende einen 
Platz findet. 

Kritische Stimmen mögen an dieser 
Stelle anmerken, dass zum Beispiel in 
den empirischen Wissenschaften die 
Verwendung von Abbildungen gängige 
Praxis ist, also die Comic-Idee ohnehin 
schon Praxis sei. Nun stimmt es zwar, 
dass man beim Durchschauen einer 
Publikation aus den Naturwissenschaf-
ten auf viele Diagramme und Graphen 
stößt. Es ergibt sich jedoch nicht der 
dialektische Text-Bild-Zusammenhang, 
den Sousanis meint. In einem klassi-
schen Graphen wird eine Größe als 
Funktion der anderen dargestellt, zum 
Beispiel die Anziehungskraft zweier 
massiver Körper als Funktion ihres 
Abstandes oder das Wahlverhalten einer 
Bevölkerungsgruppe als Funktion ihres 
Alters. 

Wie aus diesen Beispielen ersichtlich, 
besitzen Graphen ein sehr hohes Abs-
traktionsniveau. Graphen beantworten 
eine spezielle und isolierte Frage. So 
werden sie sogar zum Gegenspieler von 
Bildern, die alles Beobachtete ungeord-
net und simultan preisgeben. Zudem 
haben Graphen in unserer heutigen 
Gesellschaft, ganz im Gegensatz zu Bil-
dern, eine extreme Überzeugungskraft. 
Ihr reduktionistischer Charakter strahlt 

eine Objektivität aus, der man sich 
schwer entziehen kann, aber häufiger 
sollte. 

Graph 4.3 zeigt gar nichts. In 
den Geisteswissenschaften hingegen, 
und zwar vor allem in der Philosophie, 
wird auf Bilder jeder Art verzichtet. Es 
gibt zwar Philosophiecomics, diese sind 
allerdings entweder für Kinder oder als 
Infotainment gedacht. Seriöse akademi-
sche Diskussionen werden selbst in Phi-
losophieschulen, die dem Rationalismus 
kritisch gegenüberstehen, ausschließlich 
mit Wörtern geführt. Zu sehr riechen 
Comics nach Anti-Intellektualismus und 
Reduktionismus. 

Nun, wenn es um simple Graphen oder 
Comics zum Notfallverhalten in Flugzeu-
gen geht, mag der Reduktionismusvor-
wurf, wie oben besprochen, berechtigt 
sein. Doch die Textversion des Flugzeug-
notfallverhalten-Comics ist auch kein 
literarisches Meisterwerk. Die Verwen-
dung von Comics in der Wissenschaft 
steckt noch in den Kinderschuhen. Doch 
Versuche wie Sousanis Doktorarbeit zei-
gen, dass das Medium mehr als geeignet 
ist, komplexe Themen zu bearbeiten 
und neue Sichtweisen, und zwar solche 
die einer rein textlichen Darstellung 
verschlossen bleiben, zu eröffnen. 

Carina Karner studiert Physik im Dok-
torat und baut Computermodelle für die 
Kristallisation von Kolloiden – Schatten 
von Schatten.

Illusionen in  
der Wissenschaft

Dem Verhältnis der Wissenschaft zu Bildern und Comics widmet sich „Unflattening“ –  
eine Doktorarbeit über Comics in der Philosophie, verfasst in Form eines Comics.

Zeichnet und textet eure wissenschaftlichen Arbeiten – sei es eure 
Bachelor-/Master-/Doktorarbeit oder auch ein Thema, das euch in 
letzter Zeit beschäftigt hat – als Comic und schickt sie an  
progress@oeh.ac.at.

challengechallengechallene

Illustrationen: Nick Sousanis
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Identität, Geschlecht und Sexualität sind weltweit 
ausschlaggebende Faktoren in allen Gesellschaften 
– Institutionen, Wissenschaften, Rechtsordnungen, 
Bildungssystem und Religionen sind darauf aufge-
baut. Unsere gesellschaftliche Dichotomie lässt sich 
kinderleicht auf zwei corpora zusammenfassen und 
definieren. Auf der einen Seite haben wir die Frau 
und auf der anderen den Mann. Natürlich findet man 
immer wieder leichte definitorische Abweichungen, 
doch das sind die starren vorherrschenden Normen 
der Geschlechter und Geschlechtsidentitäten, die von 
unseren Gesetzbüchern wahrgenommen werden. Und 
das bei rund 7,39 Milliarden Menschen. Ich wieder-
hole: 7.390.000.000 Menschen. Diese triviale Sicht 
auf Körperlichkeit und Wahrnehmung spiegelt sich 
konzentriert auf juristischer, aber verstärkt auch auf 
medizinischer Ebene, was für zahlreiche Menschen, 
die nicht der Norm entsprechen, imponderables Lei-
den verursacht.

Was ist Intergeschlechtlichkeit? 
Intergeschlechtlichkeit ist ein Überbegriff für Men-
schen, deren körperliche Geschlechtsmerkmale die 
willkürlich gesetzten Grenzen zwischen „männlich“ 
und „weiblich“ überschreiten. Es kann sich hier um 
chromosomale, anatomische und/oder hormonelle 
Geschlechtsmerkmale handeln. Deswegen kann auch 
nicht von einem bestimmten intergeschlechtlichen 
Körper die Rede sein. Es gibt ihn einfach nicht: 
Diversität ist das Stichwort. Darüberhinaus kann 
auch nicht von einer Geschlechtsidentität gesprochen 
werden. Die meisten intergeschlechtlichen Menschen 
definieren sich als Mann oder Frau, viele aber auch 
als Inter*, Trans* oder anderes. 

Intergeschlechtlichkeit wird manchmal bereits bei 
der Geburt eines Kindes festgestellt, manchmal in der 
Pubertät – wenn diese anders verläuft als erwartet, 
und manche erfahren davon, wenn ein unerfüllter 
Kinderwunsch besteht und nach einer medizinischen 
Lösung gesucht wird. Bei sehr viele Menschen bleiben 
intergeschlechtliche Merkmale ein ganzes Leben lang 

unbemerkt. Schätzungen gehen davon aus, dass 1,7 
Prozent der Bevölkerung intergeschlechtlich ist, d. h. 
auf die derzeitige Weltbevölkerung berechnet kom-
men wir zu der Zahl von ca. 125.630.000 Menschen. 
Das sind 125.630.000 Gründe, das bestehende Zwei-
Geschlechter-System zu beseitigen und ein Gesell-
schaftsmodell der Inklusion einzuführen.

Tobias Humer ist Obmann und Mitbegründer von VIMÖ 
(Verein Intergeschlechtlicher Menschen Österreich), Teil 
des unabhängigen Netzwerkes Plattform der Intersex 
Österreich ist. Tobias hat sich dazu bereit erklärt, seine 
Geschichte zu erzählen.

progress: Wie hast du über deine Interge-
schlechtlichkeit erfahren und wie ist dein familiä-
res Umfeld damit umgegangen? 
Tobias Humer: Meinen Eltern wurde sehr früh 
mitgeteilt, dass ich kein ,normales‘ Mädchen sei und 
dass meine Entwicklung beobachtet werden sollte. 
Sie waren deshalb einige Male bei Ärzt_innen und 
im Krankenhaus. Sie haben sich stets sehr unwohl 
gefühlt, weil ich ständig rumgereicht und von zahl-
reichen Mediziner_innen als Sensation betrachtet 
wurde. Ihnen wurde verordnet, jedes Jahr ins Kran-
kenhaus zu gehen, doch sie entschieden sich dagegen, 
was eigentlich ziemlich gut war. Leider wurde meine 
Intergeschlechtlichkeit danach aber verschwiegen. Es 
wurde nie darüber geredet. Das Tabu war so stark, 
dass auch ich es nicht schaffte, darüber zu sprechen, 
obwohl ich mir meines „Anders-Seins“ recht früh 
bewusst war. In der Pubertät begann mein Körper 
dann, sich immer weiter von der weiblichen Norm 
zu entfernen und es wurde immer schwieriger für 
mich, nicht aufzufallen. Es gab niemand, mit dem ich 
darüber sprechen konnte und ich wusste auch von 
niemandem, di*er so war wie ich. So entschied ich 
mich mit vierzehn Jahren, mich umzubringen.

Alles, was anders ist, ist krank. Inter* 
Menschen sind einer steten Pathologisierung und 
Stigmatisierung ausgesetzt, die irreversible Schä-

den mit sich bringen. Die Medizin klassifiziert diese 
Vielfalt als „Störung der Geschlechtsentwicklung“ 
(disorders of sex development, DSD) was sich gut in 
der Auflistung im ICD (Internationale statistische 
Klassifikation der Krankheiten und verwandter 
Gesundheitsprobleme) niederschlägt, wo bis 1992 
auch Homosexualität als Krankheit gelistet war. Je 
nachdem wie der Wissensstand der Mediziner_innen 
ist, werden die Eltern von zwischengeschlechtlichen 
Kindern aufgeklärt – ihnen wird aber fast immer ge-
raten, sich für ein Geschlecht zu entscheiden. Ist die 
Entscheidung gefallen, wird zum Skalpell oder zu 
Hormonen gegriffen: Eine zu große Klitoris wird ver-
kleinert, ein zu kleiner Penis vergrößert, künstliche 
Vaginas werden angelegt, Hormone oder Pubertäts-
hemmer verabreicht und oft auch eine Kombinatio-
nen solcher Methoden angewandt. Die Liste ist lang.

Die meisten Eingriffe, die bei zwischengeschlecht-
lichen Kindern und Jugendlichen durchgeführt 
werden, sind medizinisch nicht notwendig und somit 
rechtswidriger Natur, weil sie die Integrität und Auto-
nomie des Kindes schädigen, doch unter dem Begriff 
„Heilbehandlungen“ stellen sie Ausnahmen dar.

Diese Eingriffe ziehen in fast allen Fällen leidvolle 
und irreversible Konsequenzen nach sich, wie z.B. 
Zeugungsunfähigkeit (Sterilisation), lebenslange 
Abhängigkeit von künstlicher Hormontherapie, 
Sensibilitätsverlust, aber auch starke Traumata und 
Depressionen. Studien vergleichen die psychischen 
Folgen solcher Behandlungen mit denen von sexuel-
lem Missbrauch und anderen schweren Misshandlun-
gen. Dennoch ist dies auch in österreichischen OP-
Räumen gängige Praxis: alles unter dem Deckmantel 
der „Heilung“.

Welche Erfahrungen hast du mit Ärzt_innen ge-
macht?
Nach meinem Suizidversuch haben meine Eltern den 
Hausarzt gerufen, der mir eröffnet hat, dass es viele 
Menschen wie mich gibt und dass es ,eine Lösung‘ 

Intergeschlechtlichkeit
Eine malträtierte und tabuisierte Vielfalt.

Von der erdrückenden Unfreiheit des Zwei-Geschlechter-Systems.
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gibt für mein Problem – zwei Wochen später saß ich 
alleine vor einem Chirurgen, der mich fragte, ob ich 
ein Leben als Mann oder als Frau weiterführen möch-
te, wobei mir suggeriert wurde, dass es leichter wäre, 
eine Frau aus mir zu machen. Nochmal zwei Wochen 
später hatte ich eine kosmetische Genitaloperation 
hinter mir und kurz darauf war ich kastriert und 
bekam Östrogen. Alles ohne psychotherapeutische 
Unterstützung, ohne fundierte Aufklärung, und ohne 
mir zu erklären, dass ich auch so bleiben kann wie 
ich bin. Für ein paar Jahre habe ich dann versucht, 
diese Frau zu werden, die ich anscheinend sein sollte. 
Irgendwann wurde mir jedoch klar, dass sich das alles 
sehr falsch anfühlt. Mit 22 bin ich dann nach Berlin 
gezogen und hab dort das erste Mal in meinem Leben 
andere Inter* kennengelernt und begonnen, meine 
persönliche Geschichte in eine größere Geschichte 
einzuordnen. Eine Geschichte der Pathologisierung 
und Unsichtbarmachung von intergeschlechtlichen 
Menschen.

Wie kam es dazu? Wenn wir einen Rückblick 
wagen, wie es historisch zu diesem krampfhaften Im-
puls der operativen Eingriffe gekommen ist, ist diese 
Entwicklung weniger rätselhaft als es scheint: Der 
amerikanische Psychologe und Sexologe John Money 
galt ab den 50ern bis in den 90er Jahre als wahre 
Instanz bezüglich Intergeschlechtlichkeit. Er setzte 
folgende drei Handlungsschritte für den Umgang 
mit normabweichenden Genitalien durch, die von 
der medizinischen Fachwelt, einhergehend mit der 
wachsenden Popularität der plastischen Chirurgie, 
aufgegriffen und angewendet worden sind:
•	 die frühzeitige Geschlechtszuweisung,
•	 die operative Angleichung in den ersten Lebens-

monaten bis -jahren sowie
•	 die Geheimhaltung der Diagnose, der Eingriffe 

und der Hormoneinnahmen. 

Gemäß der zynischen Aussage „it’s easier to dig a hole 
than to build a pole“ wurden Betroffene mehrheitlich 
in Mädchen „umfunktioniert“. Der Penis oder die 

Klitoris eines Kindes durfte nicht mehr als zwei Stan-
dardabweichungen von der Norm haben.

Hast du jemals versucht, die Ärzt_innen zu kon-
taktieren, die dich operiert und betreut haben?
„Ich habe den damals zuständigen Endokrinologen 
(Hormonspezialist) kontaktiert und mich mit ihm 
getroffen, und ihm auch klargemacht, wie unzufrie-
den ich mit der mir widerfahrenen Behandlung bin. 
Er reagierte darauf sehr respektvoll und zeigte sogar 
Reue – und überreichte mir dann fast meine gesamte 
Krankenakte, was wirklich selten ist. Oft fragen 
Inter*Personen nach ihren Akten und bekommen 
eine banale Ausrede wie „die Papiere sind leider 
bei einem Brand zerstört worden“. Als ich später 
meinen Personenstand ändern wollte, hat mir dieser 
Arzt dann auch einen Brief geschrieben, in dem er 
geschildert hatte, dass ich eigentlich ein Mann sei. 
Mit diesem Brief hatte ich am Standesamt in kür-
zester Zeit einen männlichen Eintrag – was mir klar 
vor Augen geführt hat, welche Definitionsmacht die 
Medizin hat.

Hoffnungsschimmer. Wenn wir einen Blick 
über unseren Tellerrand wagen, findet man bisher 
zwar kaum Länder, die diese medizinische Praxis 
unterbinden, aber bereits viele, die zumindest im Per-
sonenstand mehr als nur zwei Geschlechter zulassen. 
In Australien und Neuseeland zum Beispiel ist der 
Passeintrag mit einem „dritten Geschlecht“ verse-
hen, der mit einem „X“ gekennzeichnet ist. In Nepal 
dagegen wird dieser Eintrag mit einem „O“ festgehal-
ten. Das „O“ steht hierbei für „others“ und das „X“ für 
zwischengeschlechtlich.

Im Dezember 2010 nahm sich der Deutsche Ethikrat 
der Debatte an und veröffentlichte eine 200-seitige 
Stellungnahme. Was die Politik daraus gemacht hat, 
ist eher problematisch. 2013 ist die Gesetzesnovelle 
des Personenstandsgesetzes in Kraft getreten. Sie be-
sagt, dass die Angaben freigelassen werden müssen, 
wenn das Geschlecht des Neugeborenen nicht eindeu-

tig männlich oder weiblich ist, was einem Zwangsou-
ting gleichkommt und die Eltern erst recht unter 
Druck setzt. Zusätzlich würde man Inter*Personen al-
les andere als gleichgestellt sehen, da sie nach dieser 
Novelle als geschlechtslos dargestellt werden.
Als wahrlich avantgardistisch zeigte sich jedoch Mal-
ta. Im April 2015 wurde das „Gender Identity, Gender 
Expression and Sex Characteristics Act 2015“ in Kraft 
gesetzt. Dieses Gesetz manifestiert die juristische 
Anerkennung von Trans*- und Inter*Personen und 
schützt sie umfassend vor Diskriminierung. Darüber 
hinaus ist Malta das erste Land, welches medizinische 
Eingriffe bei zwischengeschlechtlichen Säuglingen 
kriminalisiert.

Was hältst du von den letzten juristischen Verän-
derungen?
Dass der Deutsche Ethikrat sich der Sache ange-
nommen hat, war grunsätzlich gut. So wie es jedoch 
die deutsche Politik umgesetzt hat, ist der Schuss 
nach hinten losgegangen. Wir als VIMÖ begrüßen 
allerdings das neue maltesische Gesetz und arbei-
ten daran, dass Ähnliches bald auch in Österreich 
passiert. Das Gesetz stützt sich auf drei Säulen: 
Erstens wurden geschlechtsverändernde Eingriffe bei 
Kindern und Jugendlichen verboten. Zweitens gibt es 
neben männlich und weiblich nun eine dritte Opti-
on für den Geschlechtseintrag, und dieser ist leicht 
und unbürokratisch zu ändern. Und drittens wurde 
das Antidiskriminierungsgesetz ausgeweitet, sodass 
auch Inter*Personen ganz klar vor Diskriminierung 
geschützt sind. Was in Malta in Kraft getreten ist, ist 
eine wahre Revolution.

Interview mit Tobias Humer von VIMÖ (Verein Interge-
schlechtlicher Menschen Österreich)

vimoe.at
plattform-intersex.at

Carmela Migliozzi studiert Deutsch und Italienisch auf 
Lehramt an der Universität Wien.
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„Zwei Wochen später saß ich alleine vor einem 
Chirurgen, der mich fragte, ob ich ein Leben 
als Mann oder als Frau weiterführen möchte, 
wobei mir suggeriert wurde, dass es leichter 
wäre, eine Frau aus mir zu machen.“

http://www.vimoe.at/
http://www.plattform-intersex.at/
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Die Stadt wird gerne als Gegen-
satz zur Natur gesehen. Dabei 
existieren innerhalb von Städten 
verschiedene Formen von Natur, 
die ebenso unterschiedlich wahr-
genommen und bewertet wer-
den. In ihrem Band „Ansichtssa-
che Stadtnatur“ untersucht die 
Berliner Stadt- und Kulturgeo-
grafin Katharina Winter, welchen 

Einfluss verschiedene Ansichten, was Stadtnatur ist 
oder sein kann, auf den Umgang mit sogenannten 
Zwischennutzungen haben. Im Grunde gilt schon 
die natürliche Sukzession – also das ungehinderte 
Wachstum von Pflanzen, deren Zusammensetzung 
sich mit der Zeit von reinen Gräsern zu Sträuchern 
und schließlich zu Bäumen verändert – als Zwischen-
nutzung. Viel spannender sind jedoch die mensch-

lichen Zwischennutzungen wie Guerilla Gardening 
oder improvisierte Spielplätze. 

Drei Fallstudien über solche Zwischennutzungen hat 
Winter durchgeführt. Zuerst stellt sie den „Garten 
der Posie“, einen interkulturellen Gemeinschaftsgar-
ten im dicht besiedelten Neukölln-Rixdorf, vor und 
geht dabei besonders auf die Spannungen zwischen 
sogenannter „bedürftiger“ und „nützlicher“ Natur 
ein, die in jedem Garten entstehen und in einem Ge-
meinschaftsgarten besonders präsent sind. Die zweite 
Fallstudie behandelt die „Tentstation“, einen inner-
städtischen Zeltplatz auf dem Gelände eines ehema-
ligen Freibades in Moabit. Hier untersucht Winter 
besonders die Fragen, was für ein Naturverständnis 
auf einem Zeltplatz vorherrscht und ob Nachhaltig-
keit automatisch Schönheit bedeutet. Sie spricht dabei 
der Ästhetik der „gebrauchten Natur eines gebrauch-
ten Ortes“ eine besondere Rolle zu. Drittes und 
letztes Fallbeispiel ist die Wagenburg „Lohmühle“, die 

auf einem ehemaligen Mauerstreifen entstand. Hier 
untersucht Winter besonders den Naturschutzgedan-
ken der Bewohner_innen.

Sowohl die theoretischen Kapitel zur Konstruktion 
des Naturbegriffes als auch die Fallstudien sind für 
Interessierte eine Bereicherung. Lobenswert ist auch, 
wie kritisch der Nachhaltigkeitsbegriff in diesem Band 
betrachtet wird. Winter benutzt im Text zufällig die 
weibliche oder männliche Form, was zwar interessant 
ist, durch einen Gendergap oder -sternchen jedoch 
einfacher gelöst hätte werden können.

Katharina Winter: „Ansichtssache Stadtnatur. Zwi-
schennutzungen und Naturverständnisse.“
transcript, 262 Seiten, 29,99 Euro, eBook 26,99 Euro.

Joël Adami studiert Umwelt- und Bioressourcenmanage-
ment an der Universität für Bodenkultur Wien.

Konstruierte Natur

Buch-Rezensionen

FuSSnoten zum Wahn

Nach dem Ablauf 
des Urheberrechts 
für Mein Kampf 
bemühen sich 
die Herausgeber 
der kritischen 
Edition darum, 
die Ausstrahlung 
des Originaltexts 
auf 2.000 Sei-

ten zu zerstören. Das gelingt in der 
typographischen Gestaltung durchaus: 
Hitlers Erzählung wird vom wissen-
schaftlichen Apparat richtiggehend 
umklammert. Erfolgreich ist ebenso 
das Unternehmen, Hitlers fantastische 
Schilderung seines Lebens gegen den 
tatsächlichen biographischen Hinter-
grund zu kontrastieren.

Doch der Wahn, den Hitler in „Mein 
Kampf“ ausbuchstabiert, lässt sich 
nicht durch penible Faktenrecherche 
widerlegen. Allzu oft schrecken die 
Herausgeber davor zurück, die ideolo-
gischen Abgründe und nicht bloß die 
historische Landschaft auszuleuchten. 
Auf Hitlers Litanei, dass die „jüdische 
Bastardierung“ die deutschen Städte 
dorthin bringe, „wo Süditalien heute 
bereits ist“, reagieren sie etwa mit 
dem Hinweis, dass Hitler hier falsch 
liege, da im Süden Italiens seit Jahr-
hunderten nur eine winzige jüdische 
Gemeinde existierte. An solchen Stellen 
wird der Kommentar zu Besserwisserei. 
Wer Hitlers Wahn konsequent wie eine 
Ansammlung von Irrtümern behandelt, 
vermittelt den Eindruck, statt „Mein 
Kampf“ zu kommentieren, den Führer 
belehren zu wollen.

Die queeren Kompliz_innen des Systems

Gegen die Kompli-
zenschaft mit dem 
System appellieren 
Heinz-Jürgen Voß 
und Salih Alex-
ander Wolter mit 
„Queer und (Anti-)
Kapitalismus“. 
Adressiert ist das 
Buch eindeutig 
an Leute, die 
sich in queeren 

Theoriegebilden bereits prächtig zu-
rechtfinden. Dieser tendenziell weiße, 
akademische Mittelschichtskreis hat 
sich mitunter ganz gut mit gesellschaft-
lichen Machtstrukturen arrangiert 
und ist immer wieder einmal versucht, 
sich in akademischen Diskursen und 
kleinen Teilbereichen dessen zu ver-
lieren, was die Autoren nun als „das 
Ganze“ problematisieren. Das Ganze ist 
irgendwie Kapitalismus, aber nicht bloß 
als Wirtschaftsform, sondern als Prin-
zip, das die Gesellschaft strukturiert 
und gestaltet und das mit Sexismus, 
Rassismus und anderen Ungleichheiten 
verwoben ist. 

Dieser Verwobenheit war man sich in 
den Anfängen der queeren Bewegung 
in den 1960ern durchaus bewusst. 
Damals protestierten Trans*-Personen, 
Sexarbeiter*innen, junge obdachlose 
Queers, Queers of Color und jene aus 
der Arbeiterklasse gegen Polizeigewalt 
und gesellschaftliche Unterdrückung. 
Die aktuelle Queer-Bewegung neigt 
dazu, diese solidarischen Kämpfe in 
den Hintergrund zu drängen und eige-
ne privilegierte Positionen absolut zu 

Am tiefsten schürft der Kommentar dort, 
wo er am nächsten an der textlichen 
Oberfläche bleibt. Über die Armut, die er 
in Wien erlebt hat, schreibt Hitler etwa: 
„Wer nicht selber in den Klammern die-
ser würgenden Natter sich befindet, lernt 
ihre Giftzähne niemals kennen.“ Das Bild 
ist als Ganzes verunglückt, wird in der 
Fußnote bemerkt: Nattern würgen nicht, 
und wen sie dennoch würgen, der kann 
ihre Giftzähne nicht sehen. Stürzt die 
Metapher ins Leere, befindet sich häufig 
auch der Gedanke im freien Fall.

In tausenden anderen Fußnoten und 
Einleitungen erfährt man mehr oder 
häufig auch weniger Bedeutendes. Sei es 
über Hitlers Diät in der Festungshaft in 
Landsberg („Eier, Butter, Zitronen“), sei 
es über das Lieblingshobby von Hitlers 
Vater („Bienenzucht“). Wer so etwas 
wissen will, verwechselt das Interesse 
an der Person Hitler mit der Begeiste-
rung für des Führers Privatleben. Es 
steht zu befürchten, dass der riesige Zu-
spruch für das Buch – mehr als 60.000 
verkaufte Exemplare – nicht zuletzt 
auf diesem Missverständnis beruht. 
Den Herausgebern ist der Erfolg nicht 
vorzuwerfen: Ihre Edition ermöglicht 
das Studium des Textes, verhindert aber 
seine ungestörte Lektüre.

Christian Hartmann, Othmar Plöckinger, 
Roman Töppel, Thomas Vordermayer 
(Hg.): Hitler, Mein Kampf. Eine kritische 
Edition. Institut für Zeitgeschichte Mün-
chen-Berlin 2016. 1.966 Seiten, 59 Euro.

Simon Gansinger studiert Philosophie an 
der Universität Wien.

setzen. Dagegen wenden sich die Auto-
ren. Sie gehen darauf ein, warum sex, 
class und race analytisch nicht getrennt 
werden sollten, wieso eine Aufspaltung 
politischer Kämpfe problematisch ist 
und warum wir uns bedingungslos an 
die Kämpfe jener anschließen müssen, 
die gesellschaftlich am meisten unter-
drückt werden. Zentrale Themen sind 
die Geschichte der Queer-Bewegung, 
Feminismus, Kolonialismus, globale 
Arbeitsteilung und Kapitalismus. 

Das Buch findet klare Worte für queere 
Kompliz_innen des Systems, voraus-
gesetzt sie sind mit akademischem, 
linkem Theoriejargon vertraut. Für alle 
anderen sind es weniger klare Worte, 
mehr verschwommene Ideen in kom-
primierter Form. Ich würde das Buch 
trotzdem allen empfehlen, die sich 
gerne kritisch mit der Gesellschaft aus-
einandersetzen. Durch die streckenwei-
se komplizierten Formulierungen kann 
man sich durchkämpfen, dann bietet es 
eine hervorragende Zusammensicht der 
Kernaspekte linker Ideologie. Außer-
dem gibt es dutzende Verweise auf 
essentielle Werke zum Weiterlesen, die 
in bisherigen Debatten vielfach unge-
rechtfertigt vernachlässigt wurden.

Heinz-Jürgen Voß & Salih Alexander 
Wolter: Queer und (Anti-)Kapitalismus. 
Schmetterling Verlag. 2015 (2. Auflage). 
159 Seiten, 12,80 Euro.

Carina Brestian studierte  
Gender Studies an der Uni Wien.



 Drogendealer*innen 

 Bobo-Paranoia, gesetzliche Verschärfungen 

 und rassistische Polizeirepression. 
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 Fiktion … 
 Zur Darstellung von Drogendealer_innen in Filmen und Serien ... 

 Mutter Oberin! 

Er hat stets feinen Stoff. „Mutter Oberin“/„Mother 
Superior“, aus der Kultromanverfilmung „Trainspot-
ting“. „Was darf’s denn sein?“, fragt der von Keith 
Allen personifizierte Dealer mit Stil. Heroin 
natürlich. Was sonst? Intravenös. Wie sonst? 
Fixbesteck vergessen? Kein Problem; der fürsorgliche 
Mitvierziger aus der Lebensrealität des schottischen 
Autors Irvine Welsh entsprungen, hilft gerne aus. 
Lou Reeds „Perfect Day“ ertönt in der Verfilmung von 
Danny Boyle, mit dem damals blutjungen Ewan 
McGregor in der Hauptrolle. Als heroinaffiner Renton 
versinkt er prompt im roten Teppich, einem Grabe 
gleich. Zu viel war es. Zu rein. So zerrt die Oberin 
seinen bewusstlosen Körper möglichst sanft aus dem 
Arbeiter_innensiedlungs-Wohnblock auf die Straße 
und ruft ein Taxi. Denn Taxler_innen stellen keine 
Fragen. Die Oberin steckt Renton ein paar Pfund in 
die Hemdtasche. Tätschelt liebevoll die Wange 
– Kundenpflege aus dem Bilderbuch.

Jan Marot studierte Publizistik- und Kommunikations-
wissenschaft in Wien und Zürich.

 Ein Schneemann in Kolumbien 

Robin Hood, Familienmensch und Serienmörder: Die 
Serie Narcos nimmt sich dem Leben und Wirken 
Pablo Escobars an. Aus unterschiedlichen Blickwin-
keln all jener Lebenswelten und behördlichen 
Schutzbereiche, welche von Escobar berührt, 
beeinflusst oder gar eingerissen wurden. Die Haupt-
perspektive bleibt jedoch jene eines US-Drogen-
polizisten. Die erste Staffel folgt dem Aufstieg vom 
kleinen Schmuggler zum internationalen Kokain-
Großhändler. Gezeigt wird Escobar als Mann mit 
Ambitionen, dessen krimineller Hintergrund ihm 
aber den Eintritt in die Politik verwehrt. Eben diese 
Obrigkeit zwingt er mit Entführungen, Auftragsmor-
den und Terroranschlägen in die Knie. Er errichtet 
gar sein eigenes Gefängnis und sperrt sich dort selbst 
mit allen Annehmlichkeiten ein, um nicht an die USA 
ausgeliefert zu werden. Am Schluss der ersten 
Narcos-Staffel muss Escobar seine persönliche 
Festung verlassen, weil sich zwei Staatsgewalten (die 
US-amerikanische und die kolumbianische) nicht von 
einem einzelnen Mann die Stirn bieten lassen wollen. 

Markus Grundtner hat Rechtswissenschaften sowie 
Theater-, Film- und Medienwissenschaft studiert. 
Er arbeitet als Konzipient in Wien.

 Tarantinos Version eines  
 Dealers 

In „Pulp Fiction“ (1994) werden fast alle Formen von 
Kriminalität in irgendeiner Weise gezeigt. Der 
Lieblingsdealer von Vincent – dem Handlanger eines 
Gangsterbosses und Hauptfigur im Film – ist Lance. 
Er lebt mit seiner Frau in einem gemütlichen 
Vorstadthaus und muss zum Arbeiten dieses nicht 
mehr verlassen. Er begrüßt dort seine Stammkund_
innen und versorgt sie mit hochklassigem Stoff. 
Lance selbst ist den Drogen nicht abgeneigt, ist aber 
bei weitem kein Junkie. Er arbeitet also nicht, um 
sich seine Sucht zu finanzieren. Viel Platz bekommt 
er in Quentin Tarantinos Blockbuster nicht. Der Film 
lebt von der Vielzahl an coolen Typen und ihren 
Sprüchen. Die Welt der organisierten Kriminalität 
wird sehr stilisiert, voller Klischees und Verweisen 
auf Popkultur zelebriert. Sehr realitätsnah ist die 
Darstellung von Lance also nicht, der gern vor dem 
Fernseher hockt und um drei Uhr nachts genüsslich 
Frühstücksflocken verzehrt. 

Katja Krüger-Schöller studiert Gender Studies in Wien.

 Das undynamische Duo 

Ein Verkaufsort, eine Droge: Jay und Silent Bob 
vertreiben in zahlreichen Filmen des Regisseurs 
Kevin Smith Marihuana vor dem „Quick Stop“-Laden 
in Leonardo, New Jersey. Als Kinder haben sie sich 
dort kennengelernt und so ihren Platz im Leben 
gefunden. Sie sind die liebenswerte Version lästiger 
Dealer_innen an der Straßenecke: Zwar machen sie 
Radau und belästigen Passant_innen, doch erweisen 
sie sich immer wieder als Menschen mit gutem Herz. 
Wenn es die Handlung erfordert, begehen sie ihre 
kleinkriminellen Taten im nächstgelegenen Einkaufs-
zentrum oder reisen auch quer durchs Land. Die 
beiden sind nicht eindimensional auf das Dealen 
reduziert. Ihr Erwerbsleben bleibt aber eine nicht 
näher ausgestaltete Facette wie auch ihre anderen 
Charakteristika – etwa der Kunstgriff, dass Silent 
Bob, wenn er denn mal redet, meist etwas Bedeu-
tungsvolles zu sagen hat. Die beiden sind also nicht 
mehr (und sollen auch nicht mehr sein) als Cartoon-
Figuren, quasi die straffälligen Enkel der Marx 
Brothers.

Markus Grundtner hat Rechtswissenschaften sowie 
Theater-, Film- und Medienwissenschaft studiert.
Er arbeitet als Konzipient in Wien.

 Die uneindeutige  
 Weiblichkeit von Snoop 

Felicia „Snoop“ Pearson in der HBO-Serie The Wire 
wird von Felicia Pearson gespielt. Neben professionel-
len Schauspieler*innen wurden auch viele Lai_innen 
gecastet. Unter anderem Pearson, die selbst Drogen-
dealerin war und mit 14 zu acht Jahren Gefängnis 
wegen Mordes verurteilt wurde. Zu Beginn nur 
Statistin wird ihre Rolle in weiterer Folge ausgebaut. 
Sie dealt nicht direkt mit Drogen, sondern ist dafür 
zuständig, Leute aus dem Weg zu räumen, bringt 
deshalb im Laufe der Serie dutzende Menschen um 
und scheint dabei nie von irgendwelchen Skrupeln 
geplagt zu sein. Sie steht symbolisch und am tref-
fendsten für den Typus „Men with Tits“, da sie durch 
nichts als Frau zu erkennen ist. Nur am Ende, bevor 
sie von einem früheren Verbündeten hingerichtet 
wird, fragt sie diesen noch: „Does my hair look 
good?“, woraufhin ihr entgegnet wird: „You look 
good Felicia.“ Es ist das erste und einzige Mal, dass 
sie von einem der ihren mit Felicia angesprochen 
wird. Erst im Tod wird sie zur Frau.

[Anm. d. A.: Ich danke Laura Söllner für ihre Mithilfe.]

Anne Marie Faisst arbeitet als Buchhändlerin und 
studiert nebenbei Internationale Entwicklung an der 
Uni Wien.

 Grace Saves Herself 

Nach dem plötzlichen Tod ihres Mannes erbt Grace 
Trevethyn einen Schuldenberg. Ihrem Haus, das sich 
unweit eines west-englischen Fischerdorfes befindet, 
droht die Zwangsversteigerung. Die Hauptfigur des 
Films Saving Grace ist eine begnadete Gärtnerin. Als 
ihr Hausangestellter Matthew sie darum bittet, seine 
angeschlagenen Hanfpflanzen aufzupeppeln und ihre 
Bemühungen binnen kürzester Zeit Wirkung zeigen, 
haben beide die rettende Idee: Grace und Matthew 
pflanzen hochpotentes Marihuana an. Bald wissen 
alle im Dorf – inklusive des örtlichen Polizisten – vom 
groß dimensionierten Drogenanbau. Aus Verständnis 
für die von finanziellen Nöten geplagte Grace 
unternehmen sie nichts. Größere Polizeirepression 
droht erst, als Grace und Matthew versuchen, ihre 
Ernte in London zu verkaufen. Auf dem Anwesen von 
Grace kommt es zum Showdown zwischen Polizei, 
einem hippieesken Kleindealer und dem Handlanger 
des potentiellen Großabnehmers. Dank eines 
Hanffeuers löst sich alles im kollektiven Rausch auf. 
Die Verarbeitung des Erlebten in Form eines Best-
seller-Romans wirft schlussendlich das nötige 
Kleingeld für Grace ab.

Florian Wagner studierte Theater-, Film- und Medien-
wissenschaft an der Universität Wien.
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 … und Wirklichkeit 
 … und wie sich ihre echten Gegenstücke zwischen Repression,  

 Prekarität, Ruhm und Reichtum bewegen .

52 Milliarden 

Als reichster Drogenboss galt der mittlerweile 
85-jährige Amerikaner Frank Lucas. Sein Drogenge-
schäft begann er in den 1960ern im New Yorker 
Stadtteil Harlem. Seine Strategie bestand vor allem 
darin, das Monopol der italienischen Mafia in New 
York zu brechen. Dafür reiste er nach Bangkok und 
kontaktierte dort einen entfernten Verwandten, der 
Verbindungen zur U.S. Army hatte. So begann der 
Schmuggel direkt aus dem sogenannten „Goldenen 
Dreieck“. Wie genau dieser von statten ging, darüber 
gehen die Meinungen auseinander. In manchen 
Versionen wird von Särgen toter US-Soldaten 
berichtet, andere Quellen geben nachgemachte Särge 
oder „nur“ Möbel an. Lucas vertraute nur Verwandten 
und guten Freund_innen seine Drogengeschäfte an, 
weil er der Meinung war, dass die Chance, dass diese 
ihn bestehlen würden, geringer sei. Mit den großen 
Profitmargen, die er aus dem Direktverkauf seines 
„Blue Magic“-Heroins ohne Zwischenhändler_innen 
erzielte, konnte er viel Besitz anhäufen, unter 
anderem auch eine Rinderfarm in North Carolina. Als 
er 1975 jedoch festgenommen wurde, verschwand 
angeblich sein gesamter Besitz. In „American 
Gangster“ wurde Lucas’ Leben verfilmt, allerdings mit 
einigen Änderungen, damit die Geschichte genügend 
Dramatik für das Mainstream-Kino bietet.

 Vom Gangsta zum  
 legalen Dealer 

Nachdem in einigen US-Bundesstaaten der Konsum 
von Cannabis legalisiert wurde, stellt sich dort eine 
paradoxe Situation ein: Während ehemalige 
Dealer_innen, viele davon People of Color, weiterhin 
ihre Gefängnisstrafen absitzen, haben Cannabis-
Start-ups den legalen Markt übernommen. Geführt 
werden diese meist von Weißen Menschen, die davor 
nicht im Fokus polizeilicher Ermittlungen bezüglich 
Drogenkriminalität standen. Allerdings gibt es 
natürlich auch Ausnahmen: Der Rapper Snoop Dogg 
ist vor einiger Zeit mit einer eigenen Linie von 
Cannabisprodukten ins Geschäft eingestiegen 
– diesmal legal. In den 1990ern stand der Rapper 
nämlich nicht selten wegen Drogendelikten vor 
Gericht, unter anderem auch wegen Dealens. Nun ist 
aber alles anders: Mit „Leafs by Snoop“ vertickt der 
Rapper im US-Bundesstaat Colorado legal acht 
verschiedene Cannabissorten in stylisch designten 
Schachteln, außerdem gibt es Konzentrate und Kekse 
zu erwerben. Snoops Cannabisimperium wird von 
einer eigenen Marihuana-Medienfirma abgerundet: 
„Merry Jane“ soll Cannabis und Popkultur 
vermengen. 

Meth-Enkel

Nicht nur Großeltern agieren manchmal als Drogen-
dealer_innen, auch ihre „Enkel“ sind teilweise schon 
in sehr jungen Jahren aktiv. Im Vereinigten König-
reich wurde zum Beispiel im Juli 2014 ein 13-Jähri-
ger im nordenglischen Barrow dabei erwischt, wie er 
Heroin und Meth dealte. Angeblich wurde der 
Jugendliche von einer Gang zum Dealer ausgebildet 
und lebte bei Süchtigen, die er zur Miete mit 
kostenlosen Drogen versorgte. Dieses Modell scheint 
in Nordengland beliebt zu sein: Die Polizei berichtete 
von zwei weiteren Fällen, in denen 14-Jährige in 
einer sehr ähnlichen Situation gewesen wären. 2012 
will die Polizei im Vereinigten Königreich insgesamt 
über 12.000 Dealer_innen festgenommen haben, die 
nicht nur minderjährig, sondern auch unter 16 
Jahren alt waren. Die meisten von ihnen handelten 
jedoch mit leichten Drogen wie Cannabis und nicht 
mit als „class A drugs“ bezeichneten harten Drogen. 
Für den Dealer aus Barrow wurde unterdes keine 
Gnade angekündigt. Die Gerichte würden in solchen 
Fällen „Strafen verteilen, die dem geleisteten 
Schaden an der Gesellschaft entsprechen“, so eine 
Polizeisprecherin.

 Hanf-Omas 

Kurznachrichten über Drogenrazzien und hopsge-
nommene Dealer_innen sind generell ein dankbares 
journalistisches Genre. Umsomehr gilt das, wenn 
ältere Frauen, die Cannabisplantagen betreiben und 
irgendwann erwischt werden, im Mittelpunkt der 
Berichterstattung stehen. Sie entsprechen einerseits 
überhaupt nicht dem Bild der gefährlichen Dealer_
innen, andererseits verstecken sich hinter den lustig 
anmutenden Meldungen oft tragische Geschichten. 
So standen im Februar 2014 eine 63-Jährige und ihr 
Mann aus dem Hunsrück vor Gericht, weil sie aus 
medizinischen Gründen 47 Cannabispflanzen im 
Keller gehegt hatten. Die Rentnerin baute das Gras 
an, um eine drohende Erblindung zu bekämpfen. Die 
teuren Medikamente konnte sich die ehemalige 
Putzkraft nicht leisten. Das Gericht hatte Mitleid und 
sprach nur eine Verwarnung aus. Doch nicht jede 
Hanf-Oma ist so liebenswert: Im schweizerischen 
Malters verteidigte eine 65-Jährige für 17 Stunden 
mit Waffengewalt ihre Plantage gegen die Polizei. Sie 
wurde bei der Erstürmung ihrer Wohnung 
erschossen. 

 Verschärftes Gesetz 

Die Diskussionen über die Wiener U-Bahnlinie U6, 
bei der vor allem bürgerliche Journalist_innen die 
Präsenz von Schwarzen Menschen, die sie als 
Drogendealer_innen zu identifizierten glaubten, 
beklagten, sind in einer Gesetzesnovelle mit anschlie-
ßender Polizeiaktion gemündet. Großkotzig kündigte 
die Wiener Polizei „bis zu 200 zusätzliche Festnah-
men“ innerhalb der ersten 24 Stunden an und ließ in 
Großraumzellen mehr Betten aufstellen. Außerdem 
wurde das Personal aufgestockt. Insgesamt waren es 
dann gigantische 14 mutmaßliche Dealer_innen, die 
in den ersten 24 Stunden nach Inkrafttreten der 
Gesetzesnovelle verhaftet wurden. Dabei umfasst der 
neue Straftatbestand den Handel mit illegalen 
Drogen im öffentlichen Raum und an anderen Orten, 
wenn „das Verhalten durch unmittelbare Wahrneh
mung dazu geeignet ist, berechtigtes Ärgernis zu 
erregen“. Dieser Gummiparagraph lässt sich hervor-
ragend dazu einsetzen, Drogenszenen von einem Ort 
zum nächsten zu jagen. So freut sich die Wiener 
Polizei bereits jetzt darüber, die Dealer_innen von der 
U6 verjagt zu haben. Aber Wien hat ja noch einige 
andere U-Bahnlinien.

Online-Dealer_innen

Der Handel mit Drogen läuft auch im Netz. Wer 
abgelegen wohnt oder schlicht keine Lust hat, bei 
Straßendealer_innen zu kaufen, kann sich im 
Darknet so ziemlich alles besorgen, was das Herz 
begehrt. Die geheimen Seiten sind nur über das 
verschlüsselte und anonyme TOR-Netzwerk erreich
bar, bezahlt wird in der Kryptowährung Bitcoins. Die 
bekannteste Seite für alles Illegale war „Silk Road“, 
benannt nach der historischen Seidenstraße. Aufge
setzt und betreut wurde der Darknet-Marktplatz von 
Ross Ulbricht, der besser unter dem Pseudonym 
„Dread Pirate Roberts“ bekannt war. 2013 stellte sich 
heraus, dass Ulbricht ziemlich unsicher gehandelt 
hatte: das FBI kam ihm auf die Schliche, nahm ihn 
fest und beschlagnahmte "Silk Road". Ulbricht wurde 
daraufhin unter anderem wegen Drogenhandels und 
Auftragsmord zu lebenslanger Haft verurteilt. 

Joël Adami studiert Umwelt- und Bioressourcen-
management an der Universität für Bodenkultur Wien 
und nein, das hat nichts mit Drogenanbau zu tun.



vorsteherin des 8. Wiener Gemeindebezirks. Für die 
städtische Politik und die Bezirksvertretungen ist die 
Zufriedenheit der wahlberechtigten Bevölkerung ent-
scheidend. Das Sicherheitsgefühl hat aber oft wenig 
mit der realen Bedrohungslage zu tun, sondern ist 
äußerst subjektiv. „Es gibt heute nachweislich weni-
ger Kriminalität, trotzdem haben wir als Gesellschaft 
das Gefühl, in einer unglaublich gefährlichen Zeit zu 
leben“, erklärt Neustart-Leiter Tsekas.

Dabei wird das Problem oft erst durch mediale 
Panikmache als solches wahrgenommen. In der 
aktuellen Diskussion spielt auch Rassismus eine 
große Rolle. Zwar sind laut Michael Dressler von 
der Sucht- und Drogenkoordination mindestens 
die Hälfte der im Drogenhandel Tätigen Österrei-
cher_innen. Diese werden aber in der öffentlichen 
Debatte kaum wahrgenommen. Als störend empfun-
den wird die Anwesenheit von „fremden Männern“ 
in den U6-Stationen. Gerade aber die Dealer (der 
Straßenverkauf von Cannabis ist ein fast ausschließ-
lich männliches Business), die aus Nigeria, Marokko, 
Algerien, Afghanistan oder Tschetschenien kommen, 
haben oft keine andere Erwerbsmöglichkeit, da sie 
vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind. „Wenn ich 
keine Transferleistungen des Staates bekomme, aber 
auch nicht legal arbeiten darf, habe ich nur die Mög-
lichkeit, mir auf andere Weise Geld zu beschaffen“, 
erklärt Tsekas. Den Leuten sei es dann lieber, leichte 
Drogen zu verkaufen, als bewaffnete Raubüberfälle 
zu begehen.

Michael Dressel dagegen zeigt sich überzeugt, dass 
gegen den öffentlichen Drogenhandel nur polizei-
liche Maßnahmen helfen. Daher hat sich auch die 
Sucht- und Drogenkoordination für die aktuelle 
Gesetzesänderung stark gemacht. Der maßgebliche 
Input kam allerdings von der Exekutive selbst, 
erklärt Roman Hahslinger, Sprecher der Landes-
polizeidirektion Wien: „Unsere Anregung war es, 
den Drogenhandel strenger unter Strafe zu stellen.“ 
Denn wenn die gesetzlichen Bestimmungen schärfer 
seien, so Hahslinger, könne eine festgenommene 
Person in Untersuchungshaft überstellt werden und 
sei zumindest einmal eine gewisse Zeit lang weg 
vom Drogenhandel.

Kaufen ja, verkaufen nein. Die Menschen, 
die Haschisch oder Marihuana entlang der U6 
kaufen, sind in der Regel „sozial integriert“, heißt 
es von Seiten der Sucht- und Drogenkoordination. 
„Das sind Leute, die kiffen wollen und sich schnell 
was kaufen“, meint Dressel. Dass die neue Rechtsla-

„Wir brauchen uns nicht die Illusion zu machen, 
dass wir die einzige Großstadt sein werden, in der es 
überhaupt keine Drogen gibt, aber es kommt drauf 
an, welche Maßnahmen man setzt und ob die Situ-
ation eskaliert oder moderat bleibt“, meint Michael 
Dressel, Leiter der Wiener Sucht- und Drogenkoor-
dination. Mit der Liberalisierung des Strafrechts zu 
Jahresbeginn, wurde es erschwert, Menschen wegen 
Drogenhandels festzunehmen. Damit einhergehend 
wurde der Verkauf von Haschisch und Marihuana im 
öffentlichen Raum sichtbarer und von Teilen der Be-
völkerung stärker als Problem wahrgenommen. Der 
Cannabishandel entlang der Linie U6 entwickelte sich 
zu einem medial breit diskutierten Thema. Die Politik 
reagierte und Anfang Juni trat eine Novelle des 
Suchtmittelgesetzes in Kraft, die den Drogenhandel 
im öffentlichen Raum als eigenen Tatbestand unter 
Strafe stellt. Es drohen nun bis zu zwei Jahre Haft.

Die Novelle ruft auch Kritiker_innen auf den Plan. 
„Die Sinnhaftigkeit der neuen Regelung ist frag-
würdig“, bemängelt Nikolaus Tsekas, Leiter des 
Vereins Neustart Wien, der im Auftrag des Justizmi-
nisteriums Bewährungshilfe für verurteilte Straftä-
ter_innen leistet. „Damit erreichen wir nur, dass die 
Polizei nicht zahnlos wirkt. Das Ziel, Menschen von 
straffälligen Handlungen abzuhalten, werden wir 
damit nicht erreichen“, erklärt er. Auch die Polizei 
beobachtet, dass Personen, die wegen Cannabis-
handels verurteilt wurden, nach der Entlassung oft 
wieder im Drogenhandel tätig sind.

Warum also das neue Gesetz? „Es haben 
sich vermehrt Bürgerinnen und Bürger an mich ge-
wandt, die sich Sorgen machen bezüglich der Sicher-
heits- und Drogenproblematik entlang der U6 und 
die Gesetzesänderung hat den Menschen Sicherheit 
gegeben“, schildert Veronika Mickel, ÖVP-Bezirks-

ge zu weniger Konsum führen wird, glaubt er nicht: 
„Es ist eine Frage von Angebot und Nachfrage. 
Wenn die Leute kiffen wollen, dann werden sie sich 
das irgendwo besorgen.“ Für Dressel ist wichtig, 
dass sich die Arbeit der Exekutive nicht gegen die 
Konsument_innen richtet. Die Kriminalisierung der 
Käufer_innen sei in den letzten zehn, fünfzehn Jah-
ren zurückgegangen, erzählt er.

Dies ist ein Indiz dafür, dass der Konsum von Hanf-
produkten in den letzten Jahren gesellschaftlich im-
mer mehr toleriert, der Cannabisverkauf allerdings 
nach wie vor als Störung der öffentlichen Sicherheit 
empfunden wird. Die damit einhergehende Politik, 
die zwischen Duldung und Repression schwankt, 
geht auf Kosten der Dealer_innen. Doch wer auf 
der Straße Marihuana verkauft, tut das in kleinen 
Mengen und baut Cannabis nicht selbst an. Darüber 
hinaus sind die meisten Händler_innen mittellos 
und können sich oft nicht einmal die Miete leisten.

Während das neue Suchtmittelgesetz das Ziel ver-
folgt, Cannabishändler_innen zwischenzeitlich aus 
dem Verkehr zu ziehen, würde es wohl eine nachhal-
tigere Wirkung zeigen, wenn man legale Erwerbs-
möglichkeiten zulässt. Zielführender wäre daher 
eine Öffnung des Arbeitsmarktes für Asylwerber_in-
nen, aber auch für „Geduldete“, also Menschen mit 
negativem Asylbescheid, deren Abschiebung aber 
legal nicht durchführbar wäre. Nikolaus Tsekas sieht 
die aktuelle Debatte als guten Anlass, um auch in 
Österreich Modelle anderer Staaten zu diskutieren, 
in denen Cannabis in den letzten Jahren erfolgreich 
legalisiert wurde. Denn der Handel und Konsum 
von Hanfprodukten findet mit oder ohne strengere 
Gesetze statt.

Die Novelle des Suchtmittelgesetzes wirkt wie eine 
Kompromisslösung zwischen konservativen und 
links-liberalen Kräften: Die einen wollen, dass Dro-
gen und Armut im öffentlichen Raum nicht sichtbar 
sind, die anderen wollen, dass Cannabiskonsu-
ment_innen unbehelligt bleiben. Abgewälzt wird der 
Konflikt auf die, denen nichts anderes übrig bleibt, 
als Haschisch und Marihuana zu verkaufen. Denn 
wer nicht wählen darf, für den wird auch keine 
Politik gemacht.

Katharina Gruber hat Politikwissenschaft in Wien 
studiert und ist in der politischen Bildungsarbeit und 
im Journalismus tätig.

 Subjektive Unsicherheit  
 Es ist das selbstgesetzte Ziel der Stadt Wien, keine örtlich verfestigte Drogen-  
 handelsszene aufkommen zu lassen. Um dieses zu erreichen, arbeiten mehrere  

 Stellen zusammen: Die Polizei, die Sucht- und Drogenkoordination und  
 politische Entscheidungsträger_innen. 
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progress: Am 1. Mai 2016 seid ihr 
mit einem Flugblatt zum ersten Mal 
an die Öffentlichkeit gegangen. An 
wen richtet sich eure Initiative?
Wir wollen uns solidarisch zeigen mit  
Dealer_innen und all jenen, die von 
der Polizei täglich und nicht nur ent-
lang des Gürtels schikaniert, kontrol-
liert oder festgenommen werden. Und 
wir wollen unterstützende Interventi-
onsformen entwickeln sowie kom-
pakte Rechtshilfeinformationen zur 
Verfügung stellen. Zeug_innen von 
Polizeikontrollen und Racist Profiling 
sagen wir: Geht nicht einfach vorbei, 
sondern schaut hin, bleibt stehen, 
mischt euch ein, fragt die betroffe-
nen Personen, ob sie Unterstützung 
brauchen. Eine weitere Gruppe, die 
wir ansprechen wollen, sind die Anrai-
ner_innen. Viele sind mit der massiven 
Polizeipräsenz in ihrem Grätzl über-
haupt nicht einverstanden, auch nicht 
mit der willkürlichen Vertreibung 
unerwünschter Gruppen oder Ju-
gendlicher. Auch jene, die mehr oder 
weniger aktiv Teil der stattfinden-
den Gentrifizierung sind, wollen wir 
ansprechen und in die Verantwortung 
nehmen. Schließlich wollen wir uns in 
den medialen und politischen Diskurs 
einmischen und sagen: Wir lassen 
uns die rassistischen Politiken und 
die Polizei auf unseren Straßen, die 
unter dem Deckmantel von Sicherheit 
und Sauberkeit daherkommen, nicht 
länger gefallen.

In eurem Flyer kritisiert ihr studen-
tisch-bildungsbürgerliche Dro-
genkonsument_innen dafür, zwar 
beim Gemüsekonsum, nicht aber 
bei Graseinkauf auf „Fair Trade“ zu 
achten.
Die Leute, die ihre Drogen entlang des 
Gürtels oder an anderen Orten Wiens 
kaufen, die wegen Vertreibung und 
Gentrifizierung ständig wechseln, den-
ken oft nicht an die Arbeitsbedingun-
gen ihrer Straßendealer_innen. Häufig 

sind das Asylwerber_innen oder Sans 
Papiers, denen der Zugang zu legaler 
Lohnarbeit verwehrt ist. Um ihren 
Lebensunterhalt zu bestreiten, bleiben 
ihnen informalisierte und illegalisierte 
Tätigkeiten. Dealen ist eine der weni-
gen und zudem männlich* dominier-
ten Jobmöglichkeiten, die bleiben. 
Die Bedingungen: niedrigster Lohn, 
anstrengende und stressige Arbeit 
und hohes Risiko. Dealer_innen ohne 
Papiere riskieren lange Gefängnisstra-
fen, Nachteile im Asylverfahren und 
ihre Abschiebung. Die im Juni in Kraft 
getretene Verschärfung des Suchtmit-
telgesetzes trifft die Straßendealer_in-
nen, nicht die Konsument_innen. Dass 
Konsument_innen ihre Substanzen re-
lativ bequem und sicher einkaufen und 
sich manche davon gleichzeitig über 
die Sichtbarkeit von Drogenbusiness 
und Drogennutzer_innen beschwe-
ren, ist absurd. Die Konsument_innen 
könnten ihre Privilegien dafür einset-
zen, das Risiko, dem die Dealer_innen 
ausgesetzt sind, zu vermindern.

Wie schätzt ihr die Rolle der rot-
grünen Stadtregierung in Wien ein? 
Die Stadt Wien betreibt seit Jahren 
eine Säuberungspolitik, mit der un-
erwünschte Gruppen von zentralen 
öffentlichen Plätzen vertrieben wer-

den. Ein prominentes Beispiel dafür 
ist die Karlsplatz-Renovierung und 
die Vertreibung der dortigen Drogen-
szene. Das Problem von kurzsichtiger 
Nicht-vor-meiner-Nase-Politik ist, dass 
es lediglich zu einer Verschiebung in 
andere Stadtteile kommt – derzeit bei-
spielsweise bei der Josefstädter Straße 
und der Gumpendorfer Straße. Statt 
strukturelle Probleme (wie mangelnde 
Arbeitsmöglichkeiten, ein Defizit an 
leistbarem Wohnraum, das überlastete 
Gesundheitssystem, etc.) zu bearbei-
ten, wird vielmehr eine Stimmung der 
Angst erzeugt. Diese wird dann noch 
dazu rassistisch codiert, was dazu 
führt, dass die marginalisiertesten 
Personen als Sündenböcke präsentiert 
werden. 
Der grüne Bezirksvorsteher Neubaus, 
Thomas Blimlinger, richtete sich 
im Februar mit einem Brief an alle 
Haushalte, schürte die Ängste der „be-
sorgten Bürger_innen” und stimmte 
ein in die aus mehreren Richtungen 
erfolgten Rufe nach mehr Polizei. Dass 
die massive Polizeipräsenz zu einem 
erhöhten Sicherheitsgefühl beiträgt, 
wagen wir aber zu bezweifeln. 

Repressive Aktionen gegen ver-
meintliche oder tatsächliche 
Drogendealer_innen werden medial 

zumeist als Erfolge präsentiert. Wo 
sind die Leerstellen der herrschen-
den Art der Berichterstattung?
Es existieren kaum Beiträge, die ohne 
die Narrative vom 16. Bezirk als Ge-
fahrenzone, Geflüchteten als kriminel-
len und gefährlichen Drogendealern* 
und der Polizei als Akteurin in der 
Wiederherstellung von Sicherheit 
auskommen. Eine kritische Sichtweise 
auf rassistische Polizeikontrollen und 
auf die fast permanente Polizeipräsenz 
am Gürtel fehlt. Es ist erstaunlich, 
wie viele Medien – auch so genannte 
Qualitätsmedien – Meldungen der 
Polizei direkt, wörtlich und ohne wei-
tere Recherche übernehmen. Manche 
Darstellungen durch Journalist_innen, 
die auf stereotype Weise von vor Ort 
berichten, können nur als Klassen-
kampf von oben gesehen werden. 
Medien sind einerseits aktiv an der 
Herstellung eines Klimas rassistischer 
Hetze beteiligt, andererseits an der 
Rechtfertigung von immer mehr Poli-
zeipräsenz und -repression an immer 
mehr Orten Wiens.

Welche drogenpolitischen Perspekti-
ven würdet ihr favorisieren?
Was sich rund um den Gürtel abspielt, 
ist ein Beispiel dafür, wie Drogenpo-
litik, Stadtentwicklung und Asyl-/
Migrationspolitiken ineinandergreifen. 
Das müsste sich auch in den Entwick-
lungen widerspiegeln, die wir uns 
wünschen – bloß umgekehrt. Es reicht 
also nicht, Drogenhandel und -konsum 
zu entkriminalisieren, so aber viel-
leicht neue Ausschlüsse zu schaffen. 
Es braucht auch einen generellen Pers-
pektivenwechsel. Hin zu: Wer hier ist, 
ist von hier. Und ein Bekenntnis, dass 
die Städte für alle sind, die in ihnen 
leben. Ohne Blaulicht, ohne Papiere.

Kontakt zur Initiative: 
wasgeht@reiseup.net
Interview: Florian Wagner

 „Solidarität zeigen mit  
 Dealer_innen“ 

 Gras für die einen – Abschiebung für die anderen? Das Bündnis „Kiberei, was geht?   
Initiative gegen Polizei auf unseren Straßen“ setzt sich mit der  herrschenden  

 Drogenpolitik auseinander und kritisiert Medien und Politik dafür,  
 Drogendealer_innen in eine Sündenbockposition zu drängen. 
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„Zu zwei Drittel sind wir ja Sozialarbeiter_innen.“ 
Das sagt meine Ausbildungsrichterin immer, wenn 
sie das Gefühl hat, der Mensch auf der Anklagebank 
müsste eigentlich gar nicht da sitzen. Die meisten 
von unseren Leuten hier, sagt sie, die hätten nur ir-
gendwen gebraucht, der sie an der Hand nimmt und 
ein bisserl durchs Leben führt.

Seit fast drei Monaten mache ich jetzt Gerichtspra-
xis, meine erste Zuteilung ist eine Strafabteilung 
in Wien. Ungefähr die Hälfte der Fälle, die wir 
verhandeln, haben irgendetwas mit Drogen zu tun. 
Teenager, die mit einem Joint erwischt worden sind. 
Ein bisschen ältere Teenager, die mit ein paar mehr 
Joints erwischt worden sind. Ein bisschen kaputtere 
Teenager, die auf Heroin-Cold-Turkey im Verhand-
lungssaal sitzen und keinen zusammenhängenden 
Satz mehr herausbringen. Und natürlich die er-
wachsenen Gegenparts zu diesen Teens. Die Leute, 
die ihre Verhandlung verschieben wollen, weil sie 
keine Urlaubstage mehr haben und der Chef nichts 
mitbekommen soll. Die, die sich fürchten ihre Min-
destsicherung zu verlieren, wenn sie wegen Drogen 
verurteilt werden. Die, die auf einmal verschwinden, 
obdachlos gemeldet sind, aber auch in keiner Ein-
richtung mehr auftauchen. Die, die mit den Drogen 
für all die anderen handeln. 

Klassenjustiz, ganz ungeniert. Alle 
diese Leute, die mir auf der Bank gegenüber sitzen, 
haben eines gemeinsam: Sie sind das, was der De-
kan meiner Fakultät bei meiner Sponsionsfeier mit 
einem süffisanten Grinsen und ein wenig Abscheu 
im Gesicht als „bildungsfern“ bezeichnet hat. Die 
meisten haben keinen formalen Bildungsabschluss, 
weder eine Lehre, noch eine Schule. Viele sind schon 
jahrelang beim AMS als arbeitssuchend gemeldet, 
obwohl sie noch keine achtzehn sind. 

Das ärgert meine Ausbildungsrichterin, und mich 
ärgert es auch. Weil es nämlich nicht so ist, dass die 
Menschen aus sozial schwächeren Schichten mehr 
Drogen konsumieren als der Rest der Gesellschaft. 
Sie sind nur die einzigen, die kontinuierlich verfolgt 
werden. Armut und Perspektivlosigkeit gehen mit 
einer erhöhten Kriminalitätsgefährdung, gerade im 
Bereich der leichten und mittelschweren Delikte, 
einher. Das bedeutet aber nicht, dass die anderen 
Teile der Gesellschaft keine Drogen konsumieren. 
Jede Person mit intaktem olfaktorischem Organ, die 
jemals auf einer Studierendenparty oder in einer 
dieser wunderbaren Discos, die 20 Euro Eintritt 
verlangen, war, weiß das. Keine mir bekannte Person 
aus dem studentischen Milieu ist jemals wegen einer 

verdammten Cannabiszigarette vor ein Strafge-
richt gesetzt worden. Nein, da wird das wegen 
Geringfügigkeit eingestellt, mit Diversion gleich bei 
der Staatsanwaltschaft vorgegangen – wenn man 
überhaupt dort landet. Das ist auch richtig so, dafür 
gibt es ja diese Instrumente. Nur kommt eine Min-
destsicherungsbezieher_in anscheinend nicht in den 
Genuss dieser. 

In den Schuhen deiner Dealer_IN. Am 
deutlichsten sieht man das bei jenen, die mit den 
Drogen für all die anderen handeln. Und damit 
meine ich nicht die Person, die im VIP-Bereich ir-
gendeines Clubs kleine weiße Plastiktüten auspackt. 
Diejenigen, die den ganzen Tag auf der Straße 
stehen, Wind und Wetter ausgesetzt sind, bei Schritt 
und Tritt beobachtet werden, jederzeit erwischt 
werden könnten, andauernd erwischt werden. Der 
Boulevard nennt sie gerne Straßendealer_in.

Die allermeisten sind wahnsinnig jung, haben keinen 
sicheren Aufenthaltstitel, viele sind Asylwerber_in-
nen oder U-Boote. Sie sprechen kaum oder nur sehr 
schlecht Deutsch, viele auch kein Englisch. Sie haben 
Angst. Sie haben alle Angst. Angst vor Gefängnis, 
Deportation, vor weißen Menschen in Uniformen und 
ihrer Reaktion auf dunkle Haut. Angst vorm Stumm- 
und Taub-Sein. Denn sie sind viel zu oft beides. Wenn 
sie bei der Verhandlung einen Dolmetscher oder eine 
Dolmetscherin zur Verfügung gestellt bekommen, ist 
das oft das erste Mal seit Wochen, dass sie richtig mit 
ihrer Umwelt kommunizieren können. „Was soll ich 
denn anderes machen? Mir bleibt ja nichts anderes 

über. Ich darf nicht arbeiten, ich darf nicht in die 
Schule, ich darf nirgends hin.“ Sagt uns die Dolmet-
scherin. Seine Hände zittern, die Tränen kämpfen mit 
der Panik um den Platz in seinen Augen.

Eine Diversion – das ist eine Art Vergleich mit dem 
Staat, bei dem man nicht verurteilt wird – bekom-
men nicht mehr viele von ihnen. Weil sie schon zu 
oft erwischt worden sind, weil die Gewerbsmäßig-
keit im Raum steht. Und sie trifft auch fast immer 
zu – wer Drogen verkauft, um davon zu leben, tut es 
nunmal gewerbsmäßig.

Ein Drittel der österreichischen Bevölkerung hat 
schon einmal Cannabis konsumiert, unter den 
Jüngeren ist dieser Anteil noch höher: Ich bin 
Juristin, ich habs nicht unbedingt mit Zahlen oder 
Statistiken, so etwas wie Methoden lernen wir nicht. 
Den Theorien des freien Marktes stehe ich – gelinde 
ausgedrückt – skeptisch gegenüber, aber eines weiß 
ich: Es gäbe den Markt nicht ohne entsprechende 
Nachfrage.

Drogen sind medizinisch betrachtet böse zu Men-
schen. Sie zerstören unsere Hirne und Nerven-
systeme, sie machen uns abhängig und unsere 
Wahrnehmung kaputt. Das ist unbestritten. Dass 
das Konsumieren von Drogen, das Weitergeben und 
Handeln, strafbar ist, ist ein vollkommen anderes 
Kapitel. Dass restriktive Drogenpolitik und vor allem 
gerichtliche Verfolgung jedoch nicht alle gleicher-
maßen trifft, sondern dass die Verfolgung „bil-
dungsferner“ Teile der Gesellschaft einen derartigen 
Überhang zu haben scheint, ist nicht einmal unseres 
bürgerlichen Rechtsstaats würdig.

Eine liberale Drogenpolitik hat viele Vorteile: Sie 
senkt die Krankheiten und Ansteckungsraten bei 
den Süchtigen, sie erhöht den Reinheitswert der 
Suchtgifte und macht sie so berechenbarer, sie 
bringt nicht zuletzt Steuern ein. Liberale Drogen-
politik wird aber die Probleme derjenigen, die den 
Straßenhandel am Gürtel betreiben, nicht lösen. 
Was es braucht sind legale Fluchtwege, vernünfti-
ge Aufenthaltstitel mit Arbeitsmarktzugang, eine 
Sozialpolitik, die ihren Namen verdient – wenn die 
Armut sinkt und Zukunftsperspektiven bestehen, 
dann sinkt die Kriminalität.

Tamara Felsenstein hat Rechtswissenschaften studiert 
und absolviert gerade ihre Gerichtspraxis.

 Zwischen U-Bahnhof  
 und Grauem Haus 

 Drogen und die Justiz – aus dem Alltag einer Rechtspraktikantin. 
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tes, um in der sogenannten Mitte der 
Gesellschaft zu punkten.

Widersprüchlich. Dennoch 
spiegeln sich die prohibitionistischen 
Forderungen rechtsextremer Parteien 
nicht unbedingt im Verhalten ihrer 
Anhänger_innen wider, da in regel-
mäßigen Abständen gegen Angehörige 
rechtsextremer und neonazistischer 
Szenen nicht nur wegen Konsums 
von, sondern auch Handel mit Drogen 
ermittelt wird. So war beispielsweise 
der 2010 aufgeflogene neonazistische 
Kulturverein Objekt 21 nahe Attnang-
Puchheim in Drogen- und Waffenhan-
del involviert. Auch in Deutschland 
lag im Zuge von Ermittlungen immer 
wieder die Vermutung nahe, dass sich 
neonazistische Szenen über Drogen-
handel finanzieren. Zudem sind Fälle 
bekannt, in denen Rechtsextreme ihre 
Taten, wie das Zeigen des Hitlergrußes 
oder auch Gewalt gegen Menschen, 
(vor Gericht) mit vorangegangenem 
Drogenkonsum zu entschuldigen 
versuchten. Auch in den Reihen der 
FPÖ selbst kommt es immer wieder zu 
„Skandalen“ im Zusammenhang mit 
Drogenmissbrauch. So standen zum 
Beispiel letztes Jahr eine Polizeibe-
amtin und FPÖ-Bezirksfunktionärin 
sowie ein Mitglied der Polizeigewerk-
schaft Aktionsgemeinschaft Unab-
hängiger und Freiheitlicher (AUF) in 
Innsbruck im Visier von Ermittlungen 
wegen Verstößen gegen das Sucht-
mittelgesetz. Widersprüchlichkeiten 
in rechtsextremen Drogenpolitiken 
werden auch in Bezug auf die Haltun-
gen rechtsextremer Parteien zu Tabak 
und Alkohol evident. Abgesehen da-
von, dass die „Volksdroge“ Alkohol in 
den meisten rechtsextremen Kreisen 
ohnehin nicht als Suchtmittel aner-
kannt wird, inszeniert sich die FPÖ in 

Wenngleich FPÖ-Politiker_innen sich 
tagesaktuell immer wieder zu dro-
genpolitischen Themen positionieren, 
bleibt die Thematik im Parteipro-
gramm der FPÖ jedoch weitgehend 
ausgespart. Anders verhält es sich bei 
der Nationaldemokratischen Partei 
Deutschlands (NPD), in deren Partei-
programm Drogenkriminalität „hohe 
Priorität“ zugeschrieben wird, die 
„härter zu ahnden“ wäre. Die Alterna-
tive für Deutschland (AfD) wiederum 
fordert „Süchtigen […] im Wege der 
kontrollierten Abgabe“ Zugang zu Dro-
gen zu ermöglichen und glaubt, damit 
Kriminalität und „Schwarzmarkt“ 
bekämpfen zu können. Als gemeinsa-
mer Nenner dieser durchwegs unter-
schiedlichen Positionen fungieren im 
rechtsextremen Parteienspektrum vor 
allem die Ablehnung liberaler Drogen-
politiken sowie die rassistische Auf-
ladung damit verbundener Diskurse. 
Dabei werden Feindbilder geschaffen, 
die den Vertrieb von Drogen aus-
schließlich bei vermeintlich „Fremden“ 
orten. Es handle sich, so die Konstruk-
tion, um organisierte „ausländische“ 
Banden, die versuchen würden, den 
„Volkskörper“ sprichwörtlich zu vergif-
ten. National Gesinnte hingegen wür-
den und müssten jegliche Form der 
Verbreitung von Drogen aus selbigem 
Grund ablehnen. Das „eigene Volk“ 
müsse „sauber“, „rein“ beziehungs-
weise „drogenfrei“ gehalten werden. 
Die tiefe Verankerung des Feinbildes 
des „ausländischen Drogendealers“ 
in Gesellschaft, Politik und Medien 
ermöglicht es Vertreter_innen der 
extremen Rechten, sich als „Sauber-
macher_innen“ und „Beschützer_innen 
des Volks“, insbesondere der angeblich 
bedrohten Jugend zu inszenieren. Zu-
dem eignet sich das Drogenthema, als 
vermeintlich politisch wenig belaste-

Abgrenzung zur Regierung als „Rau-
cher_innenpartei“. Während in Bezug 
auf andere Suchtmittel selbstbestimm-
te Konsummöglichkeiten gänzlich 
abgelehnt werden, tritt die FPÖ in der 
von ihr ins Leben gerufenen Petition 
„Nein zum absoluten Rauchverbot“ für 
„die Wahlfreiheit der Konsumenten 
und Gastronomen“ ein. 

Panzerschokolade. Bereits im 
Zweiten Weltkrieg dürfte die Haltung 
der Nationalsozialist_innen gegenüber 
Drogen alles andere als ablehnend 
gewesen sein. Adolf Hitler selbst soll 
mit sogenannten Nachtschattendrogen 
und Strychnin experimentiert, Josef 
Goebbels Morphium und Hermann Gö-
ring Kokain konsumiert haben. In der 
deutschen Wehrmacht und Luftwaffe 
wurde vor allem im Blitzkrieg gegen 
Polen Pervitin, heute bekannt als Crys-
tal Meth, eingesetzt, um einerseits 
die Konzentrations- und Leistungs-
fähigkeit der Soldaten zu steigern 
und andererseits ihre Angstgefühle 
einzudämmen. Über 200 Millionen 
„Stuka-Tabletten“, „Hermann-Göring-
Pillen“, „Panzerschokolade“ und „Flie-
germarzipan“, wie die entsprechenden 
„Aufputscher“ genannt wurden, sollen 
zwischen 1939 und 1945 eingesetzt 
worden sein. 

Strafen statt helfen. Darüber 
hinaus lässt sich sagen, dass rechtsex-
treme Ideologie, anstelle von Präven-
tion und Ursachenbekämpfung oder 
der Förderung eines selbstbestimmten, 
verantwortungsvollen Konsumverhal-
tens, auf Repression, härtere Strafen 
und Ausbau von Kontroll- und Über-
wachungsmaßnahmen setzt. Von 
vielen rechten und rechtsextremen 
Parteien sowie ihren Anhänger_in-
nen werden jedoch nicht nur liberale 

Drogenpolitiken abgelehnt, sondern 
auch Unterstützungsprogramme für 
Suchterkrankte. Die Forderung nach 
„Zwangstherapie für Drogenabhängi-
ge“, wie sie von der FPÖ-Nationalrats-
abgeordneten Dagmar Belakowitsch-
Jenewein aufgestellt wurde, ignoriert 
beispielsweise, dass nicht jeder 
Konsum mit einer Suchterkrankung 
gleichzusetzen ist und die Wirksam-
keit derartiger Maßnahmen nicht 
durch Zwang, sondern ausschließlich 
durch (freiwillige) Bereitschaft der Be-
troffenen erreicht werden kann. Auch 
Waldarbeit oder landwirtschaftliche 
Tätigkeiten, wie es die FPÖ begleitend 
zum Entzug vorgeschlagen hat, zielen 
nicht notwendigerweise auf die Hei-
lung ab. Vielmehr wird deutlich, dass 
sich hinter der Ablehnung von Sucht-
hilfe auch gängige Muster menschen-
feindlicher, sozialdarwinistischer 
Politiken verbergen, in denen schwä-
chere Mitglieder der Gesellschaft nicht 
unterstützt, sondern im Gegenteil als 
Last für die Allgemeinheit erachtet 
werden. Die AfD fordert in ihrem 
Parteiprogramm beispielsweise, „nicht 
therapierbare Alkohol- und Drogenab-
hängige sowie psychisch kranke Täter 
[…] nicht in psychiatrischen Kranken-
häusern, sondern in der Sicherungs-
verwahrung unterzubringen“. Hinzu 
kommt außerdem, dass sich rechtsext-
reme und neonazistische Gewalt auch 
immer wieder gegen soziale Rand-
gruppen wie Konsument_innen von 
Drogen und Suchterkrankte richtet.

Judith Goetz ist Mitglied der  
Forschungsgruppe Ideologien und 
Politiken der Ungleichheit und studiert 
Politikwissenschaften im Doktorat an 
der Uni Wien.

 „Drogenfreier Volkskörper“ 
 Rechtsextreme Drogenpolitiken, rechtsextremer Drogenkonsum.  
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